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Jahreswirtschaftsbericht 1986 der Bundesregierung 


Gemäß § 2 des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des 
Wachstums der Wirtschaft (StWG) legt die Bundesregierung 
hiermit dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat den 
Jahreswirtschaftsbericht 1986 vor. 

Mit dem Jahreswirtschaftsbericht stellt die Bundesregierung 
gemäß § 3 des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des 
Wachstums der Wirtschaft gesamtwirtschaftliche Orientie- 
rungsdaten für 1986 zur Verfügung. Sie sollten auch bei den 
preis- und einkommensrelevanten Entscheidungen im Ge- 
sundheitswesen — gemäß § 405 a der Reichsversicherungsord- 
nung — berücksichtigt werden. 

Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirt- 
schaftlichen Entwicklung (Rat) hat am 22. November 1985 sein 
Jahresgutachten 1985/86 (JG) „Auf dem Weg zu mehr Beschäf- 
tigung“ vorgelegt. Die Bundesregierung dankt dem Rat für 
seine fundierte Analyse der Wirtschaftsentwicklung im letz- 
ten Jahr und der Aussichten für 1986 ebenso wie für seine 
Erörterung zentraler Fragen der Wirtschaftspolitik. Sie 
nimmt zum Jahresgutachten wiederum jeweils im Sachzu- 
sammenhang Stellung. 

Zur Vorbereitung des Jahreswirtschaftsberichts wurde die 
Wachstums- und beschäftigungspolitische Strategie der Bun- 
desregierung mit Vertretern der Gewerkschaften und dem 
Gemeinschaftsausschuß der Deutschen gewerblichen Wirt- 
schaft sowie im Konjunkturrat für die öffentliche Hand mit 
den Ländern und Gemeinden erörtert. 
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A. Ausgangstage und wirtschaftliche Perspektiven für 1986 


I. Wliischaftspolitische Ausgangslage 

1 . Der wirtschaftliche Aufschwung in der Bundes- 
republik Deutschland hat 1985 deutlich an Kraft ge- 
wonnen. Getragen wird die gesamtwirtschaftliche 
Expansion von einem breiten Fächer binnen- und 
außenwirtschaftlicher Impulse. Bei Investoren und 
Verbrauchern ist die Zuversicht beachtlich gewach- 
sen. Die Beschäftigungslage verbessert sich zuse- 
hends. 

Der Aufschwung geht nunmehr in sein viertes Jahr. 
Er entfaltet sich auf solider Grundlage. Zu Recht 
sieht der Sachverständigenrat zur Begutachtung 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in seinem 
Jahresgutachten 1985/86 gute Aussichten dafür, daß 
die deutsche Wirtschaft auch über das Jahr 1986 
hinaus auf Wachstumskurs bleibt und die Beschäf- 
tigung weiter steigt (Ziffer 173 JG). 

Die Konstitution der deutschen Wirtschaft ist fühl- 
bar verbessert. Vor allem ist der Anspruch des Bür- 
gers auf stabilen Geldwert inzwischen weitgehend 
erfüllt. Die Staatsfinanzen sind wieder geordnet. 
Die Haushaltsdefizite wurden deutlich zurückge- 
führt. Der Anteil der öffentlichen Ausgaben am So- 
zialprodukt konnte spürbar verringert werden. Die 
Gesundung der öffentlichen Finanzen macht nach- 
haltige Steuersenkungen möglich. Auch ist die Pri- 
vatisierung von Unternehmen im Staatsbesitz in 
Gang gesetzt. Der Zugang breiter BevÖlkerungs- 
schichten zur Vermögensbildung in Form von Pro- 
duktivkapital wurde erleichtert. Für die Beschaf- 
fung von Eigenkapital durch mittelständische Un- 
ternehmen gibt es bessere Bedingungen. Durch das 
Zusammenwirken von stabilitätsgerechter Geldpo- 
litik und solider Finanzpolitik war es möglich, die 
Zinsen zu senken und ein Abkoppeln vom interna- 
tionalen Zinsniveau zu erreichen. 

Insgesamt haben sich dadurch die Freiräume der 
Privaten erweitert. Der Drang zur Selbständigkeit 
ist wieder größer geworden. Die Existenzgründun- 
gen nehmen zu. In den Unternehmen wächst die 
Investitionsbereitschaft kräftig. Kapazitätserweite- 
rungen gewinnen wieder an Gewicht. 

Damit vergrößern sich — auch nach Auffassung des 
Rates — die Chancen für einen lang anhaltenden 
Aufschwung mit einer beschleunigten Ausweitung 
der Dauerarbeitsplätze (Ziffer 175 JG). Die Voraus- 
setzungen für mehr Beschäftigung und mehr 
Wachstum — so das Urteil des Rates — sind besser 
als anderswo in Europa (Ziffer 39 JG). 

Die Wirtschaftspolitik der Bundesregierung ist da- 
mit auf dem richtigen Kurs. Die marktwirtschaftli- 
che Neuorientierung trägt Früchte. Nicht dirigisti- 
sche Maßnahmen mit kurzfristigen Scheinerfolgen, 
sondern nur die eingeleitete Politik einer grundle- 
genden marktwirtschaftlichen Erneuerung und ei- 


ner Verbesserung der gesamtwirtschaftlichen Rah- 
menbedingungen bietet Gewähr dafür, daß die 
Volkswirtschaft die heutigen Probleme schrittweise 
lösen und die Herausforderungen von morgen auf 
Dauer erfolgreich bestehen kann. 

2 . Mit dem Jahr 1985 ist die deutsche Wirtschaft 
auf dem Wege zu einer besseren Erfüllung der Ziele 
des Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes einen be- 
deutenden Schritt vorangekommen: 

— Das Wachstum des Bruttosozialproduktes hat 
sich nach erheblichen Behinderungen durch den 
ungewöhnlich starken Wintereinbruch Anfang 
1985, den stärksten seit mehr als zwanzig Jah- 
ren, im Jahresverlauf deutlich beschleunigt. Im 
Jahresdurchschnitt betrug die Zunahme real 
2 V 2 v.H. 

Nachdem das Sozialprodukt real von Anfang 
1980 bis Ende 1982 saisonbereinigt um rd. 
2 V 2 v.H. zurückgegangen war, ist es seitdem bis 
Ende 1985 um fast 10 v.H. gestiegen. Dies ent- 
spricht einer Zunahme der wirtschaftlichen Lei- 
stung auf Jahresbasis um annähernd 150 Mrd. 
DM. Wichtig ist dabei vor allem, daß die Investi- 
tionsschwäche der Wirtschaft, eine wesentliche 
Ursache der derzeitigen Probleme am Arbeits- 
markt, überwunden werden konnte. Nach einem 
realen Rückgang der Ausrüstungsinvestitionen 
in den Jahren 1981 und 1982 von rd. 10 v.H. 
haben diese in den folgenden drei Jahren wieder 
real um insgesamt rd. 15 v.H. zugenommen. Für 
1986 planen die Unternehmen eine weitere deut- 
liche Ausdehnung ihrer Investitionstätigkeit. 

— Der Anstieg der Beschäftigung, der nach einem 
dramatischen Rückgang zu Beginn der achtzi- 
ger Jahre 1984 wieder in Gang kam, setzte sich 
1985 verstärkt fort. Die Zahl der Erwerbstätigen 
stieg im Verlauf des vergangenen Jahres um rd. 
250 000. Damit war sie zuletzt spürbar höher als 
Ende 1982. 

Obwohl inzwischen wieder erheblich mehr Ar- 
beitsplätze besetzt werden konnten, ist die Ar- 
beitslosenzahl im letzten Jahr noch nicht gesun- 
ken. Ursache dafür ist, daß geburtenstarke Jahr- 
gänge auf den Arbeitsmarkt drängen und unter 
dem Eindruck der verbesserten Wirtschaftsent- 
wicklung eine unerwartet große Zahl von Perso- 
nen, die vorher keine Beschäftigungschancen 
sahen, nun einen Arbeitsplatz anstrebt Im übri- 
gen sind — anders als in den vergangenen Jah- 
ren — wieder mehr Ausländer zugewandert als 
die Bundesrepublik Deutschland verlassen ha- 
ben. Außerdem wirkte sich die Abschwächung 
der Bautätigkeit aus, die wesentlich stärker war, 
als Anfang 1985 unterstellt werden konnte. 

— Die Steigerungsrate der Verbraucherpreise 
konnte in den vergangenen Jahren kontinuier- 
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lieh zurückgeführt werden. Ende 1985 war der 
Preisindex für die Lebenshaltung nur noch um 
1,8 v.H. höher als zwölf Monate zuvor. Die Mie- 
ten im freifinanzierten Wohnungsbau verzeich- 
neten den niedrigsten Anstieg seit Beginn ihrer 
statistischen Erfassung (1962). Die Bundesrepu- 
blik Deutschland steht in bezug auf die Preissta- 
bilität an der Spitze der westlichen Industriena- 
tionen. 

— Die internationale Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Wirtschaft ist gut. Der hohe technolo- 
gische Stand deutscher Erzeugnisse und eine at- 
traktive Produktpalette tragen dazu ebenso bei 
wie pünktliche Lieferungen, guter Service und 
stabile Preise. Die Leistungsbilanz wies 1985 ei- 
nen beachtlich gewachsenen Aktivsaldo auf. Un- 
ter dem Einfluß der deutlich anziehenden Bin- 
nennachfrage und der Abschwächung des Dol- 
lar-Kurses gegenüber der D-Mark dürfte aller- 
dings der Höhepunkt der Überschußbildung be- 
reits erreicht sein. Die durch die Wechselkurs- 
änderungen bedingte Verbilligung der Importgü- 
ter bedeutet dabei zugleich eine Stärkung der 
Kaufkraft im Inland. 

3 . Ein stabiler Geldwert, wie er jetzt wieder er- 
reicht ist, erleichtert für den einzelnen die langfri- 
stigen Entscheidungen und ist ein wesentliches Ele- 
ment zur Stabilisierung des Vertrauens und zur 
Stärkung der Realeinkommen. Geldwertstabilität 
schafft Sicherheit, daß das Ergebnis der Leistung 
von heute auch morgen noch seinen Wert behält. 

Stabilitätspolitik ist soziale Politik. Sie verhindert 
inflationäre Einkommens- und Vermögensumver- 
teilungen, die primär die sozial Schwächeren bela- 
sten. Den Lohn- und Gehaltsbeziehern werden auch 
bei moderaten Nominallohnsteigerungen Realein- 
kommenszuwächse zuteil. Ebenso werden Anhe- 
bungen von Renten- und Sozialleistungen nicht 
mehr durch Preissteigerungen aufgezehrt, sondern 
führen zu einer Steigerung der Kaufkraft. 

Neben diesen positiven Wirkungen für Arbeitneh- 
mer, Rentner und Sparer fördern stabile Preise vor 
allem entscheidend das Wachstum der Wirtschaft 
und verbessern die Chancen für mehr Beschäfti- 
gung. So kommt es nicht zu wachstumshemmenden 
Fehlinvestitionen der Unternehmen aufgrund ver- 
zerrter Preisstrukturen oder wegen einer Flucht in 
Sachwerte zum Schutz vor Inflation, wie sie in den 
siebziger Jahren beobachtet wurde. Gleichzeitig ha- 
ben Unternehmen und Sparer für ihre langfristigen 
Dispositionen eine solide Entscheidungsgrundlage. 
Wichtig ist auch, daß ein inflationsfrei verlaufender 
Aufschwung Fehlallokationen von Ressourcen ver- 
hindert und kein Gegensteuern durch eine restrik- 
tive Geld- und Finanzpolitik erforderlich macht (vgl. 
Ziffer 176 JG). 

4 . Kennzeichnend für die derzeitige gesamtwirt- 
schaftliche Entwicklung ist die deutlich verbreiterte 
Basis der konjunkturellen Expansion. Sie trägt im- 
mer klarer die Züge einer sich selbst tragenden 
Aufwärtsbewegung. Neben den Exporten als einer 
wesentlichen Triebfeder des Aufschwungs erhält 


der Wachstumsprozeß durch die kräftige Steige- 
rung der Ausrüstungsinvestitionen und die seit 
Mitte 1985 zu beobachtende Belebung des Privaten 
Verbrauchs eigenständige Dynamik. Damit verla- 
gern sich die gesamtwirtschaftlichen Auftriebs- 
kräfte — wie angestrebt — verstärkt von der Aus- 
landsnachfrage hin zu inländischen Wachstumsim- 
pulsen. Insgesamt ist somit ein solides Fundament 
dafür geschaffen, daß — wie der Sachverständigen- 
rat es ausgedrückt hat — 1986 ein gutes, vielleicht 
sogar ein noch besseres Jahr als 1985 wird (Ziffer 
148 JG). 

5 . Für eine weitere Verbesserung der gesamtwirt- 
schaftlichen Entwicklung spricht vor allem, daß die 
Stimmung bei Unternehmern und Verbrauchern im 
Jahresverlauf spürbar zuversichtlicher geworden 
ist. Der Geschäftsklima-Index des Ifo-Instituts, in 
dem die Urteile der Unternehmer über ihre derzei- 
tige Geschäftslage und ihre Erwartungen für die 
künftige Entwicklung erfaßt werden, erreichte für 
die Verarbeitende Industrie den höchsten Stand 
seit mehr als zehn Jahren. Bei anhaltend hoher 
Auslandsnachfrage und zunehmenden Inlandsbe- 
stellungen beabsichtigen die Unternehmen, ihre 
Produktion weiter zu steigern. In vielen Industrie- 
zweigen hat die Kapazitätsauslastung inzwischen 
erstmals seit Jahren wieder ihr Normalniveau er- 
reicht; hier und dort kam es sogar zu Engpässen. 
Dies fördert — zusammen mit optimistischen Ab- 
satz- und Ertragserwartungen — die Bereitschaft 
zur weiteren Verstärkung der Investitionstätigkeit, 
insbesondere zur Modernisierung und zum Aufbau 
neuer Produktionskapazitäten, die für zusätzliche 
Arbeitsplätze unerläßlich sind. Gleichzeitig hat die 
konsequente Politik der Haushaltskonsolidierung 
eine spürbare Entlastung der Kapitalmärkte ge- 
bracht und damit einen deutlichen Rückgang des 
Zinsniveaus ermöglicht, so daß auch von der Finan- 
zierungsseite her die Investitionsbedingungen 
nochmals günstiger geworden sind. 

6 . Die verbesserte Wirtschafts- und Beschäfti- 
gungslage hat die Verbraucher wieder kauffreudi- 
ger gestimmt. Der Private Verbrauch hat sich infol- 
gedessen seit Mitte letzten Jahres deutlich belebt. 
Annähernd stabile Preise und eine zunehmende Be- 
schäftigung ließen auch bei moderaten, der gesamt- 
wirtschaftlichen Situation angemessenen Tarif- 
lohnabschlüssen die Realeinkommen steigen. Die 
zum 1. Januar 1986 in Kraft getretene Senkung der 
Lohn- und Einkommensteuer wird dem Privaten 
Verbrauch zusätzliche Impulse geben. 

7 . Im Gegensatz zur Entwicklung im Verarbeiten- 
den Gewerbe gingen von der Bauwirtschaft, und 
hier insbesondere vom Wohnungsbau, im abgelau- 
fenen Jahr erhebliche Belastungen für das gesamt- 
wirtschaftliche Wachstum und für den Arbeits- 
markt aus. Binnen Jahresfrist verringerte sich die 
Zahl der im Baugewerbe Beschäftigten beträcht- 
lich. 

Der starke Rückschlag bei den Wohnungsbauauf- 
trägen zu Beginn des Jahres 1985 konnte im weite- 
ren Jahresverlauf trotz einer deutlichen Erholung 
der Ordertätigkeit und einer beachtlich verbesser- 
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ten Auftragslage in den übrigen Bausparten nicht 
ausgeglichen werden. Wenngleich — auch nach 
Auffassung des Rates (vgl. Ziffer 160 JG) — der 
schwierigste Streckenabschnitt inzwischen bewäl- 
tigt sein dürfte, so ist der Anpassungsprozeß im 
Bausektor an eine dauerhaft veränderte Nachfra- 
gestruktur wohl noch nicht abgeschlossen. Der 
Staat darf diesen unumgänglichen Strukturwandel 
nicht aufhalten und könnte es auf Dauer auch gar 
nicht; er kann den Anpassungsprozeß lediglich mil- 
dern. Zusammen mit den Haushaltsbeschlüssen 
vom l.Juli 1985 hat die Bundesregierung deshalb 
Maßnahmen ergriffen, die durch Umstrukturierung 
der öffentlichen Ausgaben eine Abstützung der 
Baunachfrage zum Ziel haben, um einem übermäßi- 
gen Anpassungsdruck und damit verbundenen Här- 
ten für die Betroffenen zu begegnen. 


8 . Am Arbeitsmarkt hat der Aufschwung inzwi- 
schen zu erkennbaren Fortschritten geführt: 

— Seit der Jahreswende 1983/84 haben rd. 350 000 
Menschen zusätzlich Arbeit gefunden. Die Zahl 
derjenigen, die sich eine selbständige Existenz 
aufbauen wollen, nimmt erstmals seit vielen 
Jahren wieder zu. 

— Die Jugendarbeitslosigkeit liegt deutlich unter 
dem Stand der Vorjahre. Im Vergleich mit allen 
anderen EG-Ländern war die Arbeitslosenquote 
bei jungen Menschen unter 25 Jahren in der 
Bundesrepublik Deutschland am niedrigsten. 

— Die durchschnittliche Dauer der Arbeitslosigkeit 
bei den Abgängern aus Arbeitslosigkeit war mit 
6,8 Monaten erstmals leicht rückläufig. 

— Die Zahl der Kurzarbeiter ist gegenüber ihrem 
Anfang 1983 registrierten Höhepunkt um über 
eine Million reduziert worden. Sie beträgt heute 
weniger als ein Fünftel des damaligen Standes 
und hat — mit Ausnahme der Bauwirtschaft — 
in den meisten Bereichen der Wirtschaft inzwi- 
schen kaum noch Bedeutung. 

Die Beschäftigungsreserven in den Betrieben 
sind damit weitgehend erschöpft; die angestreb- 
te Ausdehnung der Produktion erfordert die 
Einstellung zusätzlicher Arbeitnehmer. 

— Auch der Bestand der bei den Arbeitsämtern ge- 
meldeten offenen Stellen — binnen Jahresfrist 
war hier eine Zunahme von mehr als einem 
Drittel zu verzeichnen — macht den wachsen- 
den Arbeitskräftebedarf der Wirtschaft deut- 
lich. 

Trotz der spürbaren Belebung der Arbeitskräfte- 
nachfrage ist es im Jahresdurchschnitt noch nicht 
zu einem Rückgang der Arbeitslosenzahl gekom- 
men. Zu Recht hat der Sachverständigenrat aber 
darauf hingewiesen, daß mehr Beschäftigte in je- 
dem Fall Vermeidung von Arbeitslosigkeit bedeu- 
ten (Ziffer 46 JG). Auch hat die Arbeitslosigkeit 
bereits seit dem Frühjahr 1983 saisonbereinigt 
nicht mehr zugenommen, während sie in den drei 
Jahren vorher um über 1,4 Mio. auf rd. 2,3 Mio. Per- 
sonen gestiegen war. 


Zu erklären ist das anhaltend hohe Niveau der Ar- 
beitslosenzahlen trotz steigender Beschäftigung al- 
lein dadurch, daß das Arbeitskräfteangebot sehr 
viel stärker als der Arbeitskräftebedarf der Wirt- 
schaft zugenommen hat War die Erwerbspersonen- 
zahl im Jahre 1984 um gut 20 000 gestiegen, so hat 
sich dieser Zuwachs im abgelaufenen Jahr etwa 
verzehnfacht Zugleich ist die Erwerbsbeteiligung 
— insbesondere von Frauen — deutlich größer ge- 
worden: Mehr als zwei Drittel aller neuen Arbeits- 
plätze wurden im abgelaufenen Jahr mit Frauen 
besetzt. 

9 . Die Entwicklung am Arbeitsmarkt ist nicht ein- 
heitlich. So bilden die im Jahresdurchschnitt gemel- 
deten mehr als zwei Millionen Arbeitslosen keinen 
festgefügten Block. Im abgelaufenen Jahr schieden 
über 3,7 Mio, Personen aus dem Kreis der Arbeitslo- 
sen aus, während etwa im gleichen Umfang Perso- 
nen neu als arbeitslos von den Arbeitsämtern regi- 
striert wurden. Dies zeigt, daß die Chancen zur Ein- 
gliederung der Arbeitslosen auf dem Arbeitsmarkt 
größer sind als der nahezu gleichbleibend hohe Be- 
stand vermuten läßt (vgl. auch Ziffer 88 JG). Aller- 
dings nahm die Zahl der Dauerarbeitslosen weiter 
zu. Hierbei handelt es sich inbesondere um weniger 
qualifizierte und oft auch um ältere Arbeitnehmer, 

Beschäftigung und Arbeitslosigkeit verlaufen von 
Branche zu Branche sowie von Region zu Region 
unterschiedlich. Trotz hoher Arbeitslosigkeit wird 
in einigen Branchen regional über Arbeitskräfte- 
mangel geklagt. Strukturelle Diskrepanzen zwi- 
schen Angebot und Nachfrage nach Arbeitskräften 
bestehen ganz besonders hinsichtlich der Qualifika- 
tionen. 

Die nachhaltige Verbesserung der Beschäftigungs- 
lage bleibt die größte Aufgabe der Wirtschaftspoli- 
tik. Patentrezepte, die einen zugleich raschen und 
dauerhaften Abbau der Arbeitslosigkeit ermögli- 
chen würden, gibt es dabei nicht. In der Tat kann 
das heutige hohe Niveau der — vorwiegend struktu- 
rellen — Arbeitslosigkeit, das in einem mehr als 
zehnjährigen Prozeß entstanden ist, nur mittelfri- 
stig auf ein erträgliches Maß zurückgeführt werden 
(vgl. Ziffer 177 JG). 

10. Die Aufwärtsentwicklung der Weltwirtschaft 
dauert Anfang 1986 an. Alle wichtigen internationa- 
len Organisationen gehen weiterhin von einer deut- 
lichen Ausweitung des Welthandels aus. Allerdings 
darf nicht übersehen werden, daß die Verschul- 
dungsprobleme in vielen Entwicklungsländern 
nach wie vor schwierig sind, zumal diese zum Teil 
Erlöseinbußen als Folge sinkender Rohstoffpreise 
verkraften müssen. Einige Industrieländer sind im- 
mer noch mit beträchtlichen Haushaltsdefiziten 
konfrontiert, die eine weitere Senkung der Kapital- 
marktzinsen erschweren. Die angesichts großer au- 
ßenwirtschaftlicher Ungleichgewichte starken pro- 
tektionistischen Tendenzen sind ebenfalls ein Zei- 
chen dafür, daß weltwirtschaftliche Risiken in er- 
heblichem Maße fortbestehen. 

Andererseits haben sich die Rahmenbedingungen 
in vielen Staaten deutlich verbessert. Die Inflation 
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konnte fast überall zurückgedrängt werden. Der 
strukturelle Anpassungsprozeß ist vielfach voran- 
gekommen. Schließlich hat sich die Ertragslage der 
Unternehmen in einer Reihe von Ländern konsoli- 
diert. Vor allem besteht heute in wesentlichen 
Punkten eine breite Übereinstimmung zwischen 
den Regierungen der Industriestaaten und in der 
Europäischen Gemeinschaft über die notwendige 
Grund aus richtung der Wirtschaftspolitik, um dau- 
erhaft Wachstum und mehr Beschäftigung zu si- 
chern. 


II. Gesamtwirtschaftliche Eckwerte 

11 . Angesichts der im ganzen günstigen Aus- 
gangslage bleibt es wirtschaftspolitisches Hauptziel 
der Bundesregierung, weitere Fortschritte in Rich- 
tung eines hohen Beschäftigungsstandes zu erzie- 
len, ohne die eingetretenen Erfolge zu gefährden. 
Voraussetzung dafür ist die konsequente Fortset- 
zung des eingeschlagenen wirtschafts- und finanz- 
politischen Kurses. Zur Realisierung der im folgen- 
den genannten Eckwerte der für 1986 erwarteten 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung kommt es dar- 
auf an, daß die eigentlichen Akteure des wirtschaft- 
lichen Handelns in einer marktwirtschaftlichen 
Ordnung, nämlich Unternehmer und Arbeitnehmer, 
Investoren und Verbraucher sowie die Tarifver- 
tragsparteien, den von der Wirtschaftspolitik ge- 
setzten Datenkranz aktiv nutzen. 

Die Bundesregierung erwartet aufgrund der um die 
Jahreswende verfügbaren Informationen und der 
sich abzeichnenden Perspektiven 1986 eine gesamt- 
wirtschaftliche Entwicklung, die gekennzeichnet ist 
durch 

— ein kräftiges Wirtschaftswachstum, so daß das 
Bruttosozialprodukt sein Vorjahresniveau im 
Jahresdurchschnitt real um rd. 3 v. H. und damit 
stärker als in den letzten sechs Jahren übertref- 
fen dürfte, 

— eine weiter zunehmende Beschäftigung, die zu 
einem Anstieg der Erwerbstätigenzahl um rund 
300 000 Personen, das sind mehr als 1 v. H., im 
Jahresdurchschnitt führt und zu einer deut- 
lichen Senkung der Arbeitslosenquote auf rd. 
8V2 V. H. der unselbständigen bzw. rd. 7 V 2 v. H. 
aller Erwerbspersonen beitragen dürfte, 

— die Bewahrung des bereits hohen Grades an 
Preisstabilität mit einer Begrenzung des Ver- 
braucherpreisanstiegs auf rd. IV2 bis 2 v. H. im 
J ahresdurchschnitt, 

— das Auslaufen der Tendenz zu steigenden Über- 
schüssen bei den laufenden Transaktionen mit 
dem Ausland, wodurch sich der nominale Au- 
ßenbeitrag bei -1-4 V. H. und der gesamte Lei- 
stungsbilanzüberschuß bei ca. 2 v. H. des Brutto- 
sozialprodukts stabilisieren dürfte. 

Diese gesamtwirtschaftlichen Eckwerte entspre- 
chen weitgehend den Erwartungen anderer Stellen, 
seien es wirtschaftswissenschaftliche Forschungs- 


institute, der Sachverständigenrat oder internatio- 
nale Organisationen. Abweichungen in den Voraus- 
schätzungen für das Wirtschaftswachstum gehen 
dabei durchweg in die positive Richtung. Von daher 
ist der Ansatz der Jahresprojektion eher eine vor- 
sichtige Zielsetzung. Die quantitativen Unter- 
schiede in der Beurteilung der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung sind jedoch insgesamt gering und bewe- 
gen sich durchweg im Unsicherheitsbereich solcher 
Vorausschätzungen. Die breite Übereinstimmung 
im Erwartungsspektrum bedeutet allerdings nicht, 
daß hinsichtlich der gesamtwirtschaftlichen Ent- 
wicklung keine Risiken bestehen. Diese werden 
aber wegen der auch vom Sachverständigenrat her- 
ausgestellten verbesserten Konstitution der deut- 
schen Wirtschaft und der günstigen Rahmenbedin- 
gungen von nahezu allen Fachleuten derzeit eher 
als geringer angesehen als 1985. Die Bundesregie- 
rung teilt diese Auffassung. 

Die weit- und binnenwirtschaftlichen Bedingungen, 
die der Jahresprojektion zugrundeliegen, sind im 
einzelnen in der beigefügten Anlage erläutert. 

Wirtschaftswachstum 

12 . Die Wachstumskräfte verlagern sich inzwi- 
schen zunehmend von der Auslands- zur Inlands- 
nachfrage. Der Aufschwung hat damit eine breitere 
Basis. Die wirtschaftliche Aufwärtsentwicklung ist 
robust. Mögliche außenwirtschaftliche Risiken, soll- 
ten sie sich realisieren, dürften infolgedessen die 
gesamtwirtschaftliche Aktivität weniger stark be- 
einträchtigen, als dies noch in der jüngeren Vergan- 
genheit der Fall gewesen wäre. 

In den beiden letzten Jahren war die Expansion der 
Inlandsnachfrage deutlich hinter dem Anstieg des 
Bruttosozialprodukts zurückgeblieben; die Ausfuh- 
ren hatten sich überdurchschnittlich ausgeweitet, 
wozu die auch wechselkursbedingt verbesserte 
Wettbewerbsposition der deutschen Exporteure bei- 
getragen hatte. Bei wieder realistischeren Wechsel- 
kursrelationen dürfte sich die Exportentwicklung 
nunmehr stärker an der Welthandelsausweitung 
ausrichten, also eine geringere Wachstumsdynamik 
als in den beiden letzten Jahren aufweisen. 

Dem steht nach Auffassung aller Beobachter eine 
merkliche Kräftigung der Inlandsnachfrage, also 
bei Verbrauch und Investitionen, gegenüber. Hin- 
sichtlich der positiven Bedingungen, die für eine 
verstärkte Expansion der Unternehmensinvestitio- 
nen sprechen, kann auf die Ausführungen des Jah- 
reswirtschaftsberichts 1985 (Ziffer 11) verwiesen 
werden. Sie gelten uneingeschränkt fort. Die Vor- 
aussetzungen für dynamische Unternehmensinve- 
stitionen — neben den kurzfristigen Nachfrageas- 
pekten für eine nachhaltige Verstärkung des Pro- 
duktionspotentials und damit der künftigen Be- 
schäftigungsmöglichkeiten unabdingbar — haben 
sich weiter verbessert. Die von der Bundesregie- 
rung immer wieder herausgestellte Kausalkette 
zwischen Erträgen, Investitionen und Beschäfti- 
gung hat sich eindrucksvoll bestätigt. Auch der 
Sachverständigenrat sieht den engen Zusammen- 
hang zwischen einer Verbesserung der Gewinnmar- 
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gen und einer kräftigen Belebung der Investitionen 
(Ziffer 51 JG). 

Erheblich günstiger als in den letzten Jahren sind 
1986 die Voraussetzungen für eine verstärkte Aus- 
weitung des Verbrauchs. Da der Private Verbrauch 

— das wesentliche Ziel allen Wirtschaftens — weit 
mehr als die Hälfte des Bruttosozialprodukts aus- 
macht, erhält damit das Wirtschaftswachstum auch 
von dieser Seite kräftige Impulse. Der Anstieg des 
verfügbaren Einkommens der privaten Haushalte 
wird sich 1986 erheblich beschleunigen, wozu vor 
allem auch die steigende Beschäftigung, die zu Jah- 
resbeginn in Kraft getretene erste Stufe der Lohn- 
und Einkommensteuersenkung sowie die stärkere 
Anhebung der Sozialleistungen beitragen. Gleich- 
zeitig sorgen die stabilitätspolitischen Erfolge da- 
für, daß der nominale Einkommensanstieg auch zu 
einem echten wohlstandssteigernden Kaufkraftzu- 
wachs wird, also die Verbrauchsausgaben real deut- 
lich erhöht werden können. 

Wachstumsimpulse dürften auch von den öffentli- 
chen Investitionen ausgehen. Die Wohnungsbautä- 
tigkeit wird sich voraussichtlich stabilisieren. 

Beschäftigung 

13 . Der Anstieg der Beschäftigung im letzten Jahr 
hat die im Jahreswirtschaftsbericht 1985 geäußer- 
ten positiven Erwartungen übertroffen. Dennoch 
kann das erreichte Beschäftigungsniveau noch kei- 
neswegs befriedigen. Die Beschäftigungswünsche 
gehen immer noch über die verbesserten Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten deutlich hinaus. Mit den be- 
schriebenen Wachstumsperspektiven bestehen gute 
Voraussetzungen, daß sich diese Lücke weiter 
schließt. Das letzte Jahr hat eindrucksvoll den posi- 
tiven Zusammenhang zwischen Wachstum der 
Wirtschaft und Zunahme der Beschäftigung bestä- 
tigt. Der Sachverständigenrat unterstreicht, daß er 
die oft geäußerte Sorge, der Aufschwung könne am 
Arbeitsmarkt Vorbeigehen, für unbegründet hält 
(Ziffer 164 JG). 

Mit dem im Jahresdurchschnitt 1986 verstärkten 
Wirtschaftswachstum wird nach allen Erfahrungen 

— so auch der Sachverständigenrat — ein beschleu- 
nigter Beschäftigungsanstieg einhergehen. Da die 
Kurzarbeit weitgehend abgebaut ist, bestehen nur 
noch geringe Arbeitszeitreserven. Eine Ausweitung 
des Güter- und Dienstleistungsangebots setzt daher 
vermehrt die Einstellung neuen Personals voraus. 
Dies wird einmal im Verarbeitenden Gewerbe der 
Fall sein, wobei in diesem Jahr neben den Investi- 
tionsgüterindustrien auch verbrauchsnähere Berei- 
che einen steigenden Personalbedarf haben dürf- 
ten. Die Verbreiterung der Wachstumskräfte schafft 
auch günstige Bedingungen für eine Fortsetzung 
der Beschäftigungsausweitung in den Dienstlei- 
stungsbereichen. Gleichzeitig könnte sich die Be- 
schäftigungslage im Baugewerbe weitgehend stabi- 
lisieren. 

Während die Entwicklung der Nachfrage nach Ar- 
beitskräften angesichts der positiven Wachstums- 
tendenzen derzeit recht gut abgeschätzt werden 


kann, bestehen für die Angebotsseite und damit für 
das Ausmaß des möglichen Abbaus der Arbeitslo- 
senzahl erheblich größere Unsicherheiten. Ent- 
scheidend ist dafür der Mangel an aktuellem stati- 
stischem Zahlenmaterial, der keine hinreichend ge- 
naue Ableitung der demographischen Bewegungen 
erlaubt. Hinzu kommt, daß die in Zeiten günstiger 
Arbeitskräftenachfrage steigende Erwerbsneigung 
der Bevölkerung, insbesondere von Frauen, die 
Höhe des gesamten Erwerbspersonenangebots mit 
beeinflußt. Die verbesserten rechtlichen Möglich- 
keiten für Teilzeitbeschäftigung und befristete Ar- 
beitsverträge, die bereits intensiv genutzt werden, 
erleichtern eine solche Arbeitsaufnahme. In jedem 
Fall wird in diesem Jahr die Arbeitslosenzahl merk- 
lich geringer als im Vorjahr ausf allen. Das Ausmaß 
dieses Rückgangs wird auch davon abhängen, wie- 
viele Arbeitslose, die das 58. Lebensjahr überschrit- 
ten haben, an einer Vermittlung durch die Arbeits- 
ämter interessiert bleiben. Unter Hinweis auf die 
genannten Unsicherheiten geht die Bundesregie- 
rung für die Zahl der Arbeitslosen im Jahresdurch- 
schnitt 1986 von etwa 2,15 Mio. und für die Zahl 
aller Erwerbstätigen von rd. 25,8 Mio. aus. Da in 
Zukunft der demographisch bedingte Einfluß auf 
die Zunahme des Erwerbspersonenangebots ab- 
nimmt, wird sich eine anhaltende Beschäftigungs- 
zunahme von nun an verstärkt in einer Abnahme 
der Arbeitslosenzahlen niederschlagen können. 
Wichtigste Voraussetzung hierfür ist eine Versteti- 
gung des gesamtwirtschaftlichen Wachstums. Die 
Aussichten dafür sind gut. 


Preisentwicklung 

14 . Das wirtschaftspolitische Ziel, Stabilität des 
Preisniveaus herbeizuführen, kann bei einer Preis- 
steigerungsrate, die auf der Verbraucherstufe im 
Jahresvergleich bei rd. 2 v. H. — und zuletzt sogar 
darunter — liegt, weitgehend als erreicht betrachtet 
werden. Die damit verbundenen gesamtwirtschaftli- 
chen Vorteile sprechen für sich (vgl. Ziffer 3). Im 
Jahreswirtschaftsbericht 1985 wurde darauf hinge- 
wiesen, daß das Ausbleiben inflatorischer Spannun- 
gen Voraussetzung für ein dauerhaftes Wirtschafts- 
wachstum ist; dies gilt nach einem weiteren Jahr 
hoher Preisstabilität uneingeschränkt fort. Für die 
Finanz- und Geldpolitik besteht kein Grund zum 
Gegensteuern, sie können vielmehr zunehmend für 
die Verstärkung des Wachstumsspielraums einge- 
setzt werden; von der Aufgabe, Preisstabilität über- 
haupt erst einmal herbeizuführen, sind sie jeden- 
falls befreit (Ziffer 175 JG). Außerdem brauchen die 
Lohnabschlüsse sich nicht schwergewichtig am 
preisbedingten Kaufkraftschwund auszurichten. 
Dies hat insbesondere in den siebziger Jahren viel- 
fach zum gegenseitigen Aufschaukeln von Löhnen 
und Preisen beigetragen, das zu einem Keim für 
Abschwächung und Rezession wurde. 

Zu den preisdämpfenden inländischen Faktoren, 
insbesondere intensiver Wettbewerb und eine wei- 
terhin moderate Lohnstückkostenentwicklung, 
kommen in diesem Jahr — vor allem wechselkurs- 
bedingt — sinkende Importpreise hinzu. Werden 
diese Kostensenkungen in den Endnachfrageprei- 
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sen weitergegeben, dann bestehen gute Aussichten, 
daß sich der Anstieg der Verbraucherpreise im Jah- 
resdurchschnitt 1986 abermals zurückbildet und auf 
IV 2 bis 2 V. H. begrenzt werden kann. 

Außenwirtschaftliches Gleichgewicht 

15 . Mit der Verlagerung der Wachstumskräfte von 
der Auslands- zur Inlandsnachfrage dürfte sich die 
in den vergangenen Jahren beobachtete Tendenz zu 
wachsenden außenwirtschaftlichen Überschüssen 
nicht mehr fortsetzen. Die Belebung der Binnen- 
nachfrage, insbesondere des Verbrauchs, das über 
den Durchschnitt der anderen Industrieländer hin- 
ausgehende gesamtwirtschaftliche Wachstum so- 
wie die Höherbewertung der D-Mark werden vor- 
aussichtlich zu einem erheblich stärkeren Anstieg 
des Importvolumens als der Exporte führen. Hin- 
sichtlich der Wirkungen auf die nominalen Salden, 
also Außenbeitrag und Leistungsbilanz, dürfte diese 
Entwicklung in diesem Jahr allerdings durch die 
sich abzeichnende starke terms-of-trade-Verbesse- 
rung tendenziell noch wettgemacht werden. In der 
weiteren Zukunft kann die Überschußposition aber 
wieder auf ein vertretbares Maß zurückgeführt 
werden, wenn der überproportionale Anstieg der In- 
landsnachfrage anhält, kein negatives Konjunktur- 
gefälle gegenüber den Handelspartnern entsteht 
und wenn bei realistischem Wechselkursgefüge die 
Austauschverhältnisse im Außenhandel einigerma- 
ßen stabil bleiben. 

Der Sachverständigenrat stellt in seinem jüngsten 
Gutachten fest, daß der Überschuß in der Handels- 
und Dienstleistungsbilanz, d. h. der Außenbeitrag, 
weit mehr ist, als die Bundesrepublik zur Erfüllung 
ihrer internationalen Verpflichtungen benötigt (Zif- 
fer 163 JG). Die Bundesregierung nimmt diesen 
Hinweis ernst. Sie ist nicht an dauerhaft hohen 
Überschüssen in der Leistungsbilanz interessiert, 
die zu ernsteren Problemen für unsere Partnerstaa- 
ten führen könnten. Daher wird die Bundesregie- 
rung eine Politik verfolgen, die zu ausgewogenen 
Handels- und Weltwirtschaftsstrukturen beiträgt. 
Dazu gehört die deutlich sichtbare Verlagerung der 
Wachstumskräfte vom Export zur Binnennachfra- 
ge, die auch wieder zu niedrigeren außenwirtschaft- 
lichen Überschüssen führen wird. Die Bundesregie- 


rung setzt sich für weltwirtschaftliche Kooperation, 
die Öffnung der Märkte und ein Wechselkursgefüge 
ein, das im Einklang steht mit gleichgewichtigen 
Zahlungsbilanzstrukturen. 


Einkommensentwicklung 

16 . Wirtschaftswachstum, Beschäftigung, Preis- 
entwicklung und außenwirtschaftliches Gleichge- 
wicht werden entscheidend durch die autonomen 
preis- und einkommenspolitischen Entscheidungen 
von Unternehmen und Tarifvertragsparteien be- 
stimmt. Die Bundesregierung geht davon aus, daß 
der Verteilungsspielraum 1986 für eine kräftigere 
Beschäftigungsausweitung genutzt und stärker in 
Barlohnerhöhungen als in Arbeitszeitverkürzungen 
seinen Niederschlag finden wird. Die Summe der 
Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 
könnte dann mit 4 V 2 bis 5 V 2 v. H. beschleunigt zu- 
nehmen; je beschäftigten Arbeitnehmer gerechnet 
würde dies einem Anstieg der Bruttolöhne und 
-gehälter um 3 V 2 bis 4 v. H. und der Nettolöhne und 
-gehälter um 4 bis 4 V 2 v. H. entsprechen. 

Bei der erwarteten Entwicklung des Volkseinkom- 
mens, die auch durch die sich abzeichnende Verbes- 
serung der terms of trade begünstigt wird, würde 
das Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit 
und Vermögen mit +6 bis 7 v. H. im Vergleich zum 
Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 
nochmals etwas stärker — wenn auch gegenüber 
den Vorjahren deutlich abgeschwächt — zunehmen. 
Die Umsatzrendite der Unternehmen dürfte sich 
damit zwar weiter verbessern; sie wird aber gleich- 
wohl noch beträchtlich unter dem Stand der sechzi- 
ger Jahre liegen. Diese weitere Verbesserung der 
Ertragslage sollte nach Auffassung der Bundesre- 
gierung zu einer anhaltend dynamischen Investi- 
tionstätigkeit der Unternehmen beitragen und zur 
Schaffung dringend benötigter Arbeitsplätze ge- 
nutzt werden. Dabei ist bei den Bruttoeinkommen 
aus Unternehmertätigkeit und Vermögen zu be- 
rücksichtigen, daß sich hier in der Regel bereits 
geringfügige Abweichungen von den gesamtwirt- 
schaftlichen Vorausschätzungen — insbesondere 
des Wirtschaftswachstums und der Preisentwick- 
lung — relativ stark bemerkbar machen. 
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B. Soziale Marktwirtschaft — der Weg zu 

I. Klarheit, Verläßlichkeit und Kontinuität der 
Wirtschaftspolitik 

1. Neue Arbeitsplätze durch wirtschaftliche Dynamik 

17. Die Bedingungen für eine Fortsetzung des Auf- 
schwungs im Jahr 1986 und darüber hinaus sind 
gut. Die Bundesregierung hat seit Herbst 1982 ihre 
Wirtschaftspolitik konsequent darauf ausgerichtet, 
die gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
für mehr Wachstumsdynamik und mehr Beschäfti- 
gung grundlegend zu verbessern. Ihr mittelfristiges, 
auf Klarheit, Verläßlichkeit und Kontinuität ange- 
legtes marktwirtschaftliches Konzept hat sie in den 
drei letzten Jahreswirtschaftsberichten dargelegt. 
Diese Politik hat bei Bürgern und Wirtschaft posi- 
tive Resonanz gefunden. Das Vertrauen auf indivi- 
duelle Entscheidungsfreiheit und Verantwortung, 
auf einen funktionsfähigen Wettbewerb mit freier 
Preisbildung zur Steuerung von Angebot und Nach- 
frage, auf Tarifautonomie sowie auf die Anerken- 
nung von Leistung, Kreativität und wirtschaftlichen 
Erfolg zahlt sich aus. 

Die Bundesrepublik Deutschland steht mit ihrem 
hohen Maß an ökonomischer Leistung und sozialer 
Sicherheit international wieder in der Spitzengrup- 
pe. Trotz vieler Belastungen aus vorangegangenen 
Fehlentwicklungen ist Wesentliches erreicht. Be- 
sonders wichtig ist es, daß die Zahl der Beschäftig- 
ten wieder spürbar zunimmt; denn die Verbesse- 
rung der Beschäftigungslage und der Abbau der Ar- 
beitslosigkeit sind die wirtschaftspolitischen Haupt- 
aufgaben. 

Fehlentwicklungen, die sich in der Bundesrepublik 
Deutschland über mehr als ein Jahrzehnt hinweg 
gebildet haben, können freilich nicht kurzfristig 
wieder behoben werden. Ihre Korrektur ist nur in 
einem längeren Zeitraum möglich. Eine nachhaltige 
Lösung der Beschäftigungsprobleme ist daher al- 
lein mit konsequenter und beharrlicher marktwirt- 
schaftlicher Politik zu erreichen. Nicht kurzfristi- 
ger, an Tagesereignissen orientierter Aktionismus, 
sondern eine mittelfristige Strategie, die dauerhaft 
die Ursachen der Probleme behebt, führt zum Ziel. 
Mit Zuversicht und Entschlossenheit wird die Bun- 
desregierung diese Aufgabe weiter angehen. 

Geradlinige Wirtschaftspolitik als Grundlage von mehr 
Wachstum und Beschäftigung 

18. In der beschäftigungspolitischen Strategie der 
Bundesregierung — die auch dem vom Sachver- 
ständigenrat als notwendig dargelegten Kurs ent- 
spricht (vgl. Ziffer 184 JG) — liegt die Hauptaufgabe 
des Staates in der Freisetzung von Kreativität, 
Eigeninitiative und Leistung durch verläßliche und 
in sich widerspruchsfreie gesamtwirtschaftliche 
Rahmenbedingungen, nicht aber darin, durch Vor- 


mehr Beschäftigung 

gaben für den Einzelnen den Wirtschaftsprozeß in 
seinen vielfältigen Verästelungen steuern zu wol- 
len. Nicht Bevormundung des einzelnen Bürgers, 
sondern Vertrauen auf seine Eigenverantwortung 
und unternehmerische Entscheidungskompetenz 
sind unverzichtbare Voraussetzungen, um wieder 
eine ausreichende wirtschaftliche und gesellschaft- 
liche Dynamik zu sichern. So wird am besten ein 
Klima gewährleistet, in dem Investitionen gedeihen 
und Dauerarbeitsplätze geschaffen werden. Wachs- 
tum und Wohlstand werden damit entscheidend ge- 
fördert. Zugleich werden die Grundlagen für ein 
Höchstmaß an persönlicher Freiheit und sozialer 
Gerechtigkeit gesichert. 

Dies bedeutet nicht Abstinenz des Staates gegen- 
über den dringenden wirtschaftlichen und sozialen 
Problemen, insbesondere dem der Beschäftigung. 
In der jetzigen wirtschaftlichen Konstellation ist 
aber eine Ausdehnung der staatlichen Aktivität in 
Form einer verstärkten Einwirkung auf die gesamt- 
wirtschaftliche Nachfrage mit höheren öffentlichen 
Defiziten oder inflatorischer Geldschöpfung unge- 
eignet für eine nachhaltige Steigerung der Beschäf- 
tigung. Über die negativen gesamtwirtschaftlichen 
Wirkungen einer zusätzlichen Erhöhung der öffent- 
lichen Ausgaben und einer Steigerung des öffentli- 
chen Defizits mit wieder aufwärtsgerichteter Zins- 
tendenz würde eine solche Politik vor allem zu 
neuen Unsicherheiten beitragen, wie auch der 
Sachverständigenrat feststellt (Ziffer 231 JG). 
Neues Mißtrauen gegenüber der Geradlinigkeit des 
wirtschaftspolitischen Kurses, der Entwicklung der 
gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen und 
der längerfristigen Absatzerwartungen würde je- 
doch die Dynamik der Wirtschaft entscheidend be- 
einträchtigen und damit die Chancen eines anhalten- 
den Anstiegs der Beschäftigung zunichte machen. 

Die Wachstums- und beschäftigungspolitische Stra- 
tegie der Bundesregierung richtet sich vielmehr 
konsequent an den Grundsätzen der Sozialen 
Marktwirtschaft aus. Sie setzt vor allem auf ge- 
sunde öffentliche Finanzen, die Konzentration der 
Staatstätigkeit auf ihre eigentlichen Aufgaben, eine 
Senkung der Abgabenlast, ein solides System der 
sozialen Sicherheit sowie Verzicht auf unnötige bü- 
rokratische Einengungen. So wird die Wettbewerbs- 
fähigkeit der deutschen Wirtschaft am besten dau- 
erhaft gesichert. Das schließt — wie im Jahreswirt- 
schaftsbericht 1985 ausführlich dargelegt (vgl. Zif- 
fern 59 ff.) — den schonenden Umgang mit der Um- 
welt ein. 

Wichtig ist es, daß das Wachstum möglichst be- 
schäftigungswirksam ist. Dafür müssen sich sowohl 
gesamt- als auch einzelwirtschaftlich Flexibilität 
und Mobilität entfalten können. Auch müssen die 
Kostenrelationen zwischen Kapital und Arbeit eine 
höhere Beschäftigung begünstigen. 
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Chancen des technischen Fortschritts 

19 . Technischer Fortschritt vollzieht sich im Rah- 
men der nationalen und internationalen Arbeitstei- 
lung. Neuerungen in Form von Produkt- und Pro- 
zeßinnovationen verschaffen Innovationsgewinne 
auf Zeit. Die daraus entstehenden Einkommens- 
und Beschäftigungssteigerungen können auf Dauer 
nur gesichert oder erhöht werden, wenn ständig 
neues technisches Wissen erzeugt und auch hinrei- 
chend rasch in marktgerechte Innovationen umge- 
setzt wird. 

Technischer Wandel als dynamischer Prozeß ist 
notwendig, um die Wettbewerbsposition der deut- 
schen Volkswirtschaft zu behaupten und zu verbes- 
sern. In einer dynamischen Weltwirtschaft geht der 
beschäftigungspolitische Status quo schon dann 
leicht verloren, wenn Innovationschancen vertan 
werden. Auch protektionistische Abschottung ge- 
genüber ausländischen Gütern schafft oder sichert 
längerfristig keine Arbeitsplätze, sondern bewirkt 
vielmehr ihre Vernichtung. Daher wäre Protektio- 
nismus eine gefährliche Defensivstrategie. 

Die Bundesregierung nimmt die Furcht, daß durch 
den vermehrten Einsatz neuer Techniken auch zu- 
nehmend Arbeitsplätze verloren gehen könnten, 
sehr ernst. Aus der Sicht des einzelnen Arbeitneh- 
mers ist es die Sorge um die Erhaltung seines Ar- 
beitsplatzes. Er muß unter Umständen einen Weg- 
fall seines Arbeitsplatzes befürchten, zumindest 
aber eine Veränderung. Technischer Fortschritt ist 
jedoch insgesamt nicht mit Freisetzung von Ar- 
beitskräften gleichzusetzen. Das ist jedenfalls das 
Fazit einer Bestandsaufnahme, die im Auftrag des 
Bundesministers für Forschung und Technologie 
(Meta-Studie) vorgenommen worden ist. Zu 
gleichen Ergebnissen kommen auch andere Unter- 
suchungen, insbesondere die Strukturberichte der 
wirtschaftswissenschaftlichen Forschungsinstitute. 
Danach haben andere ökonomische Faktoren wie 
Strukturwandel, Wachstum oder internationaler 
Wettbewerb weitaus mehr Gewicht. Der technische 
Fortschritt hat vielmehr einen positiven Einfluß, in- 
dem er die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft stärkt und gerade in den Bereichen Ar- 
beitsplätze schafft, in denen er am wirksamsten 
zum Zuge kommt. 


Mehr Beschäftigung durch höhere Investitionen 

20. Investitionen sind in einer dynamischen Wirt- 
schaft eine Schlüsselgröße für mehr Wachstum und 
Beschäftigung. Die Bundesregierung sieht in dem 
kräftigen und anhaltenden Anstieg der Ausrü- 
stungsinvestitionen einen entscheidenden Erfolg 
ihrer Bemühungen um ein investitionsfreundliche- 
res Klima. Eine deutliche Ausweitung der Investi- 
tionen in der Wirtschaft über längere Zeit ist erfor- 
derlich, um die Folgen der ausgeprägten Investi- 
tionsschwäche in den siebziger und zu Beginn der 
achtziger Jahre auf die Beschäftigung schrittweise 
zu überwinden; denn das derzeit zu geringe Produk- 
tionspotential ist eine wesentliche Ursache für die 
hohe strukturelle Arbeitslosigkeit. Das heißt, selbst 
bei voller Auslastung aller vorhandenen Kapazitä- 


ten gäbe es nicht genügend Arbeitsplätze. Es bedarf 
daher mehr rentabler Investitionen, um die Unter- 
nehmen zu modernisieren und die Kapazitäten zu 
erweitern, damit so mehr Dauerarbeitsplätze gesi- 
chert und geschaffen werden. Dabei erhöht der not- 
wendige Schutz der Umwelt in einer modernen 
Wirtschaft tendenziell die Kapitalintensität der Pro- 
duktion, was bei der Einkommensverteilung zu be- 
rücksichtigen ist. 

Besonderes Gewicht legt die Bundesregierung dar- 
auf, daß die derzeit schwungvolle, zunehmend sich 
auf Kapazitätserweiterung verlagernde Investi- 
tionstätigkeit nicht abbricht, weil sich Erwartungen 
wieder verschlechtern und die Wirtschaftsdynamik 
nachläßt. Es bestehen derzeit gute Chancen, daß 
sich der Investitionsschwung mittelfristig fortsetzt 
und damit eine zunehmende Ausweitung der Be- 
schäftigung am ehesten erreicht wird. Es geht dar- 
um, von den traditionell starken zyklischen 
Schwankungen abzukommen, bei denen nach ei- 
nem Aufschwung bald wieder ein Abschwung mit 
einem neuen Anstieg der Arbeitslosigkeit folgt. Ein 
längerfristig aufwärtsgerichteter — von Verspan- 
nungen weitgehend freier — Wachstumspfad kann 
zwar von Jahr zu Jahr Unterschiede in den Wachs- 
tumsraten aufweisen, vermeidet aber ausgeprägte 
Abwärtsentwicklungen. Eine solche mittelfristige 
Sicht hebt sich deutlich von Forderungen ab, die 
auch vom Ausland zuweilen an die Bundesrepublik 
Deutschland herangetragen werden, nämlich kurz- 
fristig ein maximales Wachstum des Sozialprodukts 
anzustreben, ohne dabei die gravierenden längerfri- 
stigen Folgen eines dadurch bedingten späteren 
Umkippens der Konjunktur in Rechnung zu stel- 
len. 

Auch wenn die Wirtschaftspolitik durch geeignete 
Rahmenbedingungen auf ein freundliches Investi- 
tionsklima hinwirkt, muß die Entscheidung über die 
Ausgestaltung und Richtung solcher Investitionen 
allein der Markt fällen. Der Staat würde bei einem 
lenkenden Eingriff die Wirtschaftlichkeit von Inve- 
stitionen eher unsicher machen. Viele Investitionen 
würden vermutlich sogar unterbleiben. Weniger In- 
vestitionen hieße aber in jedem Fall weniger Ar- 
beitsplätze. Der von der Wirtschaftspolitik geschaf- 
fene Freiraum für unternehmerische Betätigung 
muß aber auch dazu genutzt werden, alle Möglich- 
keiten für mehr Investitionen und Beschäftigung 
auszuschöpfen. Die Unternehmer tragen hier be- 
sondere Verantwortung, 

21 . In der modernen Industriegesellschaft sind die 
Investitionen technisch immer anspruchsvoller ge- 
worden, Der Einfallsreichtum, den das Erfordernis, 
im Wettbewerb zu bestehen, immer wieder hervor- 
bringt, spiegelt sich deutlich in der technischen 
Vielfalt des über eine große Breite gehenden deut- 
schen Investitionsgüterangebots wider. Gerade dies 
hat zu der stärkeren Wettbewerbsstellung deut- 
scher Produkte auf den Weltmärkten beigetragen. 

Technisch anspruchsvollere Investitionen setzen 
auch bessere Qualifikation der Arbeitskräfte vor- 
aus. Hier droht sich mehr und mehr eine Lücke zwi- 
schen Angebot und Nachfrage aufzutun. Deshalb ist 
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das Bemühen aller Beteiligten — nicht nur des 
Staates — um höhere und den heutigen techni- 
schen Anforderungen angepaßte Qualifikationen 
wichtig (siehe Ziffern 35 und 36 dieses Berichts). 

Dynamischer Wettbewerb als Schubkraft eines anhaltenden 
Aufschwungs 

22. Ein dynamischer Wettbewerb ist Dreh- und 
Angelpunkt einer Wirtschaftspolitik, die durch Stär- 
kung der Wachstumskräfte das Angebot an renta- 
blen Arbeitsplätzen erhöhen will. Daß sich die 
Wachstumskräfte entfalten, hängt vor allem an den 
Energien, die die Wettbewerber am Markt selbst 
entwickeln. Schubkraft kann nur der dynamische 
Wettbewerb hervorbringen (Ziffer 196 JG). Die Bun- 
desregierung unterstreicht diese Feststellungen des 
Sachverständigenrates. Der Leistungswettbewerb 
zwischen Unternehmen ist der Auslöser techni- 
scher und wirtschaftlicher Innovation. Dies führt zu 
immer neuen Entwicklungsanstößen und hält so 
den Wachstumsprozeß dauerhaft in Gang. Der im 
Wettbewerb liegende Suchprozeß bewirkt, daß die 
Wirtschaft flexibler und schneller auf Änderungen 
von Kosten und Nachfrageverhältnissen reagiert, 
als es staatliche Lenkung je erreichen könnte. Die 
vom Wettbewerb ausgelöste Dynamik erbringt ein 
Höchstmaß an Effizienz beim Einsatz der vorhan- 
denen Ressourcen, hohe Wohlstandssteigerung für 
alle sowie unmittelbaren Leistungserfolg für den 
einzelnen. 

Allseitiger Wettbewerb gewährleistet größtmögli- 
che Freiheit für die Gesellschaft, in dem er wirt- 
schaftliche Macht beschränkt und die Dynamik des 
Marktes zum Nutzen für den Verbraucher ver- 
stärkt. 


2. Gesamtwirtschaftliche Elemente einer Politik 
für beschäftigungswirksames Wachstum 
und für Stabilität 

23. Kontinuität, Konsistenz und Glaubwürdigkeit 
der Wirtschaftspolitik in ihren Teilbereichen wie im 
ganzen sind — auch nach Auffassung des Sachver- 
ständigenrates — grundlegende Leitgedanken da- 
für, wie durch Verbesserung der Rahmenbedingun- 
gen von seiten des Staates Unsicherheit bei Unter- 
nehmen oder privaten Haushalten verringert und 
das Vertrauen der Wirtschaft gestärkt werden 
kann. Die Bundesregierung unterstreicht mit dem 
Rat, daß eine stetige, voraussehbare und in sich 
widerspruchsfreie Politik die besten Voraussetzun- 
gen für sichere Erwartungen schafft und auch den 
wichtigsten Beitrag darstellt, den die Bundesrepu- 
blik Deutschland als einzelnes großes Industrieland 
zur Stabilisierung der internationalen Wirtschafts- 
beziehungen zu leisten vermag (Ziffer 184 JG) 

Stabile und solide Haushaltspolitik 

24. Ein zentrales Element der Strategie der Bun- 
desregierung zur Stärkung von Wachstum und Be- 
schäftigung ist die Politik zur Konsolidierung der 
öffentlichen Haushalte. Mit Hilfe einer strengen 


Ausgabendisziplin konnte 1985 die Nettoneuver- 
schuldung im Bundeshaushalt erneut deutlich auf 
22,4 Mrd. DM zurückgeführt werden. Der Bund hat 
damit wesentlich dazu beigetragen, daß 1985 auch 
im öffentlichen Gesamthaushalt (einschließlich 
Sozialversicherung) weitere Konsolidierungsfort- 
schritte erzielt wurden und die Staatsquote auf un- 
ter 48 V. H. zurückgeführt wurde. Der Sachverstän- 
digenrat bestätigt der Bundesregierung erneut, daß 
ihre konsequente Konsolidierungspolitik den Erho- 
lungsprozeß nicht beeinträchtigt, sondern maßgeb- 
lich gefördert hat (vgl. Ziffer 131JG). 

Mit dem Bundeshaushalt 1986 wird die auf Stabili- 
tät und Solidität gegründete Haushaltspolitik der 
Bundesregierung fortgesetzt. Wenn 1986 aufgrund 
der ersten Stufe der Steuerentlastung das Defizit 
des öffentlichen Gesamthaushalts vorübergehend 
nicht weiter absinkt, so sieht die Bundesregierung 
in Übereinstimmung mit dem Sachverständigenrat 
darin kein Verlassen des Konsolidierungspfades 
(Ziffer 254 JG). 

25. Die Bundesregierung ist auf dem Weg zur Ge- 
sundung der Staatsfinanzen ein erhebliches Stück 
vorangekommen. Die Verwirklichung aller Ziele 
der neuen Finanzpolitik wird jedoch noch einige 
Zeit in Anspruch nehmen. Die Haushaltspolitik 
wird daher weiterhin vorrangig nachstehende Leit- 
linien verfolgen: 

a) Der Kurs strikter Ausgabenbegrenzung wird 
beibehalten. Er ist unverzichtbar für den Abbau 
der Staatsquote und zur Finanzierung der be- 
schlossenen Steuersenkungen. Er schafft neuen 
finanzpolitischen Handlungsspielraum. Dies 
stärkt das Vertrauen in der Wirtschaft und 
schafft Raum für mehr marktwirtschaftliche 
Entscheidungen. 

Bund, Länder und Gemeinden haben im Finanz- 
planungsrat erneut bekräftigt, den Ausgabenan- 
stieg weiterhin deutlich unter dem Zuwachs des 
nominalen Bruttosozialprodukts zu halten und 
auch in den nächsten Jahren für die öffentlichen 
Haushalte auf eine Größenordnung von insge- 
samt durchschnittlich jährlich 3 v. H. zu begren- 
zen. Eine solche Ausgabenpolitik ist die Grund- 
voraussetzung für einen weiteren Rückgang der 
Neuverschuldung und der Steuerbelastung. Sin- 
kende Steuerlasten, darin sind sich Bundesregie- 
rung und Sachverständigenrat einig, stärken 
nicht nur die Leistungsbereitschaft der Bürger, 
sondern auch die Investitionsbereitschaft der 
Unternehmen (Ziffer 189 JG). 

b) Die Erfolge der Konsolidierungspolitik haben in- 
zwischen Möglichkeiten eröffnet für die investi- 
tionsorientierte Umstrukturierung der Ausga- 
benseite der öffentlichen Haushalte. Insbeson- 
dere von den Gemeinden, die in ihrer Gesamt- 
heit beim Abbau der Neuverschuldung am weite- 
sten vorangekommen sind, kann ein Beitrag zur 
dauerhaften Steigerung der öffentlichen Investi- 
tionen erwartet werden. Die Bundesregierung 
hat mit der Aufstockung der Städtebauförde- 
rungsmittel und der Ausweitung der Kreditpro- 
gramme des ERP-Vermögens die Voraussetzun- 
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gen für den Umstrukturierungsprozeß im kom- 
munalen Bereich weiter verbessert. Das gilt 
auch für die Erhöhung der kommunalbezogenen 
Kreditprogramme der Kreditanstalt für Wieder- 
aufbau und der Lastenausgleichsbank. 

c) Der Finanzplan des Bundes sieht für die Jahre 
bis 1989 einen allmählichen Rückgang der Fi- 
nanzhilfen vor. Diesen Trend gilt es zu verstär- 
ken. Im Zusammenhang mit den für die nächste 
Legislaturperiode geplanten weiteren Steuersen- 
kungen steht insbesondere der Abbau von Steu- 
ersubventionen zur Debatte. Mit dem Sachver- 
ständigenrat ist sich die Bundesregierung einig, 
daß dafür die ganze Breite der steuerlichen 
Vergünstigungen überprüft werden muß (Zif- 
fern 274 ff. JG). 

Bei den Subventionen insgesamt ist das Durch- 
forsten und Reduzieren eine wichtige Dauerauf- 
gabe der Wirtschafts- und Finanzpolitik, und 
zwar nicht nur aus fiskalischen, sondern vor al- 
lem aus Wachstums- und allokationspolitischen 
Gründen. Allerdings sind in einigen Bereichen 
staatliche Subventionen das Ergebnis politischer 
Grundentscheidungen, die unverändert Geltung 
haben und zum Teil sogar verfassungsrechtlich 
begründet sind. 

Die Bundesregierung begrüßt, daß sich der Sach- 
verständigenrat erneut mit den finanzpolitischen 
Handlungsmöglichkeiten auseinandersetzt, die sich 
aus der Rückführung der Staatsquote ergeben. Sie 
ist mit dem Rat der Auffassung, daß der durch die 
Ausgabenbegrenzung gewonnene Spielraum vor al- 
lem für eine deutliche Steuerentlastung von priva- 
ten Haushalten und Unternehmen genutzt werden 
sollte (vgl. Ziffern 267 ff. JG). Dabei dürfen jedoch 
die Konsolidierungserfolge der letzten Jahre nicht 
gefährdet werden; denn eine Steuerentlastung, die 
durch einen erneuten, nicht nur vorübergehenden 
Anstieg der Nettokreditaufnahme erkauft würde, 
könnte das neu gewonnene Vertrauen in die Solidi- 
tät der Finanzpolitik und damit die positive wirt- 
schaftliche Entwicklung gefährden. 

Wachstumsfördernde Steuerpolitik 

26 . Die Bundesregierung hat ihr steuerpolitisches 
Drei-Stufen-Programm, das sie zu Beginn der Le- 
gislaturperiode angekündigt hat, wie vorgesehen 
verwirklicht. Damit sind im wesentlichen die in die- 
ser Legislaturperiode möglichen Steueränderungen 
abgeschlossen. In den kommenden Jahren wird die 
Steuerpolitik einer der Schwerpunkte zur Schaf- 
fung besserer wirtschaftlicher Rahmenbedingun- 
gen sein. 

Die Bundesregierung hält daher in der kommenden 
Legislaturperiode einen weiteren größeren steuer- 
politischen Reformschritt für notwendig. Sie ist der 
Auffassung, daß es bei einer in sich geschlossenen, 
umfassenden Steuerreform nicht allein um eine 
Steuersenkung gehen kann, sondern auch um die 
Verbesserung der Steuerstruktur. Dazu gehören 
Umschichtungen im Steuersystem ebenso wie ein 
Abbau steuerlicher Vergünstigungen. Auch die stu- 
fenweise Verwirklichung dieses Konzepts wird zu 


prüfen sein. Der Leitgedanke muß lauten: Besser 

niedrige Steuersätze mit wenigen Ausnahmen als 

hohe Steuersätze mit vielen Ausnahmen 

a) Die Bundesregierung stellt den Lohn- und Ein- 
kommensteuertarif in den Mittelpunkt ihrer 
Überlegungen. Er greift in seiner Wirkung am 
breitesten, weil durch Tarifsenkungen alle Steu- 
erpflichtigen entlastet werden, neben Arbeitneh- 
mern auch freiberuflich Tätige und Unterneh- 
mer. Die Zielvorstellung ist hierbei ein sanft an- 
steigender linear-progressiver Tarifverlauf, eine 
deutliche Anhebung des Grundfreibetrages und 
eine weitere Verbesserung der Kinderfreibeträ- 
ge. Im Zusammenhang mit diesen Zielen wird 
auch die Höhe des Spitzensteuersatzes überprüft 
werden. Er ist ein Bestandteil der Gesamtent- 
scheidung über den Progressionsverlauf und 
steht in einer Wechselwirkung mit dem Körper- 
schaftsteuersatz. 

b) Der Leitgedanke „niedrigere Steuersätze und 
weniger Ausnahmen“ gilt auch für den Unter- 
nehmensbereich. Die Bundesregierung strebt 
daher eine Senkung des Körperschaftsteuersat- 
zes an. Eine Senkung der Steuertarife kann dazu 
beitragen, die Eigenkapitalausstattung der Un- 
ternehmen zu verbessern. Damit würde auch 
eine Angleichung der Sätze entsprechend der 
EG-Richtlinie erleichtert; strittige Fragen bei be- 
stehenden Doppelbesteuerungsabkommen sind 
eher lösbar. Zudem würde die Stellung der deut- 
schen Unternehmen im internationalen Wettbe- 
werb im Hinblick auf die Tarifsenkungen in an- 
deren Industriestaaten (z. B. USA, Großbritan- 
nien, den Niederlanden, der Schweiz) gefestigt. 

c) Im Zusammenhang mit der steuerlichen Bela- 
stung der Unternehmensgewinne werden auch 
Forderungen nach gezielter Investitionsförde- 
rungen erhoben. Dabei wird häufig auf die tat- 
sächlich oder vermeintlich großzügigeren Rege- 
lungen des ausländischen Steuerrechts verwie- 
sen. Solche Abschreibungsverbesserungen, die 
über die normale betriebliche Nutzungsdauer 
hinausgehen, hält die Bundesregierung nicht für 
erstrebenswert. Die Einführung zusätzlicher Ab- 
schreibungsmöglichkeiten kann zu steuerindu- 
zierten Investitionen führen, also solchen, die 
ohne „Beteiligung des Staates“ nicht vorgenom- 
men worden wären mit der Gefahr einer Kapi- 
talfehlleitung. Die Bundesregierung teilt auch 
hier die Einschätzung des Sachverständigenra- 
tes (Ziffer 271 JG). Insbesondere kleinere Unter- 
nehmen können dadurch zu riskanten Entschei- 
dungen, sogar zu existenzbedrohenden Fehlent- 
scheidungen verleitet werden. Im übrigen führen 
solche steuerlichen Sondervergünstigungen zu 
weiteren bürokratischen Erschwerungen. 

d) Für wünschenswert hält die Bundesregierung 
im Zusammenhang mit einer Verbesserung der 
steuerlichen Rahmenbedingungen für die unter- 
nehmerische Tätigkeit eine weitere Rückfüh- 
rung der ertragsunabhängigen Steuern. Sie wir- 
ken vor allem deshalb besonders belastend, weil 
sie auch dann zu entrichten sind, wenn Unter- 
nehmen in die Verlustzone geraten. Sie hemmen 
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die Fähigkeit und Bereitschaft der Unternehmen 
zu risikobehafteten Investitionen. Als eine be- 
sonders problematische Steuer erweist sich in 
diesem Zusammenhang die betriebliche Vermö- 
gensteuer. 

e) In der Kritik steht seit langem auch die Gewer- 
besteuer. Sie weist eine hohe regionale Streuung 
auf, ist konjunkturempfindlich und stellt im Hin- 
blick auf den internationalen Wettbewerb und 
die gewinnunabhängigen Bestandteile eine be- 
sondere Belastung der Unternehmen dar. 

Solange es keine befriedigende Ersatzlösung 
gibt, hat die Bundesregierung den Gemeinden 
im wesentlichen den Weiterbestand der Gewer- 
besteuer in Aussicht gestellt Mittelfristig not- 
wendige Verbesserungen der Gemeindesteuer- 
struktur können nur im Rahmen einer Gesamt- 
lösung für die Gemeindefinanzierung erzielt 
werden, 

f) Erklärtes Ziel der Bundesregierung ist die Ab- 
schaffung der Gesellschafts- und Börsenumsatz- 
steuer. 


Stärkung der Eigenkapitalbasis der Unternehmen 

27 . Der Bereitstellung von mehr haftendem Kapi- 
tal und der Verstärkung der Eigenkapitalbasis der 
Unternehmen kommt nach wie vor hohe wirt- 
schaftspolitische Bedeutung für mehr Wachstum 
und Beschäftigung zu. Die von der Bundesregie- 
rung eingeleiteten Schritte zur Verbesserung der 
Ertragsverhältnisse der Unternehmen haben inzwi- 
schen Früchte getragen: Das Aufkommen an Eigen- 
mitteln hat sich erheblich verstärkt. Der seit Mitte 
der 60er Jahre sinkende Trend der Eigenkapital- 
quote hat sich nicht weiter fortgesetzt. Weitere Ver- 
besserungen der Außenfinanzierung vor allem klei- 
ner und mittlerer Unternehmen sind auf den Weg 
gebracht worden. 

a) Die Bundesregierung hat den Entwurf eines Ge- 
setzes über Unternehmensbeteiligungsgesell- 
schaften in den Deutschen Bundestag einge- 
bracht. Mit diesem Gesetz soll mittelständischen 
Unternehmen, für die der Schritt an den Aktien- 
markt bisher kaum möglich war, die Beschaf- 
fung haftenden Kapitals erleichtert werden. 
Hierbei übernehmen die Unternehmensbeteili- 
gungsgesellschaften die Funktion des Bindeglie- 
des zwischen kapitalsuchenden Unternehmen 
und dem anlagesuchenden Publikum. Zugleich 
werden mit diesem Gesetz die Voraussetzungen 
für außerbetriebliche Beteiligungen an mittel- 
ständischen Unternehmen verbreitert und damit 
ein weiterer Schritt für eine stärkere Beteili- 
gung der Arbeitnehmer am Produktivvermögen 
gemacht. 

b) Die Bundesregierung beabsichtigt, mit ihrem 
Entwurf eines Börsenzulassungsgesetzes mittel- 
ständischen Unternehmen auch den unmittelba- 
ren Zugang zum Aktienmarkt durch die Einrich- 
tung eines neuen geregelten Marktabschnitts 
mit geringeren Publizitätsansprüchen zu erleich- 
tern. 


c) Auch der Gesetzentwurf des Bundesrates zur 
Verbesserung der Rahmenbedingungen für in- 
stitutioneile Anleger sieht eine Erleichterung 
der Außenfinanzierung insbesondere kleiner 
und mittlerer Unternehmen vor, indem die Anla- 
gemöglichkeiten für Versicherungsunternehmen 
und Kapitalgesellschaften erweitert werden. Die 
Bundesregierung begrüßt den Entwurf unter 
dem Gesichtspunkt der Eigenkapitalausstattung 
der deutschen Wirtschaft. 


Weiterer Ausbau der Vermögensbildung 

28 . Die Bundesregierung wird, wie angekündigt, 
zügig einen zweiten vermögenspolitischen Gesetz- 
entwurf mit folgenden Elementen vorlegen: Im In- 
vestmentgesetz werden Kapitalanlagegesellschaf- 
ten mit Beteiligungs-Sondervermögen zugelassen, 
um die indirekte außerbetriebliche Kapitalbeteili- 
gung der Arbeitnehmer insbesondere an mittelstän- 
dischen Unternehmen weiter zu erleichtern. Der 
Lohnsteuerfreibetrag in § 19 a des Einkommensteu- 
ergesetzes wird auf 500 DM erhöht. GmbH-Ge- 
schäftsanteile werden in die Kataloge der geförder- 
ten Vermögensbeteiligungen aufgenommen. Dar- 
über hinaus werden der Erwerb und die Förderung 
von Vermögensbeteiligungen erleichtert und ver- 
einfacht. 


Privatisierung und Dereguiierung 

29 . Die mit der Verabschiedung eines Gesamtkon- 
zepts für die Privatisierungs- und Beteiligungspoli- 
tik des Bundes ins Auge gefaßten Privatisierungs- 
vorhaben befinden sich nunmehr in der Umsetzung. 
Dabei stehen zunächst die Schaffung der notwendi- 
gen gesellschaftsrechtlichen Voraussetzungen für 
eine Beteiligung von Privaten sowie die Vorberei- 
tung einer kapitalmarkgerechten Plazierung von 
Bundesanteilen im Vordergrund der Bemühungen. 

Nach der Veräußerung von Aktien der VEBA AG 
wird die Verringerung von unmittelbaren Bundes- 
beteiligungen im Jahre 1986 fortgesetzt. Zunächst 
werden die Beteiligungen an VIAG AG und Prakla- 
Seismos AG im Wege der möglichst breiten Streu- 
ung der Anteile zurückgeführt. Den Belegschafts- 
mitgliedern wird Gelegenheit geboten, Aktien zu er- 
werben. 

30 . Für die Bundesregierung bleibt Deregulierung 
und Entbürokratisierung eine Daueraufgabe, die es 
auch durch breite Aufklärung über die nachteiligen 
Wirkungen von überflüssigen staatlichen Regelun- 
gen umzusetzen gilt. Das Gesetz zur Bereinigung 
wirtschaftsrechtlicher Vorschriften von Anfang 
1985, das verfahrensmäßige Vereinfachungen im 
Kartell- sowie im Energierecht brachte, war ein er- 
ster Schritt. 

Das ressortübergreifende Erste Rechtsbereini- 
gungsgesetz setzt diesen Weg fort. Es beseitigt er- 
satzlos achtzehn Gesetze und Verordnungen; in 
weiteren einunddreißig Gesetzen werden über hun- 
dert Einzelvorschriften gestrichen. 
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Im Übrigen mildert es Genehmigungserfordernisse 
und schränkt Anzeige- oder Meldepflichten der 
Wirtschaft ein, wodurch Tausende von Verwal- 
tungsakten überflüssig werden. Ein zweites Rechts- 
bereinigungsgesetz wird vorbereitet Eine spürbare 
Entlastung insbesondere kleiner und mittlerer Un- 
ternehmen wurde durch eine umfassende Statistik- 
bereinigung bewirkt; eine Vielzahl von Auskunfts- 
pflichten ist dadurch entfallen, daß Befragungen zu 
zahlreichen Statistiken ausgesetzt, gekürzt oder 
seltener durchgeführt werden. 

Die Bundesregierung hat Ende 1985 den gesetzge- 
benden Körperschaften den Entwurf eines Bauge- 
setzbuches zugeleitet. Es sieht im Bereich des Bau- 
rechts Verwaltungsvereinfachungen und Erleichte- 
rungen vor; inbesondere werden im unbeplanten In- 
nenbereich der Städte und Gemeinden die Rahmen- 
bedingungen für Investitionen merklich verbessert. 
Darüber hinaus wird künftig besondere Aufmerk- 
samkeit dem Problem überbetrieblicher techni- 
scher Normen gewidmet werden. Viele von ihnen 
sind zwar zur technischen Verständigung, zur Ra- 
tionalisierung und für Markttransparenz unver- 
zichtbar; durch ihre Menge, Vielfalt und Unüber- 
sichtlichkeit können sie aber auch häufig zu Bela- 
stungen der Unternehmen und des Bürgers führen. 
Deshalb ist neben einer verstärkten Selbstkontrolle 
der Normenorganisationen die Übernahme von 
Normen in staatliches Recht kritisch zu überprü- 
fen. 

Der Öffnungszeitrahmen des Ladenschlußgesetzes 
für Verkaufsstellen in innerstädtischen Verkehrs- 
knotenpunkten (sog. Verknüpfungsbauwerken) in 
Städten über 200 000 Einwohnern sowie auf inter- 
nationalen Flughäfen und Fährhäfen soll erweitert 
werden. 

Geld- und Kreditpolitik 

31 . Mit ihrem stetigen, potentialorientierten Kurs 
trägt die Geldpolitik wesentlich zu einer Stabilisie- 
rung der wirtschaftspolitischen Rahmenbedingun- 
gen bei und stärkt zugleich das Vertrauen unserer 
internationalen Handelspartner in die deutsche 
Wirtschafts- und Währungspolitik. 

Die Deutsche Bundesbank hat den Korridor für das 
Geldmengenziel 1986 im Vergleich zum Vorjahr um 
einen halben Prozentpunkt auf 3 V 2 bis 5 V 2 v. H, an- 
gehoben. Sie signalisiert damit ihre Bereitschaft, 
bei Sicherung des erreichten hohen Grades an 
Preisniveaustabilität den monetären Mantel für die 
weiter zunehmende Wachstumsdynamik der deut- 
schen Wirtschaft bereitzustellen. Die Bundesregie- 
rung begrüßt diesen Schritt, Sie sieht darin gute 
Voraussetzungen für eine spannungsfreie Finanzie- 
rung der den Aufschwung immer stärker tragenden 
inländischen Wachstumskräfte, insbesondere der 
Investitionen. 

Die im Jahre 1985 ausgeweiteten Möglichkeiten für 
die Plazierung neuer Finanzierungsinstrumente 
werden die internationale Stellung der D-Mark als 
Anleihewährung und der Bundesrepublik Deutsch- 
land als Finanzplatz stärken. 


Beschäftigungsorientierte Tarifpolitik 

32 . In einer verantwortungsbewußten Tarifpolitik 
sieht die Bundesregierung ebenso wie der Sachver- 
ständigenrat einen wesentlichen Beitrag für mehr 
Beschäftigung. Die maßvollen Tarifabschlüsse der 
letzten Jahre haben nicht nur die Rückkehr zur 
Geldwertstabilität gefördert und einen Anstieg der 
Realeinkommen erleichtert, sondern zugleich vor 
allem auch eine spürbare Belebung der Investitio- 
nen und die Wiederbesetzung vorhandener sowie 
die Schaffung neuer Arbeitsplätze begünstigt. Es 
kommt jetzt darauf an, diese positiven Ergebnisse 
durch entsprechende tarifpolitische Entscheidun- 
gen zu konsolidieren und auszubauen. Wichtig ist es 
dabei, das beschäftigungspolitisch mittelfristig Er- 
reichbare nicht durch zu hohe, vom Verteilungs- 
spielraum her kurzfristig vielleicht durchsetzbare 
Lohnsteigerungen infrage zu stellen (vgl. Ziffern 
151 und 279 ff. JG). Die Lohnpolitik sollte mittelfri- 
stig orientiert sein. Durch stabile Lohnstückkosten 
auf mittlere Sicht — so die Feststellung des Sach- 
verständigenrates (Ziffer 284 JG) — würden mehr 
Arbeitsplätze rentabel werden. 

Hinsichtlich der Lohnstruktur ist die Bundesregie- 
rung — ebenso wie der Sachverständigenrat — der 
Auffassung, daß eine stärkere Differenzierung der 
Löhne und Gehälter nach Sektoren, Qualifikationen 
und Regionen ein spürbarer Beitrag zur Verbesse- 
rung der Gesamtbeschäftigung sein kann (vgl. Zif- 
fern 287 ff. JG). Stärkere Differenzierung und Flexi- 
bilität erleichtern den Ausgleich zwischen Angebot 
und Nachfrage am Arbeitsmarkt und vergrößern 
den Verteilungsspielraum. 

33 . Der lohnpolitische Anpassungsprozeß darf 
nicht durch eine weitere Erhöhung der vom Staat 
und überwiegend auch von den Tarifpartnern be- 
stimmten Lohnnebenkosten konterkariert werden, 
die in der Vergangenheit stärker gestiegen sind als 
das Entgelt für geleistete Arbeit. Die Bundesregie- 
rung hat mit der Senkung des Beitragssatzes zur 
Arbeitslosenversicherung um 0,1 Prozentpunkt zum 
1. Januar 1986 und der für 1987 beschlossenen Sen- 
kung des Beitragssatzes zur Rentenversicherung 
unterstrichen, daß sie das Ziel der Begrenzung der 
gesetzlichen Lohnnebenkosten verfolgt. Diese Ent- 
wicklung darf nicht durch Erhöhungen der Kran- 
kenversicherungsbeiträge infrage gestellt, sondern 
muß durch eine Dämpfung des Kostenanstiegs im 
Gesundheitsbereich begleitet werden. 

34 . Die Entscheidung über Lohn- und Arbeitsbe- 
dingungen liegt in unserer Wirtschafts- und Gesell- 
schaftsordnung vor allem in den Händen der Tarif- 
vertragsparteien. Die Aufrechterhaltung der ord- 
nungsstiftenden Funktion der Tarifautonomie setzt 
starke Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände 
sowie das Kräftegleichgewicht zwischen beiden 
Parteien voraus. Unverzichtbarer Bestandteil einer 
funktionsfähigen Tarifautonomie ist die Neutralität 
des Staates bei Arbeitskämpfen. Um sie zu gewähr- 
leisten, hat die Bundesregierung einen Gesetzent- 
wurf eingebracht, der die Sicherung dieser Neutra- 
lität zum Ziel hat. Mit diesem Gesetz werden ver- 
läßliche Grundlagen für die Tarifvertragsparteien 
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bei der Austragung von Tarifkonflikten geschaffen, 
indem entstandene Unklarheiten über die Gewäh- 
rung von Arbeitslosen- und Kurzarbeitergeld für 
mittelbar von einem Arbeitskampf betroffene Ar- 
beitnehmer beseitigt werden. Es handelt sich dabei 
weder um eine Einengung des Rechtes, Arbeits- 
kampfmaßnahmen zu treffen, noch um eine Verän- 
derung der Parität der Tarifparteien im Arbeits- 
kampf: Ziel ist die Klarstellung der Neutralität des 
Staates bei Arbeitskämpfen, die der Gesetzgeber 
schon 1969 im Arbeitsförderungsgesetz verankert 
hat. 

Zukunftsorientierte Ausbildungs- und Arbeitsmarktpolitik 

35 . In einer Phase hohen Anpassungsdrucks auf 
die gesamte Volkswirtschaft haben berufliche Aus- 
und Weiterbildung, Wiedereingliederungshilfen und 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen zunehmende Be- 
deutung erlangt. Angesichts des großen Problems 
einer ausreichenden Qualifikation der Arbeits- 
kräfte in einer sich schnell ändernden technischen 
Arbeitswelt ist vor allem die Wirtschaft — Arbeitge- 
ber, Gewerkschaften, Arbeitnehmer — zu verstärk- 
ten Qualifizierungsanstrengungen aufgerufen. Alle 
Beteiligten haben hier eine besondere Verantwor- 
tung, zumal dadurch in beträchtlichem Maße die 
längerfristigen Wachstums- und Beschäftigungs- 
chancen bestimmt werden. Diese Verantwortung 
schließt das Problem der Jungakademiker-Arbeits- 
losigkeit mit ein, dem in Zukunft besondere Auf- 
merksamkeit geschenkt werden muß. 

36 . Es kommt darauf an, die Flexibilität am Ar- 
beitsmarkt und die Anpassungsfähigkeit und -be- 
reitschaft der Arbeitnehmer zu verbessern. Kern- 
aufgaben der Arbeitsmarktpolitik sind insbeson- 
dere die Sicherung eines ausreichenden, regional 
möglichst ausgeglichenen und berufsfachlich viel- 
fältigen Angebots an qualitativ guten Aus- und Wei- 
terbildungsplätzen und damit die Möglichkeit der 
Umstellung auf neue Arbeitsinhalte und neue Tä- 
tigkeitsfelder. Dazu gehören Tätigkeiten in allen 
Bereichen der Gesellschaft, insbesondere auch 
Dienstleistungen im weitesten Sinne, wie z. B. im 
Bereich der Pflege und der zwischenmenschlichen 
Kommunikation, der Medien, der Kunst und der 
Unterhaltung. 

Nach Defiziten im Haushalt der Bundesanstalt für 
Arbeit bis zum Jahr 1983 sind inzwischen durch 
Überschüsse wieder neue finanzielle Handlungs- 
spielräume für die Arbeitsmarktpolitik geschaffen 
worden. Für Maßnahmen der aktiven Arbeits- 
marktpolitik — Förderung der beruflichen Bildung 
und der beruflichen Rehabilitation, Förderung der 
Arbeitsaufnahme sowie Arbeitsbeschaffungsmaß- 
nahmen — konnten deshalb im Haushalt der Bun- 
desanstalt für Arbeit für 1986 mit 10,9 Mrd. DM fast 
17 V. H. mehr Mittel zur Verfügung gestellt werden 
als 1985. Im Vergleich zu 1982 ist der Ansatz damit 
um rd. 54 v. H. aufgestockt worden. Um die Lebens- 
lage älterer Arbeitsloser zu verbessern wurde für 
sie die Bezugsdauer von Arbeitslosengeld auf bis zu 
zwei Jahre verlängert. 

a) Die Bundesregierung wird ihre in den letzten 
Jahren erfolgreichen Bemühungen fortsetzen. 


die Bereitschaft von Industrie und Handel, 
Handwerk, öffentlicher Verwaltung, Landwirt- 
schaft und freien Berufen zur Ausbildung junger 
Menschen weiter zu verstärken. Auch 1986 ist 
noch mit einer hohen Nachfrage nach Berufs- 
ausbildungsplätzen im dualen System zu rech- 
nen. Die Bundesregierung appelliert daher an 
alle in der beruflichen Bildung Verantwortli- 
chen, insbesondere die Unternehmer, in ihren 
Anstrengungen zur Verbesserung des Lehrstel- 
lenangebotes, vor allem für Mädchen, nicht 
nachzulassen. Möglichst vielen Jugendlichen 
sollte eine gute Ausbildung — auch über den 
aktuellen Bedarf der Betriebe hinaus — ermög- 
licht werden. Dies ist wichtig, damit sich die her- 
anwachsende Generation den künftigen, vielfäl- 
tigen Anforderungen des Berufslebens stellen 
kann. Langfristig werden nur so ausreichend 
qualifizierte Arbeitskräfte zur Verfügung stehen. 
In diesem Zusammenhang appelliert die Bun- 
desregierung an die Tarifvertragsparteien, bei 
Tarifabschlüssen vermehrt die schwierige Situa- 
tion auf dem Ausbildungsstellenmarkt und die 
Notwendigkeit zu berücksichtigen, zusätzliche 
Ausbildungsplätze zu schaffen. Auch sollte be- 
sondere Beachtung die Qualifikation von jugend- 
lichen Berufsanfängern ohne Hauptschulab- 
schluß finden. 

b) Die Bundesregierung wird dafür Sorge tragen, 
daß die Ausbildungsleistungen in ihrem Verant- 
wortungsbereich 1986 auf einem hohen Niveau 
gehalten werden. Dies gilt auch für die flankie- 
renden Maßnahmen des Bundes zur beruflichen 
Bildung. Die Anpassung der Ausbildungsordnun- 
gen an die technische und wirtschaftliche Ent- 
wicklung ist ständige Aufgabe der Bundesregie- 
rung. Moderne Ausbildungsregelungen und da- 
mit ein hoher Ausbildungsstand sind nicht nur 
wichtige Voraussetzungen für den Erfolg der Un- 
ternehmen, sondern auch der beste Schutz ge- 
gen Arbeitslosigkeit. In den letzten Jahren wur- 
den bereits zahlreiche Ausbildungsordnungen 
neu geschaffen und angepaßt, nach denen meh- 
rere hunderttausend Lehrlinge ausgebildet wer- 
den. Im Jahre 1986 stehen die Metall-, Elektro-, 
Chemie- und Einzelhandelsberufe im Vorder- 
grund, von denen rund 500 000 Ausbildungsstel- 
len erfaßt werden. 

c) Das Programm der Bundesregierung zur Ausbil- 
dung benachteiligter Jugendlicher wird 1986 er- 
heblich — um fast 80 Mio. DM — auf nunmehr 
335 Mio. DM ausgebaut. Mit den zusätzlichen 
Mitteln werden bevorzugt Qualifizierungsmaß- 
nahmen in Regionen mit hohem Ausbildungs- 
platzdefizit, und zwar vorrangig für Mädchen, 
unterstützt. 

d) Um die noch anhaltenden Übergangsprobleme 
nach der Ausbildung zu entschärfen, haben pri- 
vate wie auch öffentliche Unternehmen unter- 
schiedliche Wege — wie Teilzeitarbeitsverträge, 
vorübergehende Beschäftigung in anderen Tä- 
tigkeitsbereichen, einjährige betriebliche Quali- 
fizierungsmaßnahmen — eingeschlagen. Die 
Bundesregierung unterstützt diese Initiativen. 
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Sie hat ihrerseits eine Reihe spezifischer Maß- 
nahmen getroffen, um die Übergangsprobleme 
junger Facharbeiter von der Ausbildung in die 
Beschäftigung schrittweise zu beseitigen. Hier- 
bei geht es insbesondere um die Einführung ei- 
nes Teilunterhaltsgeldes bei Teilnahme an einer 
Teilzeitbildungsmaßnahme und gleichzeitiger 
Teilzeitbeschäftigung sowie die Gewährung ei- 
nes Einarbeitungszuschusses auch bei befriste- 
ten Arbeitsverhältnissen. 

e) Den hohen Anteil beruflich nicht qualifizierter 
Arbeitsloser zu verringern, liegt sowohl im Inter- 
esse der Wirtschaft, die ein größeres Angebot an 
qualifizierten Arbeitskräften braucht, als auch 
der Betroffenen selbst, die mit zusätzlichen Bil- 
dungsmaßnahmen die Chance der Wiederein- 
gliederung in den Arbeitsmarkt wirksam verbes- 
sern können. Deshalb wird der Anreiz zur Teil- 
nahme an beruflichen Aus- und Weiterbildungs- 
sowie Umschulungsmaßnahmen dadurch erhöht, 
daß die Sätze des Unterhalts- bzw. Übergangs- 
geldes angehoben werden. Bei beruflichen Auf- 
stiegsmaßnahmen wird wieder ein Rechtsan- 
spruch auf Unterhaltsgelddarlehen eingeräumt. 

f) Um dem zunehmenden Wunsch insbesondere 
von Frauen zur Wiedereingliederung in das Be- 
rufsleben Rechnung zu tragen, erhalten auch Ar- 
beitnehmer, die wegen der Betreuung von Kin- 
dern zeitweilig aus dem Erwerbsleben ausge- 
schieden sind und Bildungsmaßnahmen ganztä- 
gig nicht in Anspruch nehmen können, bei Teil- 
zeit-Bildungsmaßnahmen ein Teil-Unterhalts- 
geld. 

g) Auch unter den Arbeitslosen befindet sich eine 
beachtliche Zahl beruflich gut Qualifizierter, die 
bereit und in der Lage sind, sich eine selbstän- 
dige Existenz aufzubauen. Für Arbeitslose, die 
sich selbständig machen wollen, wurde daher ein 
Übergangsgeld eingeführt, das den Lebensunter- 
halt des vorher arbeitslosen Existenzgründers in 
der Anlaufphase sichern soll. 

h) Die Verbesserung der Abstimmung zwischen 
Bildungs- und Beschäftigungssystem setzt vor- 
aus, daß die Unternehmen der Arbeitsverwal- 
tung den aktuellen Qualifizierungsbedarf mittei- 
len und ihre Kenntnisse und Kapazitäten für 
Weiterbildungsmaßnahmen einbringen. Dem re- 
gional auftretenden Mangel an Fachkräften, an 
die nicht zuletzt im Zusammenhang mit der Ein- 
führung neuer Techniken in die Produktion spe- 
zifische Qualifikationsanforderungen gestellt 
werden, kann so am besten entgegengewirkt 
werden. Die für die kommenden Jahre erwarte- 
ten rückläufigen Zahlen an Ausbildungsplatzbe- 
werbern machen für zusätzliche Weiterbildungs- 
und Umschulungsaktivitäten der Unternehmen 
Kapazitäten frei. Die Wirtschaft bleibt aufgefor- 
dert, diese in Zusammenarbeit mit der Bundes- 
anstalt für Arbeit zu nutzen, um ihre Bereit- 
schaft, vermehrt Qualifizierungsmöglichkeiten 
auch für Arbeitslose bereitzustellen, zügig in die 
Tat umzusetzen. Dazu gehören auch verstärkte 
Anstrengungen zur Umschulung und beruflichen 
Eingliederung arbeitsloser Jungakademiker. 


i) Neben der Förderung der beruflichen Weiterbil- 
dung und Umschulung sind ein weiterer Schwer- 
punkt die Maßnahmen für Arbeitsbeschaffung, 
die insbesondere der Wiedereingliederung 
schwer vermittelbarer Arbeitsloser in den Ar- 
beitsmarkt dienen. Im Haushalt der Bundesan- 
stalt für Arbeit stehen 1986 Mittel zur Förderung 
von rd. 100 Tsd. Beschäftigungsverhältnissen zur 
Verfügung, das sind dreimal soviel wie 1982. 

j) Die Eindämmung der illegalen Beschäftigung 
bleibt eine Schwerpunktaufgabe der Arbeits- 
marktpolitik. Das Personal der dafür bei 29 
Stützpunktarbeitsämtern eingerichteten Stellen 
wurde erhöht. Die Zusammenarbeit mit den Lan- 
desbehörden und den Einzugsstellen der Sozial- 
versicherung wurde verstärkt. Das Beschäfti- 
gungsförderungsgesetz hat eine Reihe gesetzli- 
cher Bestimmungen bei illegaler Ausländerbe- 
schäftigung und Arbeitnehmerüberlassung ver- 
schärft. Darüber hinaus wurde die Haftung des 
Entleihers für Lohnsteuer erweitert. Für Sozial- 
versicherungsbeiträge soll sie neu eingeführt 
werden. 

k) Die Bundesregierung wird ihre Bemühungen zur 
Förderung der Integration ausländischer Arbeit- 
nehmer, die bereits in der Bundesrepublik 
Deutschland leben, fortsetzen. Im Interesse dau- 
erhafter Integrationserfolge und insbesondere 
der Beschäftigungssicherung der hier lebenden 
Ausländer sowie der angemessenen Eingliede- 
rung junger Ausländer in das Erwerbsleben wird 
am Anwerbestop uneingeschränkt festgehalten. 
Entsprechend strebt die Bundesregierung in den 
anstehenden Verhandlungen zwischen der Euro- 
päischen Gemeinschaft und der Türkei über die 
Weiterentwicklung der Assoziation hinsichtlich 
des Arbeitsmarktzugangs türkischer Arbeitneh- 
mer eine abschließende Regelung an, die abträg- 
liche Wirkungen für den Arbeitsmarkt in der 
Bundesrepublik Deutschland vermeidet. 

Die Vereinbarungen über den Beitritt Portugals 
und Spaniens zur Europäischen Gemeinschaft 
sehen das Recht auf Zugang zur Beschäftigung 
nach Neueinreise erst nach einer Übergangsfrist 
von sieben Jahren — d. h. ab 1. Januar 1993 — 
vor. 


ii. Europäische und internationale 
Wirtschaftspolitik 

37 . Dynamischer Wettbewerb ist heute in erhebli- 
chem Maß internationaler Wettbewerb bei offenen 
Märkten. Der Sachverständigenrat hat dargelegt, 
daß Unternehmen ständig gefordert sind, Wettbe- 
werbsvorsprünge zu erhalten und neu zu gewinnen 
(Ziffer 319 JG). Die Politik der Bundesregierung ist 
darauf angelegt, dafür auf europäischer und auf in- 
ternationaler Ebene günstige Voraussetzungen zu 
schaffen. 

38 . Wichtige Akzente in der internationalen und in 
der deutschen Wirtschaftspolitik wurden auf dem 
Wirtschaftsgipfel 1985 in Bonn gesetzt. Die Erklä- 
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rung von Bonn bekräftigt als zentrale wirtschafts- 
politische Ziele inflationsfreies Wachstum und hö- 
here Beschäftigung. Die Gipfelteilnehmer haben 
deutlich gemacht, welche Wirtschafts- und Finanz- 
politik sie verfolgen wollen. Sie halten dabei eine 
enge internationale Zusammenarbeit für erforder- 
lich, die auch die Länder der Dritten Welt einbe- 
zieht. 

Vom Bonner Wirtschaftsgipfel gingen außerdem 
wichtige Initiativen für den Beginn einer neuen 
Runde des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkom- 
mens (GATT) aus. Unmißverständlich haben die 
Regierungen der großen Industrieländer festge- 
stellt, daß Protektionismus keine Probleme löst, 
sondern nur neue schafft. Auch in der Umweltpoli- 
tik wurden der internationalen Kooperation Im- 
pulse gegeben. 

Auf dem bevorstehenden Wirtschaftsgipfel in Tokio 
werden die Staats- und Regierungschefs eine insge- 
samt positive Bilanz der weltwirtschaftlichen Ent- 
wicklung seit dem Bonner Gipfel ziehen können. 
Neben der Stärkung der Grundlagen für ein infla- 
tionsfreies Wachstum und höhere Beschäftigung 
dürften in Tokio auch die Fragen der Währungspoli- 
tik und der Verschuldung ein besonderes Gewicht 
erhalten. Darüber hinaus wird die Handelspolitik — 
und hierbei insbesondere die neue GATT-Runde — 
eine wichtige Rolle spielen. 


Wirtschafts- und währungspolitische Kooperation in Europa 

39 . Die europäische Integration hat im vergange- 
nen Jahr wichtige Impulse erhalten. Der Beitritt 
von Spanien und Portugal zur Europäischen Ge- 
meinschaft (EG) am 1. Januar 1986 leitet ein neues 
Kapitel ein. Die Gemeinschaft der Zwölf wird sich 
damit zu einem einheitlichen Markt mit 320 Millio- 
nen Menschen entwickeln. Es bedarf allerdings ei- 
nes längeren Anpassungsprozesses, um die beiden 
Länder wirtschaftlich voll in den Gemeinsamen 
Markt zu integrieren. Gleichzeitig wächst damit der 
Gemeinschaft eine erhöhte politische Verantwor- 
tung für das harmonische Zusammenleben der Völ- 
ker in der Welt zu. 

Der Europäische Rat hat am 2. und 3. Dezember 
1985 in Luxemburg Fortschritte beim Ausbau der 
Europäischen Gemeinschaft erzielt. Sie räumen der 
Gemeinschaft vor allem raschere Entscheidungs- 
möglichkeiten ein. In wichtigen Bereichen wird der 
Rat in Zukunft mit qualifizierter Mehrheit entschei- 
den können. Die Mitwirkung des Europäischen Par- 
laments bei der Beschlußfassung soll gleichzeitig 
ausgeweitet werden. 

Der Europäische Rat hat beschlossen, das Ziel der 
Wirtschafts- und Währungsunion in den EWG-Ver- 
trag aufzunehmen. Die praktische Zusammenarbeit 
im Europäischen Währungssystem wird als eine 
Zwischenstation auf dem Wege der Europäischen 
Integration im bisherigen Rahmen unter Wahrung 
der bestehenden Zuständigkeitsstrukturen in den 
Mitgliedstaaten fortgeführt werden. Die zusätzlich 
in den EWG-Vertrag aufzunehmenden Vorschriften 
über die Wirtschafts- und Währungspolitik sollen 


die Mitgliedstaaten zur Zusammenarbeit gemäß 
den Zielen des Artikel 104 EWG-Vertrag verpflich- 
ten. Dabei geht es vor allem um die Herstellung und 
Wahrung eines hohen Beschäftigungsstandes, eines 
stabilen Preisniveaus und eines außenwirtschaftli- 
chen Gleichgewichts. Die Bundesregierung wird 
sich in diesem Sinne für Fortschritte bei der Kon- 
vergenz der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten 
einsetzen. Wenn auch inzwischen eine größere 
Übereinstimmung in der Wirtschaftspolitik der Mit- 
gliedsländer erzielt werden konnte, ist die Konver- 
genz der wirtschaftlichen Ergebnisse nach wie vor 
unzureichend. Diese Ansicht teilt auch der Sachver- 
ständigenrat (Ziffer 243 JG). 

Die Bundesregierung begrüßt, daß sich der Europäi- 
sche Rat ferner darauf verständigt hat, bis 1992 den 
Binnenmarkt zu vollenden. Die bestehenden 
Hemmnisse im Waren-, Zahlungs- und Kapitalver- 
kehr sollen bis dahin abgebaut, die Grenzkontrollen 
weitgehend beseitigt. Normen und rechtliche Rah- 
menbedingungen harmonisiert und der Dienstlei- 
stungsbereich liberalisiert werden. Von der neu ein- 
geführten Schutzklausel soll nur in ganz besonde- 
ren Fällen Gebrauch gemacht werden. Ein echter 
Binnenmarkt in Europa wird zu höherem Wohl- 
stand und mehr Beschäftigung führen. 

In diesem Zusammenhang kommt auch der Schaf- 
fung eines gemeinsamen Marktes im Bereich der 
neuen Medien besondere Bedeutung zu. Die EG- 
Kommission hat hierzu in ihrem Grün-Buch zum 
Rundfunkwesen erste Überlegungen vorgelegt, 
über deren wettbewerbspolitische Konsequenzen 
der Bundesminister für Wirtschaft den Dialog mit 
den Länderwirtschaftsministern bereits begonnen 
hat und weiter führen wird. 

Die Bundesregierung setzt sich nachdrücklich für 
die umfassende Liberalisierung des Zahlungs- und 
Kapitalverkehrs in den EG-Mitgliedstaaten ein. Sie 
erkennt die Anstrengungen an, die einige Mitglied- 
staaten in dieser Hinsicht unternommen haben, 
und unterstützt die Initiative der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaft zur Liberalisierung 
des Kapitalverkehrs. 

Zur Herstellung eines unverfälschten Wettbewerbs 
in der Gemeinschaft tritt die Bundesregierung für 
den Abbau wettbewerbshemmender Interventionen 
und eine strengere Beihilfedisziplin ein. Andern- 
falls werden die Standort- und Wettbewerbsbedin- 
gungen innerhalb der Gemeinschaft verzerrt, die 
Funktionsweise des Gemeinsamen Marktes beein- 
trächtigt und die für die Sicherung und Schaffung 
von rentablen Arbeitsplätzen unverzichtbaren 
strukturellen Anpassungen verzögert. 

Auch auf dem Gebiet der Informations- und Kom- 
munikationstechnik unterstützt die Bundesregie- 
rung die intensiven Bemühungen in der Gemein- 
schaft, Handelshemmnisse abzubauen. Hauptan- 
satzpunkte dabei sind Normung, Standardisie- 
rung und Harmonisierung sowie die gegenseitige 
Anerkennung von Geräteprüfungen, Öffnung der 
öffentlichen Beschaffungsmärkte, Erleichterung 
der grenzüberschreitenden Unternehmenskoopera- 
tion und Koordinierung von Infrastrukturvorha- 
ben. 
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Auf dem Weg zu einem gemeinsamen Verkehrs- 
markt hat der Europäische Gerichtshof in seinem 
Urteil vom 22. Mai 1985 entscheidende Weichen ge- 
stellt. Entsprechend hat der EG-Verkehrsminister- 
rat zum Vorgehen im Anschluß an dieses Urteil am 
14. November 1985 u. a. folgenden Leitlinien zuge- 
stimmt: Ein freier Verkehrsmarkt ohne mengenmä- 
ßige Beschränkungen wird bis spätestens 1992 er- 
richtet. Eine schrittweise nicht-diskriminierende 
Anpassung der bilateralen Kontingente während 
der Übergangszeit und die gleichzeitige Entwick- 
lung der Gemeinschaftskontingente werden vorge- 
sehen. Außerdem werden die Wettbewerbs Verzer- 
rungen während der Übergangszeit beseitigt Auch 
im Linienluftverkehr müssen nach Auffassung der 
Bundesregierung die starre Kapazitätsregulierung 
und Tarifbildung durch Einführung marktwirt- 
schaftlicher Regeln im Interesse der Verbraucher 
aufgelockert werden. 


Internationale Währungspolitik 

40 . Die Bundesregierung beteiligt sich intensiv an 
den Arbeiten zur Verbesserung der Funktionsfähig- 
keit des internationalen Währungssystems. Der In- 
ternationale Währungsfonds hat hier eine zentrale 
Funktion. Vorrangig ist es, eine bessere Abstim- 
mung in der Wirtschaftspolitik der wichtigsten 
westlichen Wirtschaftspartner zu erreichen und zu 
diesem Zweck die multilaterale Überwachung im 
Rahmen des Internatioanlen Währungsfonds zu 
verbessern und die internationale währungspoliti- 
sche Zusammenarbeit zu verstärken. Dauerhafte 
Erfolge sind dabei nur erreichbar, wenn die großen 
Industrieländer eine solide Geld- und Haushaltspo- 
litik verfolgen, die Stabilität ihrer Währungen si- 
chern, Wachstumshemmnisse abbauen und ein gün- 
stiges Investitionsklima schaffen. Gleichzeitig kön- 
nen so die außenwirtschaftlichen Ungleichgewichte 
abgebaut und der Gefahr des Protektionismus be- 
gegnet werden. 

Ein wichtiger Schritt auf diesem Wege war die New 
Yorker Vereinbarung der Finanzminister und No- 
tenbankpräsidenten der fünf großen Industrielän- 
der vom September 1985. 


Außenwirtschaftspolitik 

41 . Die Außenwirtschaftspolitik der Bundesregie- 
rung ist darauf gerichtet, die wirtschaftspolitischen 
Rahmendaten so zu gestalten, daß sich die interna- 
tionale Arbeitsteilung in offenen Märkten dyna- 
misch entfalten kann. Die weltweite Stärkung der 
Bedingungen für nachhaltiges Wachstum und mehr 
Beschäftigung erfordert in allen Ländern eine 
schnelle und flexible Anpassung der Produktions- 
und Angebotsstrukturen an die weltwirtschaftli- 
chen Änderungen. 

42 . Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
in der jetzt anstehenden neuen Runde des interna- 
tionalen Zoll- und Handelsabkommens (GATT) die 
dringend notwendige Stärkung des offenen, multi- 
lateralen Welthandelssystems erreicht werden muß. 


Die neue Verhandlungsrunde muß sich mit einem 
breiten Themenkatalog befassen, der die Interessen 
der Industrie- und Entwicklungsländer gleicherma- 
ßen berücksichtigt. Dazu gehören die Bekämpfung 
traditioneller und neuer Protektionismusformen, 
eine stärkere Disziplin bei Subventionen, die den 
internationalen Handel betreffen, die Einbeziehung 
des Handels mit Dienstleistungen in das GATT so- 
wie — nicht zuletzt im Hinblick auf ihre Schulden- 
probleme — eine bessere Integration der Entwick- 
lungsländer in das Welthandelssystem unter Ein- 
schluß des Agrarhandels. 

Die Bundesregierung wird darauf drängen, daß die 
Auswirkungen handelsbeschränkender und aus- 
fuhrfördernder Maßnahmen im Agrarhandel aller 
GATT-Partner stärker berücksichtigt werden. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß schon 
während der Vorbereitung und Durchführung einer 
neuen GATT-Runde Handelshemmnisse abgebaut 
und keine neuen protektionistischen Maßnahmen 
ergriffen werden sollten, um das Vertrauen der 
Handelspartner in das multilaterale Handelssystem 
wieder herzustellen und zu stärken. 

Bei den Verhandlungen über ein neues Welttextil- 
abkommen wird die Bundesregierung das Ziel einer 
Rückkehr zu den allgemeinen GATT-Regeln im 
Auge behalten. Die Bundesregierung wird weiter 
auf eine schrittweise Öffnung der Textil- und Be- 
kleidungsmärkte der fortgeschrittenen Entwick- 
lungsländer und den Abbau von Wettbewerbsver- 
zerrungen drängen. Das Ergebnis dieser Verhand- 
lungen, das im Konsens mit den Entwicklungslän- 
dern zu erzielen ist, wird von großer Bedeutung für 
liberalere Welthandelsbeziehungen sein. 

Im Rahmen ihres Beitrags zur besseren internatio- 
nalen Zusammenarbeit zwischen Nord und Süd 
wird sich die Bundesregierung für eine weitere Ver- 
besserung der allgemeinen Zollpräferenzen zugun- 
sten der Entwicklungsländer einsetzen, wobei das 
Hauptaugenmerk auf die weniger entwickelten 
Länder gerichtet bleibt. Durch den Abbau noch be- 
stehender Handelshemmnisse sollte den Entwick- 
lungsländern die Teilhabe an der weltwirtschaftli- 
chen Entwicklung erleichtert und damit ein ent- 
scheidender Beitrag zur Milderung der gravieren- 
den Verschuldungslage vieler Entwicklungsländer 
geleistet werden. 

Auch im Telekommunikationsbereich unterstützt 
die Bundesregierung die Bemühungen um eine wei- 
tere Marktöffnung. Dabei kommt weiteren Fort- 
schritten bei der weltweiten Standardisierung und 
Harmonisierung eine besondere Bedeutung zu. 

Die Bundesregierung wird weiterhin — insbeson- 
dere im Rahmen des OECD-Konsensus — gegen 
eine Verzerrung der Finanzierungskonditionen im 
internationalen Wettbewerb eintreten. Bei den Aus- 
fuhrgewährleistungen wird die Bundesregierung an 
ihrer flexiblen Deckungspolitik festhalten, um der 
jeweiligen Risikolage gerecht zu werden. Sie wird 
gleichzeitig den langfristig sich selbsttragenden 
Charakter dieses Instruments wahren. 
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43 . Die Bundesregierung erhofft sich durch die an- 
stehenden bilateralen und multilateralen Verhand- 
lungen auch eine Entspannung der handelspoliti- 
schen Beziehungen zwischen der Europäischen Ge- 
meinschaft und den USA. Besondere Aufmerksam- 
keit verlangen neben den Sektoren Landwirtschaft 
und Stahl die zahlreichen Anträge im US-Kongreß 
auf Einfuhrschutzverfahren. 

Die nach wie vor bestehenden strukturellen Un- 
gleichgewichte in den Handelsbeziehungen der EG 
und der Vereinigten Staaten mit Japan stellen ein 
Konfliktpotential mit erheblichen protektionisti- 
schen Gefahren dar. Die Bundesregierung begrüßt 
den Willen der japanischen Regierung, die Un- 
gleichgewichte durch Marktöffnungsprogramme, 
Liberalisierung der Kapitalmärkte sowie eine Stär- 
kung des Yen abzubauen und die notwendige Basis 
für steigende Fertigwarenimporte zu schaffen und 
erwartet, daß in absehbarer Zeit hierdurch substan- 
tielle Ergebnise erzielt werden. Die Bundesregie- 
rung betrachtet es als ein wesentliches Element der 
internationalen Arbeitsteilung, daß zwischen den 
westlichen Ländern der Wissens- und Technologie- 
transfer von beschränkenden Eingriffen frei bleibt. 

44 . Die Erschließung neuer Märkte ist Sache der 
Unternehmen. Die Bundesregierung unterstützt sie 
mit ihrem „Drei-Säulen-Konzept“ (Auslandshan- 
delskammern, Bundesstelle für Außenhandelsinfor- 
mation, Wirtschaftsdienste der Botschaften). Sie 
wird es entsprechend den weltwirtschaftlichen Ver- 
änderungen und den neuen technischen Möglich- 
keiten in sachlicher, personeller und regionaler 
Hinsicht gleichgewichtig anpassen. Im Rahmen ih- 
rer entwicklungspolitischen Zusammenarbeit hält 
die Bundesregierung ein breit gefächertes Instru- 
mentarium zur Förderung der privatwirtschaftli- 
chen Kooperation bereit, das von finanziellen Un- 
terstützungsmaßnahmen bis zu Beratungsmaßnah- 
men reicht. 

Verschuldung der Entwicklungsländer 

45 . Die Zahlungsbilanzsituation der Entwick- 
lungsländer hat sich seit 1982, als die internationale 
Schuldenprobleme akut wurden, insgesamt zwar 
deutlich verbessert, das Exportwachstum ist in letz- 
ter Zeit jedoch schwächer geworden. Außerdem 
sind die binnenwirtschaftlichen Anpassungsergeb- 
nisse in vielen hochverschuldeten Ländern noch 
nicht genügend vorangekommen. Weitere erhebli- 
che Eigenanstrengungen der Entwicklungsländer 
sind erforderlich, wobei die Bundesregierung nicht 
verkennt, daß dies vielfach erhebliche soziale und 
ökonomische Probleme mit sich bringen kann. Des- 
halb sind weiterhin gemeinsame und verstärkte 
Anstrengungen aller Beteiligten notwendig. 

Auf der letzten Jahrestagung des Internationalen 
Währungsfonds und der Weltbank haben diese Be- 
mühungen einen neuen Anstoß durch den Plan des 
US-Finanzministers Baker erhalten. Er zielt darauf 
ab, die Wirtschaftskraft der Hauptschuldnerländer 
durch wirtschaftspolitische Reformen mit finanziel- 
ler Hilfestellung durch die internationalen Entwick- 
lungsbanken und die Kreditinstitute der Gläubiger- 


länder zu stärken. Dabei muß weiterhin von den 
besonderen Bedingungen eines jeden Einzelfalles 
ausgegangen werden. Die Bundesregierung unter- 
stützt diesen Vorschlag, der nun in den zuständigen 
Gremien weiter beraten wird. 

Angesichts der Verschuldungssituation der Ent- 
wicklungsländer ist neben einer Umkehr der Kapi- 
talflucht aus diesen Ländern ein verstärkter Trans- 
fer von privatem Kapital dorthin erforderlich. Di- 
rektinvestitionen bedeuten dabei für die Entwick- 
lungsländer nicht nur die Bereitstellung von zusätz- 
lichem Kapital, sondern auch die Übertragung von 
unternehmerischen Fähigkeiten und Technologie. 
Sie sind ein Beitrag zur Schaffung von Arbeitsplät- 
zen und Einkommen. Die Bundesregierung fördert 
daher Direktinvestitionen in Entwicklungsländern 
durch Absicherung des politischen Risikos sowie 
durch Finanzierungs- und Beratungsmaßnahmen. 
Aufgabe der Empfängerländer ist es, für ein günsti- 
ges Investitionsklima zu sorgen. Bilateral wirkt die 
Bundesregierung durch das Netz der Investitions- 
förderungsverträge auf den Abbau der Investitions- 
hemmnisse in Entwicklungsländern hin. Auf multi- 
lateraler Ebene wurde im Oktober 1985 in Seoul die 
Konvention zur Gründung einer multilateralen In- 
vestitionsgarantieagentur (MIGA) bei der Weltbank 
zur Zeichnung aufgelegt. 

46 . In ihrer Entwicklungszusammenarbeit unter- 
stützt die Bundesregierung verstärkt solche Ent- 
wicklungsländer, die zum Abbau ihrer öffentlichen 
Verschuldung Anpassungsmaßnahmen entspre- 
chend den Empfehlungen des Internationalen Wäh- 
rungsfonds und der Weltbank eingeleitet haben. 
Um hierbei eine möglichst große Wirksamkeit der 
Entwicklungszusammenarbeit zu erreichen, hält 
die Bundesregierung Wirtschaftsstrukturen mit 
marktwirtschaftlichen Elementen und einer breiten 
Beteiligung der Bevölkerung am Entwicklungspro- 
zeß für besonders förderungswürdig. 

Entscheidend für die Milderung der gravierenden 
Verschuldungslage vieler Entwicklungsländer wird 
es sein, daß die weltwirtschaftliche Dynamik erhal- 
ten bleibt und die Entwicklungsländer durch Abbau 
bestehender Handelshemmnisse auch im Fertigwa- 
renverkehr stärker in die Weltwirtschaft integriert 
werden. Nur so wird es ihnen auf Dauer möglich 
sein, einen geregelten Schuldendienst zu leisten 
und ihre Kreditwürdigkeit zu sichern oder wieder- 
herzustellen. 


III. Wettbewerbs- und Strukturpolitik 

47 . Der Wettbewerb zwischen Unternehmen ist 
die entscheidende Triebkraft für wirtschaftliche 
Leistung, für Innovationen, für Investitionen und 
damit für vermehrte Beschäftigungschancen. Ge- 
rade in Phasen mit starkem Anpassungsbedarf ist 
die Stärkung und Sicherung des dynamischen Wett- 
bewerbs eine vordringliche Aufgabe. Modernisie- 
rung und Rationalisierung in der Wirtschaft sowie 
die Erschließung neuer Wachstumsfelder werden 
durch staatliche, vermeintlich vorausschauende 
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Strukturpolitik viel weniger schnell und bei weitem 
nicht so wirksam geleistet wie durch den Markt. 

Der Sachverständigenrat zählt die Vorstellung, 
durch Subventionen und andere Protektionsmaß- 
nahmen könnten Arbeitsplätze auch mittelfristig 
gesichert und die Beschäftigung insgesamt erhöht 
werden, zu den schwer ausrottbaren Irrtümern (Zif- 
fer 200 JG). Auch die Bundesregierung sieht die 
Problematik von Protektionismus und Subventio- 
nen. Beschäftigung in staatlich subventionierten 
Bereichen geht auf Kosten leistungsfähigerer di- 
rekter oder indirekter Wettbewerber. Die durch 
Subventionierung bewirkte Umleitung von Res- 
sourcen geht zu Lasten der wirtschaftlichen Dyna- 
mik. Auch werden bei Hilfen für einzelne Unterneh- 
men oder Branchen Unternehmer von ihrer Aufga- 
be, rentable Arbeitsplätze zu sichern und neue Auf- 
gaben anzugehen, abgehalten, wenn sie darauf ver- 
trauen können, daß ihnen letztlich der Staat mit 
Subventionen zur Hand geht. Mit mehr staatlichen 
Subventionen lassen sich auf Dauer auch nicht die 
Probleme auf dem Arbeitsmarkt lösen. 

Auch die Bewältigung des Strukturwandels durch 
die Erschließung neuer Wachstumsfelder ist eine 
originäre Unternehmensaufgabe. Die Bundesregie- 
rung zieht zwischen der Verantwortung der Unter- 
nehmen und derjenigen des Staates eine klare 
Trennlinie: Risiken und Chancen neuer Entwick- 
lungen im konkreten Fall gegeneinander abzuwä- 
gen und marktgerecht zu agieren, ist Sache der Un- 
ternehmen. Aufgabe des Staates ist es dagegen, die 
Fähigkeit und Bereitschaft zur Übernahme wirt- 
schaftlicher Risiken durch marktkonforme Wettbe- 
werbs- und Strukturpolitik zu stärken. 

Wettbewerbspoiitik 

48 . Der Rat stellt zu Recht fest, daß es Dreh- und 
Angelpunkt einer auf Stärkung der Wachstums- 
kräfte und die Schaffung rentabler Arbeitsplätze 
gerichteten Wirtschaftspolitik sein muß, die Märkte 
stärker dem Wettbewerb zu öffnen, wettbewerbs- 
hemmende Regulierungen abzubauen und die Su- 
che nach neuen Märkten unter wettbewerblichen 
Bedingungen zu erleichtern (Ziffer 196 JG). 

49 . Der Sachverständigenrat bezeichnet den dyna- 
mischen Wettbewerb als Lebenselixier der Wirt- 
schaft, der sich nur auf der Grundlage wettbewerbs- 
gerechter und verläßlicher Rahmenbedingungen 
entwickeln kann (Ziffer 308 JG). Auch nach Auffas- 
sung der Bundesregierung kommt es für die Wett- 
bewerbspolitik vor allem darauf an, für die individu- 
elle Freiheit zur wirtschaftlichen Betätigung Raum 
zu schaffen. 

Diesen Erfordernissen muß in besonderem Maße 
auch das Wettbewerbsrecht genügen. Hier gilt es 
vor allem, die Freiheit des Wettbewerbs vor Kartel- 
lierung, Konzentration und Machtmißbrauch zu 
schützen und damit Leistungswettbewerb zu si- 
chern. Dies ist dort von besonderer Bedeutung, wo 
die Inlandsmärkte keinen ausländischen Wettbe- 
werbseinflüssen ausgesetzt sind. Die Marktmacht 
der Unternehmen auf dem Binnenmarkt kann auch 


von außen begrenzt werden, wenn ein ausreichen- 
der Wettbewerbsdruck aufgrund von Importen oder 
potentiellem Wettbewerb vorhanden ist. Die kartell- 
behördliche Praxis kann diesen Aspekten im Rah- 
men des geltenden Rechts durchaus angemessen 
Rechnung tragen. 

Die Begrenzung wirtschaftlicher Macht durch den 
Wettbewerb verdient angesichts von Großfusionen 
in letzter Zeit besondere Beachtung. Die Kombina- 
tion erheblicher finanzieller Möglichkeiten und 
Ressourcen kann sowohl auf der Beschaffungs- als 
auch auf der Absatzseite dazu führen, daß die den 
Marktkräften obliegende Kontrollfunktion erlahmt, 
auch wenn der Zusammenschluß großer Unterneh- 
men in einzelnen Bereichen nicht zur Marktbeherr- 
schung führt. Potentielle Wettbewerber drohen 
beim Vorstoß in marktnahe Bereiche des Großun- 
ternehmens abgeschreckt zu werden. Nicht zu ver- 
kennen ist allerdings, daß angesichts der ständig 
zunehmenden weltwirtschaftlichen Integration der 
internationale Wettbewerb den möglichen Miß- 
brauch solcher finanzieller Machtpositionen verhin- 
dern kann. Auf jeden Fall dürfen aus Großfusionen 
hervorgegangene Unternehmen genau so wenig auf 
staatliche Unterstützung bauen können wie die 
große Zahl der mittelständischen Betriebe. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß gerade die 
deutschen Unternehmen mit ihrem wettbewerbspo- 
litischen Umfeld in der Bundesrepublik sich inter- 
national bisher als sehr leistungsfähig erwiesen ha- 
ben und daß Größe noch keineswegs eine Garantie 
dafür ist, gegenüber ausländischen Wettbewerbern 
zu bestehen. Größe ist auch kein Garant für Spit- 
zenleistungen im Bereich der Hochtechnologie. Ein 
erheblicher Teil der für die Wirtschaft grundlegen- 
den Erfindungen geht auf kleine und mittlere Un- 
ternehmen zurück. Für Erfolge sind vor allem ein 
enger Kontakt mit der Wissenschaft und ein inno- 
vationsfreundliches, von staatlicher Einmischung 
freies Umfeld bedeutsam. Es ist auch bei der Hoch- 
technologie nicht Aufgabe des Staates, Unterneh- 
men mit gezielten Eingriffen in bestimmte Bahnen 
zu lenken. 

50 . Im Hinblick auf die Wettbewerbssituation im 
Handel hält die Bundesregierung kartellgesetzliche 
Änderungen derzeit nicht für angezeigt. Bei der An- 
hörung der Verbände im Oktober 1985 durch den 
Bundesminister für Wirtschaft zur Konzentrations- 
problematik im Handel haben sich Handel, Indu- 
strie und Verbraucher dieser Auffassung ange- 
schlossen, während Verbände des Handwerks und 
Gewerkschaften anderer Meinung waren. Die Bun- 
desregierung hält es für geboten, daß die Kartellbe- 
hörden alles daran setzen, um machtbedingte und 
leistungswidrige Praktiken zu unterbinden. Dabei 
kommt es darauf an, die Instrumentarien der Fu- 
sionskontrolle und der Mißbrauchsaufsicht konse- 
quent auf die Verhältnisse im Lebensmittelhandel 
anzuwenden sowie Tragweite und Grenzen des 
Kartellgesetzes in diesem Bereich einer weiteren 
richterlichen Klärung zuzuführen. Außerdem 
kommt der von der Wirtschaft im Juni 1984 fortge- 
schriebenen Gemeinsamen Erklärung zur Siche- 
rung des Leistungswettbewerbs und der zu ihrer 
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besseren Durchsetzung eingerichteten Schlich- 
tungsstelle besondere Bedeutung zu. 

Darüber hinaus soll noch 1986 das Gesetz gegen 
den unlauteren Wettbewerb (UWG) novelliert wer- 
den. Dabei sollen der Aufwendungsersatz für die 
erste Abmahnung abgeschafft, ein Rücktrittsrecht 
bei irreführender Werbung eingeführt, Preisgegen- 
überstellungen sowie die Werbung mit mengenmä- 
ßiger Beschränkung verboten und das Sonderver- 
anstaltungsrecht neu geregelt werden. Außerdem 
sollen im Rahmen des Zweiten Gesetzes zur Be- 
kämpfung der Wirtschaftskriminalität eine neue 
Strafvorschrift gegen progressive Kundenwerbung 
eingeführt und die Strafvorschriften bei Betriebs- 
spionage und Geheimnisverrat verschärft werden. 

Der Bundesminister für Wirtschaft wird die weitere 
Konzentrationsentwicklung insbesondere im Ein- 
zelhandel, die Wirksamkeit von Selbsthilfeverein- 
barungen, die Rechtsprechung zu Entscheidungen 
des Bundeskartellamtes, die Anwendungspraxis der 
Kartellbehörden sowie die Wirkungen der in Aus- 
sicht genommenen Regelungen im UWG und im 
Baurecht sorgfältig beobachten und im Lichte die- 
ser Erfahrungen und der weiteren wettbewerbspoli- 
tischen Diskussion prüfen, ob sich hieraus künftig 
ein gesetzgeberischer Handlungsbedarf ergibt. Im 
Falle der Bejahung von Handlungsbedarf wird die 
Bundesregierung der Strukturkontrolle Vorrang 
vor einem Ausbau der Verhaltenskontrolle geben; 
dies ist auch im Interesse des mittelständischen 
Handels. Eine Sektoralisierung der Fusionskon- 
trolle hält die Bundesregierung für nicht vertretbar. 
Ein Wandel der Verbraucherpräferenzen kann 
letztlich auch nicht mit Wettbewerbsdirigismen ge- 
lenkt oder gar verhindert werden. Deshalb muß 
auch weiterhin Vertrauen in den mündigen Ver- 
braucher gesetzt werden. 

51 . Die Bundesregierung sieht sich vom Sachver- 
ständigenrat darin bestärkt, wettbewerbsverfäl- 
schende Regelungen zu beseitigen, um ein gleich- 
wertiges oder sogar besseres privates Angebot von 
Gütern und Diensten zu erlauben. Hiervon sind 
auch die vom Rat beispielhaft aufgeführten Berei- 
che des Straßengüterverkehrs (Ziffern 325 ff. JG) 
und der Telekommunikation (Ziffern 337 ff. JG) 
nicht ausgenommen. 

Der Straßengüterfernverkehr gehört zu den weitge- 
hend regulierten Bereichen. Dem Sachverständi- 
genrat erscheint eine Entregulierung dieses Berei- 
ches am dringendsten geboten (Ziffern 325 ff. JG). 
Der Rat erkennt an, daß die von der Bundesregie- 
rung im Verkehrsbericht angekündigten und zum 
Teil bereits verwirklichten Maßnahmen erste 
Schritte in die richtige Richtung sind. Er fordert 
eine schrittweise Liberalisierung in der Europäi- 
schen Gemeinschaft. Diese ist mit dem Urteil des 
Europäischen Gerichtshofes vom 22. Mai 1985 und 
den Beschlüssen des EG-Verkehrsministerrates 
vom 14. November 1985 in Gang gebracht worden 
(vgl. Ziffer 39 dieses Berichts). 

52 . Die Verfügbarkeit einer modernen Infrastruk- 
tur für Information und Kommunikation und ihre 


effiziente, marktgerechte Nutzung sind für die Lei- 
stungs- und Wettbewerbsfähigkeit einer fortge- 
schrittenen Volkswirtschaft wichtige Bausteine. 
Für strukturschwache, periphere Räume wie z. B. 
das Zonenrandgebiet liegt hierin auch die Chance, 
lagebedingte Nachteile durch Anschlüsse an die 
Wirtschaftszentren zu mildern. 

Der Sachverständigenrat empfiehlt, die Telekom- 
munikationsmärkte in der Bundesrepublik generell 
wettbewerbsoffener zu gestalten und dabei u. a. die 
Vereinheitlichung der Fernmeldenetze europa- und 
weltweit zu unterstützen. Er spricht sich außerdem 
für kostengerechtere Gebühren der Deutschen 
Bundespost aus (Ziffer 349 JG). In dieser grundle- 
genden Zielsetzung — wenn auch nicht hinsichtlich 
einzelner Feststellungen und Wertungen — stimmt 
die Bundesregierung mit dem Sachverständigenrat 
überein. 

Die Bundesregierung beobachtet die sich interna- 
tional abzeichnenden technischen Entwicklungen 
und die in anderen Industriestaaten eingeführten 
oder eingeleiteten strukturellen Veränderungen im 
Fernmeldewesen sehr sorgfältig. Auch sie sieht die 
Notwendigkeit, die Strukturen der Telekommunika- 
tionsmärkte in der Bundesrepublik intensiv zu 
durchleuchten. Daher hat die im März 1985 beru- 
fene Regierungskommission Fernmeldewesen — 
im Gegensatz zur Annahme des Sachverständigen- 
rates (Ziffer 343 JG) — nicht vorrangig zu untersu- 
chen, wie der Endgerätebereich weitgehend liberal 
zu gestalten ist. Ihr Auftrag umfaßt vielmehr eine 
eingehende Analyse des Gesamtbereichs der Tele- 
kommunikation unter Berücksichtigung internatio- 
naler Entwicklungen sowie — ausgehend von Arti- 
kel 87 GG und den Grundlinien des Postverwal- 
tungsgesetzes — die Erarbeitung von Vorschlägen 
zur Abgrenzung von staatlichen und privaten Auf- 
gaben im Fernmeldewesen, zur anforderungsge- 
rechten und rationellen Erledigung der staatlichen 
Aufgaben und zur Rahmensetzung für die privat- 
wirtschaftliche Betätigung. Die Bundesregierung 
wird die für 1987 erwarteten Empfehlungen der Re- 
gierungskommission zum Anlaß nehmen, den Ge- 
samtkomplex Fernmeldewesen auch unter Berück- 
sichtigung der europäischen und internationalen 
Dimension erneut intensiv zu behandeln. 

Im Bereich der Individualkommunikation ist die 
Fernmeldepolitik bis dahin an folgendem ausge- 
richtet: Das Errichten und Betreiben der dafür er- 
forderlichen Netze betrachtet die Bundesregierung 
als Aufgabe der Daseinsvorsorge. Ziel ist eine flä- 
chendeckende Versorgung zu gleichen Bedingun- 
gen auch bei künftigen Netzgenerationen. Die Bun- 
desregierung beabsichtigt daher nicht, hier konkur- 
rierende Netzträger zuzulassen. Mit der im Entwurf 
vorliegenden Telekommunikationsordnung verfolgt 
sie jedoch das Ziel, wirksamen Wettbewerb bei 
Fernmeldedienstleistungen im Netz der Deutschen 
Bundespost zu ermöglichen und durch den Wegfall 
einengender Reglementierungen größere Frei- 
räume für Innovationen im Endgerätebereich zu 
schaffen. Darüber hinaus sollen damit das Nut- 
zungsrecht gestrafft und übersichtlicher gestaltet 
sowie insgesamt Gebührensenkungen vorgenom- 
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men werden. Ferner ist vorgesehen, in diesem Jahr 
die Gebühren für die Dienstleistungen der Deut- 
schen Bundespost in dem künftigen dienstintegrier- 
ten digitalen Fernmeldenetz (ISDN), in dem die 
meisten Dienste der Individualkommunikation zu- 
sammengefaßt werden können, festzulegen. Damit 
werden rechtzeitig die erforderlichen Rahmenbe- 
dingungen für die Nutzung des ISDN vorliegen, 
wenn dieses Netz ab 1988 aufgebaut wird. Insge- 
samt sollen damit Schritte zu mehr Liberalisierung 
und mehr Transparenz sowie zu einer größeren Dis- 
positionssicherheit für die künftig verbesserte In- 
frastruktur im Telekommunikationsbereich unter- 
nommen werden. 

53 . Im Bereich der Massenkommunikation wird 
die Deutsche Bundespost ihre Netze zur Rundfunk- 
verteilung weiterhin entsprechend der Nachfrage 
nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten ausbauen 
und die Rahmenbedingungen für private Betäti- 
gungsmöglichkeiten schrittweise verbessern, um in- 
soweit günstige Voraussetzungen für die Entwick- 
lung des privatrechtlich organisierten Rundfunks 
zu schaffen. Die zunehmende Internationalisierung 
des Rundfunkmarktes stellt die Wettbewerbs- und 
Medienpolitik vor besondere Herausforderungen. 
Ohne Schaffung möglichst einheitlicher bundeswei- 
ter Rahmenbedingungen, die auch der europäi- 
schen Dimension Rechnung tragen, werden sich die 
Wachstums-, Innovations- und beschäftigungspoliti- 
schen Chancen der Neuen Medien nicht voll nutzen 
lassen. Die Bundesregierung verfolgt daher weiter 
das Ziel, im Zusammenwirken mit den Ländern ab- 
gestimmte Konzepte zu entwickeln. 

54 , Wichtig für einen funktionierenden Wettbe- 
werb ist der mündige und informierte Verbraucher. 
Die Bundesregierung wird ihre Fördermaßnahmen 
für eine anbieterunabhängige Verbraucherinforma- 
tion fortsetzen und die privaten Verbraucherorgani- 
sationen und die Stiftung Warentest bei ihren Auf- 
gaben wirksam unterstützen. Das vom Bundestag 
am 14. November 1985 beschlossene Gesetz über 
den Widerruf von Haustürgeschäften stärkt die 
Stellung des Verbrauchers. Darüber hinaus wird 
sich die Bundesregierung für eine zügige Umset- 
zung der EG-Richtlinie über die Haftung für fehler- 
hafte Produkte einsetzen. 


Mittelstandspolitik 

55 . Die Politik der Bundesregierung hat das große 
Gewicht und die Bedeutung mittelständischer Un- 
ternehmen für die Wettbewerbsfähigkeit und Vitali- 
tät der Gesamtwirtschaft stets in Rechnung gestellt. 
Die Mittelstandspolitik ist wichtiger Bestandteil der 
Politik zur Stärkung der Marktkräfte. Die Verringe- 
rung der Grenzsteuersätze über die gesamte Pro- 
gressionszone des Einkommensteuertarifs wird die 
Leistungsfähigkeit des Mittelstandes stärken und 
die Anreize zur Schwarzarbeit, die überwiegend zu 
Lasten des Handwerks und der mittelständischen 
Unternehmen geht, mindern. Weniger und einfa- 
chere administrative Regelungen und Vorschriften 
erleichtern ihre Arbeit, da sie in der Regel nicht 
über eigene Beratungsstäbe verfügen. Die Privati- 


sierung öffentlicher Dienstleistungen eröffnet neue 
Betätigungsfelder besonders für den freiberufli- 
chen und gewerblichen Mittelstand. Der Abbau 
staatlicher Interventionen dürfte die Wettbewerbs- 
position gerade auch mittlerer und kleiner Anbieter 
stärken. Die Neuorientierung der Forschungs- und 
Technologiepolitik hin zu mehr indirekter Förde- 
rung führt unmittelbar zu besseren Wettbewerbsbe- 
dingungen des Mittelstandes im Bereich von For- 
schung und Entwicklung. 

56 . Die allgemeine Verbesserung der Ertragslage 
der Unternehmen hat im Jahre 1985 auch für den 
gewerblichen Mittelstand eine spürbare Verbesse- 
rung seiner wirtschaftlichen Situation mit sich ge- 
bracht. Kleine und mittlere Unternehmen, freibe- 
ruflich Tätige sowie Existenzgründer haben in er- 
heblichem Maße zum gesamtwirtschaftlichen 
Wachstum und zur Verbesserung der Beschäfti- 
gungssituation beigetragen. Auch im vergangenen 
Jahr war der Saldo aus Unternehmensgründungen 
und Liquidationen positiv. Daß der Gründungselan 
in der Bundesrepublik ungebrochen ist, zeigt sich 
an der lebhaften Nachfrage für die Mitte 1985 ein- 
geführte Ansparförderung, die auf längerfristig ge- 
plante Unternehmensgründungen schließen läßt. 
Auch die übrigen Finanzierungshilfen des Bundes 
für Existenzgründer wurden rege in Anspruch ge- 
nommen. 

Mit dem Gesetzentwurf über Unternehmensbeteili- 
gungsgesellschaften und der in Angriff genomme- 
nen Erleichterung des Börsenzugangs (Börsenzu- 
lassungsgesetz) leitet die Bundesregierung Maß- 
nahmen ein, die mittelständischen Unternehmen 
die Beschaffung haftenden Kapitals erleichtern und 
die Eigenkapitalsituation der kleinen und mittleren 
Unternehmen verbessern. 

Flankierend werden durch die Förderung von Un- 
ternehmensberatungen die oft bei kleineren Unter- 
nehmen bestehenden Informationsdefizite vermin- 
dert und so die Erfolgsaussichten erhöht. Im Jahre 
1985 nahmen diese Möglichkeit rund 75 000 Unter- 
nehmen in Anspruch. 

57 . Der Trend zu mehr Selbständigkeit in der 
Wirtschaft zeigt sich auch in der wachsenden Zahl 
freiberuflich Tätiger. Die Bundesregierung begrüßt 
diese Entwicklung. Neue Arbeitsfelder — z. B. im 
Bereich des Umweltschutzes, der Energieeinsi>a- 
rung, der technischen Überwachung, der Neuen Me- 
dien sowie Tätigkeiten in anderen Bereichen des 
kulturellen Lebens — bieten vielen Berufen eine 
Chance zu wirtschaftlich selbständiger Tätigkeit. 
Die Bundesregierung ist bemüht, diese Tendenz 
durch die Übertragung öffentlicher Dienstleistun- 
gen auf Private zu fördern. Sie lehnt beschränkende 
Maßnahmen beim Berufszugang ab. 


Gesundheitspolitik 

58 . Die Bundesregierung begrüßt es, daß sich der 
Sachverständigenrat eingehend mit der Gesund- 
heitspolitik auseinandergesetzt hat (Ziffern 358 ff. 
JG). Er spricht sich für eine Neuordnung des Ge- 


23 



Drucksache 10/4981 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


sundheitswesens nach marktwirtschaftlichen 
Grundsätzen aus, ohne allerdings ein geschlossenes 
Reformkonzept vorlegen zu wollen. Die Bundesre- 
gierung hält es für wichtig, daß der Sachverständi- 
genrat in seinem Gutachten sowohl auf die Wachs- 
tumsdynamik und Beschäftigungschancen, die im 
Gesundheitswesen liegen, eingeht als auch auf die 
besonders problematische Kostenentwicklung in 
diesem Bereich aufmerksam macht (Ziffern 362 ff. 
JG). Die mit steigendem Wohlstand einhergehende 
Nachfrage nach mehr und besseren Gesundheitslei- 
stungen und die demographische Entwicklung be- 
günstigen die Wachstumschancen des Gesundheits- 
wesen. Beitragssatzanhebungen als Folge von Aus- 
gabensteigerungen in der Krankenversicherung ge- 
fährden allerdings Leistungsbereitschaft und Be- 
schäftigungschancen in der Wirtschaft. Die Bundes- 
regierung begrüßt deshalb die Bemühungen der 
Selbstverwaltung um Kostendämpfung und weist 
auf die dabei erreichten Erfolge hin. 

Die notwendige nachhaltige Ausgabenbegrenzung 
in der gesetzlichen Krankenversicherung läßt sich 
auch nach Ansicht der Bundesregierung nur errei- 
chen, wenn allen Beteiligten mehr Anreize und 
Möglichkeiten geboten werden, aus eigenem Inter- 
esse wirtschaftlich zu handeln (Ziffer 366 JG). Er- 
forderlich bleibt eine Strukturreform im Gesund- 
heitswesen, die den Besonderheiten dieses Berei- 
ches Rechnung trägt. Dazu gehört auch der soziale 
Auftrag der gesetzlichen Krankenversicherung, der 
den solidarischen Risikoausgleich ebenso umfaßt 
wie den Grundsatz, daß jedes Mitglied der gesetzli- 
chen Krankenversicherung unabhängig von seinem 
Einkommen Anspruch auf die notwendige gesund- 
heitliche Versorgung hat; dies setzt der Übertra- 
gung marktwirtschaftlicher Prinzipien auf das Ge- 
sundheitswesen gewisse Grenzen. Die Bundesregie- 
rung wird die vom Sachverständigenrat für eine 
Reform aufgezeigten Ansätze wie auch abwei- 
chende Überlegungen anderer wirtschafts- und so- 
zialwissenschaftlicher Experten eingehend prüfen. 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung des Sach- 
verständigenrates, daß die Ansätze für kostenbe- 
wußtes Verhalten in der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung sowohl bei Leistungserbringern wie auch 
bei Versicherten verbessert werden müssen. Ihr 
Ziel ist es, das Gesundheitswesen Schritt für Schritt 
dort stärker marktwirtschaftlich auszugestalten, wo 
dies ohne Gefährdung gesundheitspolitischer und 
sozialer Ziele möglich ist. Im Interesse der Kosten- 
dämpfung ist insbesondere ein verstärkter Preis- 
und Qualitätswettbewerb erforderlich, soweit keine 
gesundheitspolitischen Nachteile damit verbunden 
sind; dies gilt z. B. für den Arzneimittelbereich und 
für Bereiche der Heil- und Hilfsmittel. Dort wo we- 
gen der Besonderheit der Gesundheitsleistungen 
Preis- und Qualitätswettbewerb nicht möglich sind, 
müssen für die einzelnen Bereiche des Gesund- 
heitswesens eigenständige und spezifische Steue- 
rungsformen entwickelt werden, die wirtschaftli- 
ches Handeln unterstützen. Die Bundesregierung 
hält in diesem Rahmen erweiterte Handlungsmög- 
lichkeiten aller Beteiligten sowie eine größere 
Transparenz der Preise und Kosten für wünschens- 
wert. 


Der Sachverständigenrat vertritt die Auffassung, 
daß ein Ausbau von Selbstbeteiligungsregelungen 
wesentlicher Teil eines Reformkonzepts sein müs- 
se. Er hat an Hand der bestehenden Rezeptgebühr 
verdeutlicht, daß dabei jeder Schritt sorgfältig er- 
wogen werden muß, um unerwünschte Ausweich- 
reaktionen zu vermeiden (Ziffern 367 ff. JG). Nach 
Auffassung der Bundesregierung sind Selbstbeteili- 
gungsregelungen nur dann sinnvoll und politisch 
vertretbar, wenn sie sozial verträglich und gesund- 
heitspolitisch unbedenklich sind sowie zu einer 
Senkung der Gesundheitsausgaben für den einzel- 
nen Krankheitsfall und damit zu einer Entlastung 
der Beitragszahler führen. Dies kann allein durch 
Selbstbeteiligungsregelungen erreicht werden, die 
Einfluß auf das Inanspruchnahmeverhalten der 
Versicherten haben und nicht durch mengenmäßi- 
ge, strukturelle oder preisliche Dispositionen der 
Leistungserbringer überlagert werden können. Des- 
halb ist jeweils zu prüfen, welche Auswirkungen 
eine Selbstbeteiligung auf die Entwicklung der Bei- 
tragssätze und damit der Lohnnebenkosten der Un- 
ternehmen und die Abgabenbelastung der Bürger 
hat. 


Forschungs- und Technologiepolitik 

59 . Mehr denn je gelten Forschung und Technolo- 
gie weltweit als Triebkräfte für die Wettbewerbsfä- 
higkeit der Unternehmen. Forschungs- und Techno- 
logiepolitik kann — dieser Ansicht ist auch der 
Sachverständigenrat (Ziffern 308 ff. JG) — einen 
wichtigen Beitrag bei der Aufgabe, Wettbewerbs- 
vorsprünge zu gewinnen, leisten (vgl. Ziffer 19 die- 
ses Berichts). 

Die Neuorientierung der Forschungs- und Techno- 
logiepolitik, deren Grundlinien im Bundesfor- 
schungsbericht 1984 und im Jahreswirtschaftsbe- 
richt 1984 festgelegt wurden, ist insbesondere auf 
günstige und verläßliche Rahmenbedingungen und 
auf die Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen 
gerichtet. Sie ist gekennzeichnet durch Zurückhal- 
tung des Staates gegenüber der Wirtschaft, insbe- 
sondere bei inhaltlichen Vorgaben. Notwendig sind 
die Bejahung des technischen Fortschritts sowie 
die Anerkennung von Leistung — auch von Spitzen- 
leistung — in Forschung, Entwicklung und Innova- 
tion. 

Diese Politik hat ihren konkreten Niederschlag in 
einer Umorientierung auf mehr mittelbar wirkende 
indirekte Fördermaßnahmen und in einer stärke- 
ren Beachtung kleiner und mittlerer Unternehmen 
gefunden. Zugleich wurde die Förderung auf bran- 
chenübergreifende Schlüsseltechnologien wie In- 
formationstechnik und Biotechnologie ausgerichtet. 
Demgegenüber wurde z. B. die Förderung der Ener- 
gieforschung wegen des vor allem im Bereich der 
Kernenergie zurückgegangenen Förderbedarfs 
deutlich verringert. 

Der Sachverständigenrat unterstreicht die Bedeu- 
tung von Wissenstransfer und Gemeinschaftsfor- 
schung für kleine und mittlere Unternehmen (Ziffer 
316 JG). Mit den Mitteln der Gemeinschaftsfor- 
schung werden nicht einzelne Unternehmen, son- 
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dem gemeinnützige Forschungseinrichtungen ge- 
fördert, die ihre Forschungsergebnisse der Allge- 
meinheit zur Verfügung stellen. Die Bundesregie- 
rung wird die Förderung in diesen Bereichen fort- 
führen. Die Investitionszulage für Forschung und 
Entwicklung, die dem Sachverständigenrat ent- 
behrlich erscheint (Ziffer 275 JG), ist von for- 
schungs-, mittelstands- und — wegen der nun mög- 
lichen Kumulation mit der Regionalzulage — auch 
von regionalpolitischer Bedeutung. Die Bundesre- 
gierung wird ihre Beibehaltung im Rahmen der 
Ausarbeitung eines steuerlichen Gesamtkonzepts 
erneut überprüfen. 

Der Grundlagenforschung als originärem Kernbe- 
reich staatlicher Forschungsförderung wird die 
Bundesregierung durch weitere überproportionale 
Mittelerhöhungen im Haushalt 1986 Rechnung tra- 
gen, Überdurchschnittlich werden 1986 auch die 
staatlichen Ausgaben für die Forschung auf den 
Gebieten der Ökologie und des Umweltschutzes, der 
Gesundheit und des Klimas zunehmen. 

Die Bundesregierung begrüßt die differenzierten 
Ausführungen des Sachverständigenrats zur direk- 
ten Projektförderung (Ziffer 317 JG). Aus überge- 
ordneten gesellschaftlichen oder gesamtwirtschaft- 
lichen Gründen, die im einzelnen in Ziffer 16 des 
Jahreswirtschaftsberichts 1984 niedergelegt sind, 
ist direkte Projektförderung weiterhin erforderlich. 
Durch den Ausbau der Verbundforschung sollen 
auch der mit der direkten Projektförderung verbun- 
dene Diskriminierungseffekt abgeschwächt und die 
Umsetzung der Ergebnisse verbessert werden. 

60 . Forschungs- und Technologiepolitik hat zuneh- 
mend auch eine grenzüberschreitende Dimension. 
Das hat in ständig steigendem Umfang — auf der 
Ebene der Regierungen wie auf der Ebene der Un- 
ternehmen und Forschungseinrichtungen — zu bi- 
und multilateralen internationalen Kooperationen 
in Forschung und Technologie geführt; dazu gehö- 
ren die Bemühungen um eine europäische Techno- 
logiegemeinschaft. Ein besonders aktuelles Beispiel 
europäischer Kooperation auf dem Gebiet der 
Hochtechnologie ist EUREKA. 

Auf der zweiten EUREKA-Ministerkonferenz in 
Hannover haben sich die beteiligten Regierungen 
im vergangenen Herbst auf die wesentlichen Ele- 
mente eines Rahmens für die grenzüberschreitende 
Kooperation bei Forschung und Entwicklung im 
Hochtechnologiebereich verpflichtet. Sie haben da- 
mit ihren festen Willen dokumentiert, die technolo- 
gische Wettbewerbsfähigkeit europäischer Unter- 
nehmen auf dem Weltmarkt zu stärken. EUREKA 
steht auch forschenden kleinen und mittleren Un- 
ternehmen offen. 

Die vom Sachverständigenrat befürchteten ord- 
nungspolitischen Gefährdungen aufgrund einer 
wieder stärkeren direkten Projektförderung sollen 
gering gehalten werden (Ziffer 319 JG). Entspre- 
chend der Grundsatzerklärung von Hannover wird 
die Vorbereitung, Durchführung und Finanzierung 
von EUREKA- Projekten im Verantwortungsbereich 
der Unternehmen bzw. Forschungsinstitute liegen. 


Der Beitrag der Mitgliedstaaten zur Förderung von 
EUREKA muß in erster Linie in der Verbesserung 
des Umfeldes für die grenzüberschreitende Koope- 
ration, insbesondere bei der Schaffung eines großen 
homogenen, dynamischen und nach außen offenen 
europäischen Wirtschaftsraums liegen. Vorrang ha- 
ben gemeinsame technische Normen, die weitere 
Öffnung der Märkte durch Verbesserungen beim 
öffentlichen Beschaffungswesen sowie der Abbau 
von Kapitalverkehrskontrollen. Darüber hinaus 
kommt — wie im Falle rein nationaler Projekte 
auch — subsidiär und in Grenzen der Einsatz Öf- 
fentlicher Fördermittel in Betracht. 

Bei den bevorstehenden Verhandlungen zur weite- 
ren Konkretisierung der EUREKA-Initiative wird 
sich die Bundesregierung — entsprechend ihren 
marktwirtschaftlichen Prinzipien — dafür einset- 
zen, daß es nicht zu Wettbewerbsverzerrungen 
kommt, etwa durch die Einführung spezieller Präfe- 
renzen für EUREKA-Produkte oder durch die Aus- 
höhlung der nationalen und europäischen Beihilfe- 
und Kartellbestimmungen. EUREKA soll weltoffen 
angelegt sein und den Prinzipien des internationa- 
len Wettbewerbs entsprechen. 

61 . Unter dem Aspekt der technologischen Ent- 
wicklung und der grenzüberschreitenden technolo- 
gischen Zusammenarbeit mißt die Bundesregie- 
rung der Luft- und Raumfahrtindustrie, insbeson- 
dere dem weiteren Ausbau der Airbus-Familie, der 
Entwicklung eines neuen Jagdflugzeuges in euro- 
päischer Zusammenarbeit und den Raumfahrtpro- 
jekten Columbus und Ariane besondere Bedeutung 
bei. Sie wird Ziele und Leitlinien ihrer Luft- und 
Raumfahrtpolitik demnächst in einem neuen Be- 
richt des Koordinators für die deutsche Luft- und 
Raumfahrt fortschreiben. 


Umweltpolitik 

62 . Der sorgsame Umgang mit den natürlichen 
Ressourcen, der Schutz von Luft, Boden und Gewäs- 
sern sowie ein sparsamer Energieeinsatz haben für 
die Bundesrepublik Deutschland — auch für ein auf 
Dauer qualitativ befriedigendes Wachstum — her- 
ausragende Bedeutung. Wie die Bundesregierung 
im letzten Jahreswirtschaftsbericht ausführlich 
dargelegt hat, besteht zwischen Wirtschaft und 
Ökologie kein Zielkonflikt, wenn dem Umwelt- 
schutz durch entsprechend verminderte Ansprüche 
an das Realeinkommen Rechnung getragen wird 
(vgl. Jahreswirtschaftsbericht 1985, Ziffer 59). 

Wie der Sachverständigenrat zu Recht bemerkt, 
kann die Aufgabe, bei der Erhaltung der Natur und 
beim Abbau bereits eingetretener Schäden schnel- 
ler voranzukommen, nur unter Zuhilfenahme der 
„Schubkräfte des Marktes“ gelingen (Ziffer 318 JG). 
Dynamischer Wettbewerb ist die wesentliche 
Grundlage dafür, daß umweltpolitische Probleme 
auf Dauer effizient gelöst werden. Die am Verursa- 
cherprinzip orientierte marktwirtschaftliche Um- 
weltpolitik der Bundesregierung schafft Entschei- 
dungsspielräume und Anreize für das schnelle Auf- 
spüren technisch und wirtschaftlich sinnvoller Lö- 
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sungen. Ebenso wie auf anderen Gebieten der So- 
zialen Marktwirtschaft kann auch im Umwelt- 
schutz auf ein Mindestmaß von Regelungen sowie 
von Ge- und Verboten nicht verzichtet werden. Da- 
bei müssen die Rahmenbedingungen von den 
Grundsätzen der Verläßlichkeit, Stetigkeit und 
Rechtssicherheit bestimmt sein. An diesen Prinzi- 
pien wird sich die Umweltpolitik der Bundesregie- 
rung weiter ausrichten. Zu ihrer Flankierung ste- 
hen 1986 und 1987 erheblich mehr Mittel für die 
zinsgünstigen Umweltschutzprogramme im Rah- 
men von ERP, Kreditanstalt für Wiederaufbau und 
Lastenausgleichsbank zur Verfügung. 

63 . In der Luftreinhaltung wurde mit der Stufenlö- 
sung für die Sanierung von Altanlagen ein Konzept 
verwirklicht, mit dem unter Beachtung des Grund- 
satzes der Verhältnismäßigkeit ökologisch erforder- 
liche und ökonomisch vertretbare, zeitlich enge 
Vorgaben definiert werden. Die Kraftwirtschaft hat 
mit Nachdruck Maßnahmen zur Reduzierung der 
Schwefeldioxid- und Stickoxidemissionen entspre- 
chend den Anforderungen der Großfeuerungsanla- 
gen-Verordnung in Angriff genommen. Dies wird zu 
einer spürbaren Umweltentlastung führen. So wird 
die Gesamtemission von Schwefeldioxid aus Kraft- 
werken bereits bis 1988 um etwa zwei Drittel, bis 
Anfang der 90er Jahre sogar um drei Viertel des 
Ausstoßes von 1982 verringert. 

Die flexible Kompensationslösung, die im Bundes- 
Immissionsschutzgesetz rechtlich verankert und in 
die Novelle TA Luft ’85 eingefügt wurde, ist ein Bei- 
spiel für die Einführung marktwirtschaftlicher Ele- 
mente im Umweltschutz. Den Betreibern der Altan- 
lagen bleibt es im Rahmen dieser Lösung überlas- 
sen, welche Sanierungsmaßnahmen an welchen An- 
lagen im einzelnen ergriffen werden. Die Vollzugs- 
behörde hat hier lediglich dafür zu sorgen, daß die 
jeweilige Ausgleichsmaßnahme insgesamt zu einer 
weitergehenden Emissionsminderung führt, als 
dies mit einzelfallbezogenen nachträglichen Anord- 
nungen möglich gewesen wäre. 

Die Reinhaltung der Luft macht große Anstrengun- 
gen und hohe Investitionen notwendig, die von den 
Verursachern zu tragen sind. Die Bundesregierung 
geht davon aus, daß die hohen Anforderungen er- 
füllt werden. Die ergänzende Erhebung einer Luft- 
reinhalteabgabe würde Entscheidungsspielräume 
voraussetzen, die angesichts der bestehenden Rege- 
lungsdichte, der Schärfe der Grenzwerte sowie der 
kurzen Vollzugsfristen nicht mehr vorhanden sind. 
Deshalb verspricht eine solche Maßnahme umwelt- 
politisch keine weiteren Vorteile mehr. Die Bundes- 
regierung sieht daher zur Zeit keinen Anlaß für die 
Erhebung einer Luftreinhalteabgabe. Ihre Einfüh- 
rung müßte allerdings erneut geprüft werden, wenn 
der Vollzug der TA- Luft durch die Länder auf uner- 
wartete Schwierigkeiten stoßen sollte. 

Zur wirksamen Verminderung des Schadstoffaus- 
stoßes durch Kraftfahrzeuge hat die Bundesregie- 
rung in der Europäischen Gemeinschaft den Über- 
gang auf das umweltfreundliche Auto durchgesetzt. 
Als nächster Schritt ist gemeinsam mit den EG- 
Partnern die Aufgabe in Angriff genommen wor- 


den, die von Nutzfahrzeugen und Krafträdern aus- 
gehenden Belastungen wirksam zu mindern. 

Seit dem l.Juli 1985 sind in der Bundesrepublik 
Deutschland die steuerlichen Begünstigungen für 
den freiwilligen Übergang auf schadstoffarme oder 
bedingt schadstoffarme Kraftfahrzeuge in Kraft. 
Bleifreies Benzin wird seit dem 1. Januar dieses 
Jahres verstärkt steuerlich begünstigt und kann da- 
her billiger angeboten werden als das entspre- 
chende verbleite Benzin. Die Bundesregierung er- 
wartet, daß somit immer mehr Autofahrer veran- 
laßt werden, auf abgasarme Personenkraftwagen 
umzusteigen und so zur Schonung der Umwelt bei- 
zutragen. 

Für eine Geschwindigkeitsbegrenzung zur Schad- 
stoffreduzierung sieht die Bundesregierung keinen 
Anlaß. Abgesehen davon, daß die bei Einführung 
eines Tempolimits eintretende Emissionsminde- 
rung zu gering wäre, um diese einschneidende Maß- 
nahme zu rechtfertigen, würde die Geschwindig- 
keitsbegrenzung zugleich die in Gang gekommene 
Umstellung auf das umweltfreundliche Auto verzö- 
gern und so die schnelle und durchgreifende Ver- 
minderung insbesondere der Stickoxidemissionen 
verhindern. 

Ausgerichtet an langfristigen Sanierungszielen 
setzt die Bundesregierung ihre Vorsorgepolitik im 
Bereich des Gewässerschutzes fort: Nach der Vor- 
lage der Novellierungsvorschläge zum Wasserhaus- 
haltsgesetz hat die Bundesregierung kürzlich den 
Gesetzentwurf zur Änderung des Waschmittelgeset- 
zes den gesetzgebenden Körperschaften zugeleitet. 
Die neuen Regelungen werden den produktbezoge- 
nen Umweltschutz wesentlich erweitern. In Kürze 
wird die Bundesregierung auch über Änderungen 
des Abwasserabgabengesetzes beschließen, mit de- 
nen die Anreizfunktion der Abwasserabgabe für 
weitere Gewässerschutzinvestitionen erhöht wer- 
den soll. 

Im Bereich des Bodenschutzes werden derzeit zu- 
sammen mit den Ländern Möglichkeiten zur Um- 
setzung der von der Bundesregierung im letzten 
Jahr verabschiedeten Bodenschutzkonzeption ge- 
prüft. 

Mit der vierten Novelle zum Abfallbeseitungsge- 
setz, für die das Gesetzgebungsverfahren in diesem 
Jahr abgeschlossen wird, sollen die Vermeidung, 
Verwertung und Beseitigung von Abfällen auf eine 
neue Grundlage gestellt und wirksamere Regelun- 
gen geschaffen werden. 

64 . Umweltschutzpolitik kann nicht nur im natio- 
nalen Maßstab betrieben werden. Umweltbelastun- 
gen machen nicht an Grenzen halt. Die Bundesre- 
gierung tritt deshalb nachdrücklich für ein interna- 
tional stärker abgestimmtes Vorgehen im Umwelt- 
schutz ein, auch um den Unternehmen gleiche Wett- 
bewerbschancen zu sichern. Sie stößt in anderen 
Ländern trotz deren teilweise unterschiedlichen In- 
teressen zunehmend auf Verständnis für Umwelt- 
anliegen. Dies hat sich auch auf dem Bonner Wirt- 
schaftsgipfel gezeigt. Besondere Bedeutung kommt 
der auf dem Europäischen Rat beschlossenen Er- 
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Weiterung des EWG-Vertrages zu, die die Umwelt- 
politik als Gemeinschaftsaufgabe ausdrücklich vor- 
sieht und eine gesicherte Rechtsgrundlage für künf- 
tige gemeinsame Aktionen schafft. 

Auch im Verhältnis zur DDR bemüht sich die Bun- 
desregierung nachdrücklich um Fortschritte im Be- 
reich der grenzüberschreitenden Umweltprobleme. 
Sie führt deshalb mit der DDR Verhandlungen über 
ein Umweltschutzabkommen. 


Energiepolitik 

65 . Bei den energiepolitischen Zielen einer siche- 
ren, preiswerten und umweltgerechten Energiever- 
sorgung sind in den letzten Jahren Fortschritte er- 
zielt worden, die alle Prognosen und Vorhersagen 
aus der Zeit der Ölkrisen übertroffen haben. Die 
sparsame und rationelle Energieverwendung, der 
wachsende Anteil emissionsarmer Energieträger, 
der zunehmende Einsatz moderner, umweltgerech- 
ter Energietechnologien, die zügige Umsetzung 
der Großfeuerungsanlagen-Verordnung sowie das 
schadstoffarme Kraftfahrzeug werden gemeinsam 
zu einer Entlastung der Umwelt führen. Die Diver- 
sifizierung der Energieträger und der Einfuhrquel- 
len wird weiter dazu beitragen, unsere Energiever- 
sorgung sicherer zu machen. Obwohl sich in den 
kommenden Jahren noch die steigenden Umweltko- 
sten der Kohleverstromung auswirken, lassen die 
steigenden Anteile der Kernenergie dämpfende 
Wirkungen auf die Strompreise erwarten. Die Bun- 
desregierung wird Bilanz und Schwerpunkte ihrer 
erfolgreichen Politik im Laufe des Jahres in einer 
energiepolitischen Gesamtaussage zusammenfas- 
sen. Darin wird sie deutlich machen, daß die auch in 
Zukunft notwendigen Anstrengungen unvermin- 
dert fortgesetzt werden und eine marktorientierte 
Energiepolitik bessere Ergebnisse erwarten läßt als 
dirigistische Konzepte. 

66. Für den Absatz der deutschen Kohle an die 
Stahlindustrie ist die Bundesregierung bereit, die 
Anschlußregelung zum Hüttenvertrag soweit unbe- 
dingt erforderlich im Rahmen der rechtlichen und 
haushaltspolitischen Möglichkeiten zu stützen. Die 
dafür im Einvernehmen mit allen Beteiligten gefun- 
dene Lösung trägt entscheidend zur Absicherung 
des deutschen Steinkohlebergbaus bei. Gleichzeitig 
werden die haushaltsmäßigen Belastungen einge- 
grenzt; dies geschieht durch Abbau der subventio- 
nierten Kokskohleexporte und durch eine Neuge- 
staltung des Beihilfesystems. Schon wegen der ver- 
bleibenden hohen Haushaltsbelastungen erwartet 
die Bundesregierung vom Steinkohlebergbau, daß 
er Produktivität und Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Kohle weiter verbessert 

Dies entspricht auch einer Forderung, die von der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften im 
Rahmen der neuen europäischen Beihilfeentschei- 
dung an die Gemeinschaftskohle gestellt wird. Die 
Bundesregierung erwartet, daß über die notwendige 
Neuregelung bald im Energierat Einigung erzielt 
wird. Die Bundesregierung geht davon aus, daß 


auch im Rahmen der neuen europäischen Kohlebei- 
hilferegelungen die deutsche Kohlepolitik in Zu- 
kunft verwirklicht werden kann. 

67 . Die Kernenergie ist für eine sichere, umwelt- 
schonende und preiswerte Stromversorgung auch 
langfristig unverzichtbar. Die Bundesregierung 
geht davon aus, daß ihr Anteil an der Grundlast der 
Stromerzeugung weiter steigen wird. Die Entsor- 
gung der Kraftwerke erfolgt planmäßig entspre- 
chend dem 1979 von Bund und Ländern gemeinsam 
entwickelten Entsorgungskonzept. Dieses sieht als 
Hauptelemente Zwischenlagerung, Wiederaufarbei- 
tung abgebrannter Brennelemente und Endlage- 
rung radioaktiver Abfälle vor. 

68 . Der tiefgreifende Wandel in der Mineralölwirt- 
schaft wird national und international in den näch- 
sten Jahren weitergehen. Die Bundesregierung hält 
daran fest, daß er — wie bisher schon — von der 
Wirtschaft und ohne finanzielle Hilfen des Staates 
durchgeführt werden muß. Die Bundesregierung 
sieht in der Anpassung der Raffineriekapazitäten 
keine Gefährdung der Versorgung mit Mineralöl- 
erzeugnissen, da ein konkurrenzfähiger Anteil an 
Raffineriekapazitäten im Inland erhalten bleiben 
wird und ein überwiegender Teil der Produktions- 
importe aus den benachbarten EG-Ländern 
stammt. Die Bundesregierung wird sich dafür ein- 
setzen, daß der unumgängliche weitere Kapazitäts- 
abbau in der Europäischen Gemeinschaft unter un- 
verfälschten Wettbewerbsbedingungen vollzogen 
wird, die auch die Harmonisierung der national un- 
terschiedlichen Umweltbestimmungen einschlie- 
ßen. 


Stahlpolitik 

69 . Die europäische Stahlpolitik wurde wieder auf 
eine Rückkehr zu normalen Marktverhältnissen 
ausgerichtet. Ab 1986 müssen die Stahlunterneh- 
men in den EG-Mitgliedstaaten die weitere struktu- 
relle Anpassung finanziell aus eigener Kraft bewäl- 
tigen und zunehmend unter marktwirtschaftlichen 
Produktions- und Absatzbedingungen wirtschaften. 

Der Sachverständigenrat setzt sich erneut kritisch 
mit der europäischen Stahlpolitik auseinander (Zif- 
fern 350 ff. JG). Die Bundesregierung stimmt ihm 
insoweit zu, als auch nach ihrer Ansicht die künf- 
tige Entwicklung des europäischen Stahlmarktes 
nicht frei von Risiken ist. Sie ist jedoch anders als 
der Sachverständigenrat der Auffassung, daß durch 
die jüngsten Beschlüsse des Ministerrats der Euro- 
päischen Gemeinschaften günstige Voraussetzun- 
gen für eine Beendigung des Subventionswettlaufs 
und für eine Rückkehr zu mehr Markt geschaffen 
worden sind. 

70 . Bei den Stahlkrisenmaßnahmen hat sich der 
Ministerrat für einen gleitenden Übergang zu nor- 
malen Marktverhältnissen, d. h. unter anderem zu- 
nächst für ein befristetes Fortbestehen von Produk- 
tionsquoten bis Ende 1987, entschieden, gegen das 
der Sachverständigenrat gewichtige Einwände an- 
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führt (Ziffer 352 JG). Allerdings hat das Quotensy- 
stem, das im übrigen aufgrund der Möglichkeit des 
Tausches oder Kaufs von Quoten keineswegs völlig 
starr ist, bisher verhindert, daß hoch subventio- 
nierte Unternehmen ohne Rücksicht auf Verluste 
andere, leistungsfähigere Unternehmen vom Markt 
verdrängt haben. Die Bundesregierung teilt jedoch 
die Einschätzung des Sachverständigenrates, daß 
das Quotensystem, je länger es besteht, erhebliche 
gesamtwirtschaftliche Nachteile mit sich bringt. 

Die zum Teil hohen Hilfen, die mit Billigung der 
Gemeinschaft in einzelnen Mitgliedstaaten im 
Jahre 1985 noch gewährt wurden, werden zumin- 
dest noch im Jahr 1986 nachwirken. Unter diesen 
Bedingungen konnte der EG-Stahlmarkt nicht — 
wie eigentlich erwünscht — bereits mit Auslaufen 
des bisherigen Subventionskodexes Stahl Ende 
1985 voll liberalisiert werden. 

Zu beachten ist ferner, daß für öffentliche Subven- 
tionen ab 1986 ein striktes Verbot für Betriebs-, 
Investitions- und Regionalhilfen gilt. Auch Schlie- 
ßungsbeihilfen sind grundsätzlich untersagt; nur 
wenn ganze Unternehmen ihre Stahlaktivitäten 
endgültig und vollständig beenden, können künftig 
Hilfen für in diesem Zusammenhang anfallende 
Kosten gewährt werden. Außerdem können bei Stil- 
legungen oder Teilstillegungen noch Sozialhilfen 
für ausscheidende Stahlarbeitnehmer in begrenz- 
tem Umfang gezahlt werden. Daneben sind künftig 
nur noch Beihilfen im Rahmen der allgemeinen 
Programme für Forschung und Entwicklung sowie 
für Umweltschutz zulässig. Insoweit wird eine Be- 
nachteiligung der Stahlindustrie im Vergleich zu 
anderen Wirtschaftszweigen vermieden. 

Vereinbart wurde zudem eine stärkere Kontrolle 
staatlicher Beteiligungen an Stahlunternehmen, 
um so darin enthaltene Beihilfen auszuschließen. 
Im übrigen ist Vorsorge für Transparenz und 
strikte Beihilfedisziplin getroffen. Das Mindest- 
preissystem wurde aufgehoben und die Regelung 
über die Veröffentlichung von Preislisten durch den 
Stahlhandel außer Kraft gesetzt. 

Das Außenschutzsystem der Europäischen Gemein- 
schaft zur Kontrolle der Stahleinfuhren aus Dritt- 
ländern wird zunächst fortgesetzt. Dabei werden 
auch diese Maßnahmen, allerdings in begrenztem 
Rahmen, zurückgeführt. Da die strengen Beschrän- 
kungen der USA gegenüber Stahleinfuhren aus al- 
ler Welt einen verstärkten Importdruck auf den EG- 
Stahlmarkt erwarten lassen, war ein weitergehen- 
der Abbau des Außenschutzes zum jetzigen Zeit- 
punkt jedoch noch nicht möglich. 

Die Bundesregierung hält in Übereinstimmung mit 
dem Sachverständigenrat daran fest, daß freier 
Wettbewerb auf dem europäischen Stahlmarkt und 
weltweit wieder der Normalfall werden muß. Die 
jüngsten Beschlüsse sind nach Auffassung der Bun- 
desregierung ein notwendiger Kompromiß, um 
nach einer Übergangszeit von wenigen Jahren wie- 
der normale Marktverhältnisse und freien Wettbe- 
werb zu schaffen. Über weitere Liberalisierungs- 
schritte wird der Ministerrat Ende 1986 beraten. 


Regionale Strukturpolitik 

71 . Wie im Jahreswirtschaftsbericht 1985 ange- 
kündigt, haben Bund und Länder im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regiona- 
len Wirtschaftsstruktur“ das Förderinstrumenta- 
rium der Regionalpolitik in wesentlichen Punkten 
den veränderten Wachstums- und Beschäftigungs- 
bedingungen angepaßt. Betriebe des Dienstlei- 
stungs- und Handwerksbereichs werden stärker als 
bisher in die Regionalförderung einbezogen. Für die 
Schaffung qualitativ hochwertiger Arbeitsplätze 
und für innovative Aktivitäten in den struktur- 
schwachen Regionen können verstärkte Anreize 
gewährt werden. Die Ziele der Regionalpolitik sol- 
len darüber hinaus stärker in anderen raumwirksa- 
men Politikbereichen berücksichtigt werden. Ein 
Beispiel hierfür sind die regionalpolitischen Krite- 
rien, die für die Fortschreibung des Bundesver- 
kehrswegeplanes von erheblicher Bedeutung wa- 
ren. 

Die Bundesregierung erwartet von dieser Weiter- 
entwicklung des regionalpolitischen Förderinstru- 
mentariums zusätzliche Impulse für eine Verbesse- 
rung der Wettbewerbsbedingungen von Unterneh- 
men in strukturschwachen Regionen, insbesondere 
für die Einführung neuer Produkte und Produk- 
tionsverfahren, was auch nach Ansicht des Sach- 
verständigenrates gerade für Krisenregionen, in de- 
nen sektorale und raumspezifische Fehlentwicklun- 
gen Zusammenkommen, von besonderer Bedeutung 
ist (Ziffer 288 JG). Die Regionalpolitik kann damit 
wirksamer zur Erleichterung der Strukturanpas- 
sung in der Wirtschaft (vgl. Jahreswirtschaftsbe- 
richt 1985, Ziffer 66) beitragen. 

Bund und Länder beabsichtigen, 1986 die Förderbe- 
dürftigkeit der Regionen auf der Basis aktueller 
Daten zur wirtschaftsstrukturellen Situation zu 
überprüfen. Gegenüber 1981, dem Zeitpunkt der 
letzten Abgrenzung der Fördergebiete der Gemein- 
schaftsaufgabe, können veränderte regionalpoliti- 
sche Problemlagen eine neue Bewertung und Fest- 
legung der Fördergebiete erfordern. Im Zusammen- 
hang hiermit wird auch über die Förderbedürftig- 
keit der durch den Anpassungsprozeß in der Stahl- 
industrie besonders betroffenen Regionen zu befin- 
den und zu entscheiden sein. Bis dahin, längstens 
aber bis zum 30. Juni 1987, bleiben die regionalpoli- 
tischen Fördermöglichkeiten für Investitionen zur 
Schaffung von Ersatzarbeitsplätzen in den von der 
Stahlkrise besonders betroffenen Regionen beste- 
hen. Weiterhin ist vorgesehen, das gegenwärtige 
System der Schwerpunktorte der Gemeinschafts- 
aufgabe auf Änderungsnotwendigkeiten zu über- 
prüfen. Auch bei diesen Fragen geht es darum, 
durch Anpassungen an etwaige zwischenzeitlich 
eingetretene Veränderungen die Wirksamkeit der 
Regionalförderung zu steigern. Das Zonenrandge- 
biet wird auch weiterhin bevorzugt gefördert wer- 
den, um die fortwirkenden Nachteile aus der Tei- 
lung Deutschlands auszugleichen. 

Wirtschaftsförderung Berlin 

72 . Die erfreuliche Entwicklung der Berliner Wirt- 
schaft, die sich auch in einer beschleunigten Zu- 
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nähme der Zahl der Arbeitsplätze niederschlägt, 
wird durch die bestehenden wirtschaftsfördernden 
Rahmenbedingungen begünstigt. Sie geben der pri- 
vaten Wirtschaft gesicherte Perspektiven für zu- 
sätzliche Engagements in Berlin. Durch den Aus- 
bau der Infrastruktur sowie durch ergänzende Lan- 
desprogramme für mehr Innovationen und Arbeits- 
plätze gewinnt Berlin, unterstützt durch eine aus- 
reichend bemessene Bundeshilfe, zusätzlich an At- 
traktivität. Zu einer noch stärkeren und auch quali- 
tativ verbesserten Verflechtung der westdeutschen 
mit der Berliner Wirtschaft soll die Fortsetzung der 
wirtschaftspolitischen Gespräche beitragen, wie sie 
z. B. seit langem mit den Berlin-Beauftragten der 
deutschen Industrie geführt werden. 


Innerdeutsche Wirtschaftsbeziehungen 

73. Der innerdeutsche Handel, der sich 1985 deut- 
lich ausgeweitet hat und gleichzeitig wieder zu ei- 
nem besseren Gleichgewicht zwischen Lieferungen 
und Bezügen tendierte, ist ein wichtiges Element 
der deutsch-deutschen Beziehungen. Die Bundesre- 
gierung ist deshalb bestrebt, die Wirtschaftsbezie- 
hungen mit der DDR auf der Grundlage des Berli- 
ner Abkommens und seiner Zusatzvereinbarungen, 
in die Berlin voll einbezogen ist, weiter auszubauen. 
Dabei wird es vor allem darauf ankommen, die zwi- 
schenbetriebliche Zusammenarbeit, auch unter Be- 
teiligung mittlerer und kleiner Firmen, auf eine 
breitere Basis zu stellen, um dem innerdeutschen 
Handel zusätzliche Impulse zu geben. 
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Anlage 


A. Rückblick auf die Jahresprojektion 1985'*) 
sowie die tatsächiich eingetretene 
Entwicklung 

1. Im Jahres wirtschaftsbericht 1985 war die Er- 
wartung geäußert worden, das Bruttosozialprodukt 
werde im Jahresdurchschnitt das Vorjahresniveau 
real um 2 V 2 v. H. oder mehr überschreiten. Wie 
schon im Jahr zuvor haben sich auch diesmal die 
Wachstumserwartungen erfüllt: Der Anstieg des 
Bruttosozialprodukts betrug — ersten vorläufigen 
Berechnungen des Statistischen Bundesamtes zu- 
folge — real 2,5 v. H.; das Bruttoinlandsprodukt 
nahm um 2,6 v. H. zu. Dabei ist zu berücksichtigen, 
daß die konjunkturelle Entwicklung zu Beginn des 
Jahres durch starke witterungsbedingte Produkti- 
onsausfälle im Baugewerbe beeinträchtigt wurde 
und ganz generell die Bautätigkeit 1985 wesentlich 
schwächer ausfiel als am Jahresanfang unterstellt 
worden war. Hinzu kam ein anfänglich erheblicher 
Attentismus der Konsumenten bei den Pkw-Käufen 
bis zur Klärung der steuerlichen Behandlung 
schadstoffarmer Autos. 

Nach dem im wesentlichen auf den ungewöhnlich 
starken Wintereinbruch zurückzuführenden Rück- 
gang der gesamtwirtschaftlichen Produktionstätig- 
keit im ersten Quartal 1985 gab es im zweiten Quar- 
tal wieder eine erhebliche, durch Nachholeffekte 
mitgeprägte konjunkturelle Verbesserung. Die Auf- 
schwungskräfte gewannen dann im Verlauf des 
zweiten Halbjahres zunehmend an Breite und sie 
verlagerten sich verstärkt von der Auslands- zur 
Binnennachfrage. Die Ausgangsposition für das 
Wachstum 1986 ist von daher günstiger als dies vor 
einem Jahr für 1985 der Fall war. 

Die Entwicklung der gesamtwirtschaftlichen Wert- 
schöpfung entsprach damit weitgehend der Ein- 
schätzung vor einem Jahr. Allerdings ergaben sich 
hinsichtlich der Sozialproduktsstruktur z. T. be- 
trächtliche Abweichungen gegenüber den Erwar- 
tungen. Der reale Anstieg des Privaten Verbrauchs 
blieb mit 1,7 v. H. an der Untergrenze des Projek- 
tionsansatzes, und das Ergebnis für den Staatsver- 
brauch ging mit -(- 2,2 v. H. fühlbar darüber hinaus. 
Die Anlageinvestitionen nahmen entgegen den Er- 
wartungen nicht überproportional zum Gesamter- 
gebnis zu, sondern gingen um real 0,8 v. H. zurück. 
Ausschlaggebend hierfür war ausschließlich die 
strukturelle Schwäche im Baugewerbe, insbeson- 
dere im Wohnungsbau, die zusätzlich durch den 
Witterungseinbruch zu Beginn des vergangenen 
Jahres verstärkt worden war. Im Jahresdurch- 
schnitt lagen die Bauinvestitionen real um 6,7 v. H. 
unter dem Vorjahresniveau. Die Unternehmen wei- 
teten dagegen ihre Käufe von Ausrüstungsgütern 
beträchlich aus, so daß die Ausrüstungsinvestitio- 
nen insgesamt mit -I- 8,8 v. H. im erwarteten Aus- 
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maß stiegen. Ein gewisses Gegengewicht zu der 
schwächeren Entwicklung der Anlageinvestitionen 
bildete die etwas über die Erwartungen hinausge- 
hende Aufstockung der Lagerbestände. 

Während die reale Entwicklung der Inlandsnach- 
frage mit + 1,5 V. H. an der Untergrenze des Projek- 
tionsansatzes blieb, fiel der expansive Impuls des 
Außenbeitrags erheblich stärker aus, weil die Aus- 
fuhren mit 7,2 V. H. merklich kräftiger Zunahmen 
und der Anstieg der Einfuhren mit 4,6 v. H, am un- 
teren Ende der zu Jahresbeginn unterstellten Band- 
breite lag. 

2. Das Produktionsergebnis je Erwerbstätigen 
und je Erwerbstätigenstunde nahm mit 1,8 v. H. 
bzw. 2,6 V. H. um etwa einen halben Prozentpunkt 
geringer als vorausgeschätzt zu und blieb somit 
auch deutlich hinter der Entwicklung der Jahre 

1983 und 1984 zurück. Dementsprechend fiel — an- 
gesichts des in etwa realisierten Wachstumsziels — 
die Ausweitung der Beschäftigung um einen halben 
Prozentpunkt höher aus, als vor einem Jahr erhofft 
werden konnte. 

Die Zahl der Erwerbstätigen lag im Jahresdurch- 
schnitt bei rd. 25,5 Mio. und damit um rd. 200 Tsd. 
oder 0,8 v. H. über dem Vorjahr (beschäftigte Arbeit- 
nehmer: -I- rd. 190 Tsd, oder +0,9 v. H.). Den Annah- 
men der Jahresprojektion hätte eine geringere Zu- 
nahme — um V2 V. H. — entsprochen. Dabei ist 
allerdings zu berücksichtigen, daß die Beschäftig- 
tenzahlen im Zuge einer vom Statistischen Bundes- 
amt vorgenommenen Revision der Volkswirtschaft- 
lichen Gesamtrechnung, die im Herbst 1985 abge- 
schlossen und veröffentlicht wurde, ab 1979 konti- 
nuierlich und am aktuellen Rand verstärkt nach 
oben revidiert worden sind. So wird jetzt z. B. für 

1984 eine Zunahme der Zahl der Erwerbstätigen um 
14 Tsd, ausgewiesen, während zum Zeitpunkt der 
Abfassung des Jahreswirtschaftsberichts 1985 nach 
den ersten vorläufigen Berechnungen des Statisti- 
schen Bundesamtes vor Jahresfrist auf der Grund- 
lage unvollständigen statistischen Ausgangsmateri- 
als zunächst noch ein Rückgang um 85 Tsd. ver- 
zeichnet worden war. Die Beschäftigungszunahme 
im Jahr 1985 vollzog sich schwergewichtig im Ver- 
arbeitenden Gewerbe und im Dienstleistungsbe- 
reich, während die stark rückläufige Bauproduktion 
mit einem deutlichen Beschäftigungsabbau einher- 
ging. Etwa ein Drittel der gesamten Beschäfti- 
gungszunahme dürfte auf die Ausweitung der Teil- 
zeitbeschäftigung entfallen sein. 

Trotz dieser unerwartet starken und erfreulichen 
Belebung auf dem Arbeitsmarkt ging die Arbeitslo- 
sigkeit nicht wie angenommen zurück. Sie stieg im 
Jahresdurchschnitt um nochmals knapp 40 Tsd. auf 
2,304 Mio. Personen. Dies entspricht einer Arbeits- 
losenquote von 9,3 V. H. (bezogen auf die unselbstän- 
digen Erwerbspersonen) bzw. 8,2 v. H. (bezogen auf 
alle Erwerbspersonen), während in der Jahrespro- 
jektion ein Rückgang auf unter 9 v. H. der unselb- 
ständigen Erwerbspersonen bzw. unter 8 v. H. aller 
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Erwerbspersonen unterstellt worden war. Dieses 
Ergebnis erklärt sich daraus, daß die Erwerbsbetei- 
ligung 1985 — nicht zuletzt wohl aufgrund der ver- 
stärkten Nachfrage nach Arbeitskräften — wieder 
deutlich zugenommen hat. Hierfür spricht auch, daß 
die Arbeitslosenmeldungen von bisher nicht Er- 
werbstätigen im letzten Jahr um über 20 Tsd. Perso- 
nen gestiegen sind. Hinzu kommt die große statisti- 
sche Unsicherheit über die genaue Höhe des zusätz- 
lichen Erwerbspersonenangebots aus demographi- 
schen Gründen. Solange keine verläßlichen Daten 
einer neuen Volkszählung vorliegen, sind daher 
Aussagen über die voraussichtliche Entwicklung 
des Erwerbspersonenangebots und damit auch der 
Arbeitslosigkeit mit einem besonders hohen Fehler- 
risiko behaftet. 

Bei der Arbeitslosigkeit handelt es sich nicht um 
einen festgefügten Block. Mit der gestiegenen Be- 
schäftigung hat sich die Bewegung bei der Arbeits- 
losigkeit verstärkt. Zugänge und Abgänge beliefen 
sich auf über 3,7 Mio. Personen; sie haben somit um 
ca. 80 Tsd. bzw. 30 Tsd. höher als im Vorjahr gele- 
gen. Von den Zugängen waren vorher 2,66 Mio. 
(71v. H.) erwerbstätig, rd. 140 Tsd. (4 v. H.) hatten 
gerade eine betriebliche Ausbildung abgeschlossen 
und fast 950 Tsd. (25 v. H.) waren bisher nicht er- 
werbstätig. 

3 . Die Preisentwicklung verlief erwartungsgemäß 
günstig. Die gesamtwirtschaftliche Wertschöpfung 
verteuerte sich, gemessen am Preisindex für das 
Bruttosozialprodukt, lediglich um 2,2 v. H. (Jahres- 
projektion: -h rd. 2 V. H.). Die Lohnstückkosten er- 
höhten sich mit 1,3 v. H. in dem unterstellten Aus- 
maß, wobei sowohl der Produktivitätsfortschritt als 
auch die Nominallöhne je Beschäftigten etwas 
schwächer Zunahmen, als in der Jahresprojektion 
angenommen worden war. 

Der Preisindex der gesamten Inlandsnachfrage 
(Verbrauch und Investitionen) erhöhte sich mit 
2,0 V. H. geringfügig schwächer als erwartet (Jah- 
resprojektion: -h rd. 2 V 2 V. H.), was im wesentlichen 
in geringeren Preissteigerungen für die Bauinvesti- 
tionen und den Staatsverbrauch begründet liegt. 

Die Zunahme des Preisindex für den Privaten Ver- 
brauch entsprach mit 2,0 v. H. dem Ansatz der Jah- 
resprojektion (rd. 2 V. H.). (Der monatlich veröffent- 
lichte Preisindex für die Lebenshaltung aller priva- 
ten Haushalte, der eine andere Gewichtungsstruk- 
tur hat, stieg diesmal im Jahresdurchschnitt mit 

2,2 V. H. etwas schneller.) 

4 . Der Anstieg des Sozialprodukts erreichte auch 
in jeweiligen Preisen mit 4,8 v. H. den Ansatz der 
Jahresprojektion ( -f rd. 5 v. H.). 

Für die nominale Inlandsnachfrage insgesamt er- 
gab sich wegen des starken Rückgangs der Bauin- 
vestitionen nur ein Anstieg um 3,6 v. H. (Jahrespro- 
jektion: -1-4 bis -h5v. H.), während der nominale 
Außenbeitrag (Saldo des Waren- und Dienstlei- 
stungsverkehrs mit dem Ausland) um rd. 22 Mrd. 
DM höher ausfiel als 1984 und damit wesentlich 
stärker gestiegen ist, als in der Jahresprojektion 
erwartet worden war (-1-4 bis 9 Mrd. DM). Neben 


dem bereits erwähnten erheblich stärkeren realen 
Ausfuhr- als Einfuhranstieg trug hierzu bei, daß 
sich das Austauschverhältnis im Außenhandel bei 
zuletzt sogar rückläufigen Einfuhrpreisen — haupt- 
sächlich durch die Höherbewertung der D-Mark be- 
dingt — im Jahresdurchschnitt leicht verbesserte. 
In der Jahresprojektion war dagegen noch von ei- 
ner leichten Verschlechterung der terms of trade 
ausgegangen worden. Der Saldo der laufenden 
Rechnung gegenüber der übrigen Welt in der Ab- 
grenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech- 
nung hat sich mit 35 Mrd. DM gegenüber 1984 mehr 
als verdoppelt. Das entspricht einem Anteil am 
Bruttosozialprodukt von rd. 2 v. H., während in der 
Jahresprojektion ein Leistungsbilanzüberschuß in 
Höhe von rd. 1 bis IV2 v. H. des Bruttosozialprodukts 
unterstellt worden war. 

5 . Die Zunahme des Volkseinkommens lag mit 

5.3 V. H. im oberen Bereich des Projektansatzes von 
-t-4V2 bis -h 5 V 2 V. H. Trotz einer etwas schwächeren 
Zunahme der Bruttolohn- und -gehaltssumme je 
Beschäftigten um 3,0 v. H. (Jahresprojektion: -h rd. 
3 V 2 V. H.) erreichte der Anstieg für das Bruttoein- 
kommen aus unselbständiger Arbeit mit 4,0 v. H. 
noch die Untergrenze der projektierten Spanne von 
-f 4 bis -I- 4 V 2 V. H., weil die Zahl der beschäftigten 
Arbeitnehmer — wie bereits erwähnt — merklich 
stärker als erwartet erhöht werden konnte. Für die 
als Differenz zwischen Volkseinkommen und Brut- 
toeinkommen aus unselbständiger Arbeit ermittel- 
ten Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit 
und Vermögen ergibt sich damit ein erheblich deut- 
licherer Anstieg um 8,5 v. H. (Jahresprojektion: -t-6 
bis -h7 V. H.). Die um Änderungen in der Beschäfti- 
gungsstruktur seit 1970 bereinigte Lohnquote ver- 
ringerte sich auch 1985, und zwar von 67,9 auf 
67,0 V. H.. 

6. Der Anstieg der Staatsausgaben (Gebietskör- 
perschaften und Sozialversicherung) blieb mit 
3,2 V. H. an der Untergrenze der Jahresprojektion 
(-1-3 bis -l-4v. H.). Während die Ausweitung des 
Staatsverbrauchs — wie bereits ausgeführt — mit 

4.5 V. H. innerhalb der projektierten Spanne lag, 
blieben die öffentlichen Sachinvestitionen — in der 
Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech- 
nung — mit einer Zunahme um 0,7 v. H. abermals 
deutlich hinter den Erwartungen vor Jahresfrist 
( -h 4 bis -t- 5 V. H.) zurück. Die Zunahme der Einkom- 
mens- und Vermögensübertragungen lag mit 

2.4 V. H. im Rahmen der Jahresprojektion (-1-2 bis 
-h 3 V. H.). 

Mit einem Anstieg um 4,9 v. H. entsprachen die 
staatlichen Einnahmen den Erwartungen (-l-4V2bis 
-I-5V2 V. H.). Dies gilt auch für die Steuereinnahmen 
und die Sozialversicherungsbeiträge, die mit einem 
Zuwachs von jeweils 4,9 v. H. ebenfalls innerhalb 
der Annahmen der Jahresprojektion (-I-4V2 bis 
-h 5 V 2 V. H.) blieben. Der Anstieg der sonstigen Ein- 
nahmen ging mit 5,1 v. H. über die projektierte 
Spanne ( -h 3V2 bis -I-4V2 v. H.) hinaus. 

Das Finanzierungsdefizit der Öffentlichen Haus- 
halte (in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung) bildete sich von 33,8 Mrd. DM auf 

20.5 Mrd. DM, also um 13,3 Mrd. DM zurück. In der 
Jahresprojektion war bei insgesamt realistischen 
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Internationaler Vergleich ausgewählter Wirtschaftsdaten 



1981 

1982 

1983 

1984 

1985^) 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985^) 


Wirtschaftswachstum 
Veränderung gegenüber dem Vorjahr 

in V. H.i) 

Verbraucherpreise 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr 

in V. H.2) 

Bundesrepublik 
Deutschland 

-b 0.0 

- 1,0 

4- 1,5 

-b 2,7 

-b 2,5 

-b 6,3 

4- 5,3 

4- 3,3 

4- 2,4 

-b 2,2 

USA 

2,5 

- 2,1 

4- 3,7 

4- 6,8 

+ 2 V 2 

-H10,4 

4- 6,1 

4- 3,2 

-b 4,3 

4- 3 

Japan 

4- 4,0 

4- 3,3 

-b 3,4 

-t 5,8 

4- 5 

+ 4,9 

4- 2,7 

-b 1,9 

4- 2,2 

4- 2 V 2 

Frankreich 

-b 0,5 

-b 1,8 


+ 1,6 

-b 1 

-bl3,4 

4-11,8 

4- 9,6 

+ 7,4 

+ 53/4 

Großbritannien . . . 

~ 1,4 

4- 1,9 

4- 3,2 

4- 2,6 

+ 31/4 

-bll,9 

4- 8,6 

4- 4,6 

4- 5,0 

4- 5 

Italien 

-b 0,2 

- 0.5 


-f 2,6 

+ 2 V 4 

4-17,8 

4-16,6 

4-14,6 

4-10,8 

+ 9 V 4 

Kanada 

-t 4,0 

- 4,4 

-f 3,3 

5,0 

4- 4 

4-12,5 

-bl0,8 

4- 5,9 

+ 4,3 

4- 4 

Spanien 

0,4 

+ 1,2 

-b 2,2 

+ 2,2 

+ 1^/4 

-bl4,6 

-bl4,4 

-H12,1 

-bll,3 

+ 8 V 2 

Niederlande 

- 0,7 

- 1,5 

+ 1,1 

+ 1,7 

4- 2 

+ 6,7 

-b 6,0 

-b 2,8 

-b 3,3 

4- 2 V 4 

Schweden 


-b 0,8 

-b 2,6 

4- 3,4 

+ 2 V 2 

-bl2,l 

-b 8,6 

-b 8,9 

-b 8,0 

+ 71/4 

Schweiz 

+ 1,5 

- 1,1 


+ 2,1 

+ 33/4 

4- 6,5 

-b 5,6 

-b 3,0 

4- 2,9 

+ 3 V 4 

Belgien 

- 1,5 

+ 1,5 


-f 1,3 

+ 1 V 2 

+ 7,6 

-b 8,7 

4- 7,7 

-b 6,3 

-1- 4 V 2 

Österreich 


+ 1,3 

-t 1,8 


+ 23/4 

4- 6,8 

-b 5,4 

4- 3,3 

-b 5,6 

+ 3 V 2 

Dänemark 


-b 3,0 

+ 2,1 

-f 3,5 

+ 2 V 2 

-bll,7 

-bl0,l 

-b 6,9 

4- 6,3 

+ 43/4 

Finnland 

-b 1,8 

-b 3,0 

4- 2,9 


+ 33/4 

-bl2,0 

4- 9,6 

4- 8,3 

+ 7,1 

4- 6 

Norwegen 


4- 0,3 

-b 3,9 

-b 3,8 

-f 3 

4-13,6 

-bll,3 

-b 8,4 

4- 6,2 

+ 53/4 

OECD-Länder 
insgesamt 


- 0,3 




-tl0,5 

-b 7,8 

-b 5,2 

-b 5,3 

+ 4^/4 


in 

Arbeitslose 

V. H. aller Erwerbspersonen 

Leistungsbilanz 
in V. H. des BSP bzw. BIP 

Bundesrepublik 
Deutschland 

4,7 

6,7 

8,1 

8,1 

8,2 

- 0,8 

0,5 

0,6 

1,0 

2 

USA 

7,5 

9,7 

9,6 

7,5 

7 V 4 

0,2 

- 0,3 

- 1,2 

- 2,8 

- 3,3 

Japan 

2,2 

2,4 

2,7 

2,7 

2 V 2 

0,4 

0,6 

1,8 

2,8 

3,7 

Frankreich 

7,4 

8,1 

8,4 

9,9 

10 V 2 

- 0,8 

- 2,2 

- 0,9 

- 0,2 

0,1 

Großbritannien . . . 

9,0 

11,0 

11,6 

11,7 

113/4 

2,6 

1,7 

1,1 

0,3 

0,9 

Italien 

8,3 

9,0 

9,8 

10,3 

IOV 4 

- 2,4 

- 1,6 

0.2 

- 0,8 

- 2,0 

Kanada 

7,5 

11,1 

11,9 

11,3 

IOV 2 

- 1,8 

0,7 

0,4 

0,6 

0 

Spanien 

15,0 

16,3 

17,8 

20,6 

22 V 4 

- 2,7 

- 2,3 

- 1,6 

1,4 

1,4 

Niederlande 

8,6 

12,4 

15,0 

15,4 

I 4 V 2 

2,8 

2,6 

2,8 

4,0 

5,1 

Schweden 

2,5 

3,1 

3,3 

3,1 

23/4 

- 2,4 

- 3,3 

- 1,1 

0,1 

- 1,5 

Schweiz 

0,2 

0,4 

0,9 

1,1 

3/4 

2,9 

4,1 

4,0 

4,2 

3,9 

Belgien 

10,0 

11,9 

13,2 

13,3 

I 3 V 4 

- 4,3 

- 2,9 

- 0,4 

- 0,3 

0,4 

Österreich 

2,1 

3,4 

4,1 

4,1 

4 V 4 

- 1,9 

0,7 

0,4 

- 1,2 

- 0,2 

Dänemark 

10,3 

9,8 

10,4 

10,0 

9 

- 3,1 

- 4,0 

- 2,1 

- 3,0 

- 3,7 

Finnland 

5,1 

5,9 

6,1 

6,1 

6 

- 0,5 

- 1,4 

- 1,9 

0 

- 0,2 

Norwegen 

2,0 

2,6 

3,3 

3,0 

2 V 2 

3,8 

1,2 

3,7 

5,9 

4,5 

OECD-Länder 
insgesamt 

7,0 

8,3 

8,8 

8,4 

8 V 4 

- 0,3 

- 0,4 

- 0,3 

- 0,8 

- 0,8 


') Bruttosozialprodukt bzw. Bruttoinlandsprodukt in konstanten Preisen 

Index der Verbraucherpreise, für 1985 teilweise Deflator des Privaten Verbrauchs 
h Nationale Definition der Arbeitslosen 

Schätzungen der OECD, für Bundesrepublik Deutschland amtliche Angaben bzw. eigene Berechnungen 
Quellen: OECD, für Bundesrepublik Deutschland nationale Quellen 
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Gegenüberstellung der tatsächlichen Entwicklung im Jahre 1985 
mit der Jahresprojektion der Bundesregierung 



J ahresproj ektion 

Tatsächliche 
Entwicklung ^) 


Veränderung gegenüber dem Vorjahr in v. H. 

Entstehung des Sozialprodukts 

Bruttoinlandsprodukt 

in Preisen von 1980 (BIP) 

+ rd. 2 V 2 

+ 2,6 

Erwerbstätige 

+ rd. V 2 

-h 0,8 

Arbeitszeit je Erwerbstätigen 

1 

- 0,8 

BIP je Erwerbstätigen 

-h rd. 2 

+ 1,8 

BIP je Erwerbstätigenstunde 

+ rd. 3 

-h 2,6 

nachrichtlich: 

Arbeitslosenquote in v. H. A 2) 

(unter 9) 

(9.3) 

B^) 

(unter 8) 

(8,2) 

Verwendung des Sozialprodukts in jeweiligen Preisen 

Privater Verbrauch 

-1- 3 V 2 bis -1- 4 V 2 

+ 3,7 

Staatsverbrauch 

+ 4 bis J- 5 

+ 4,5 

Bruttoanlageinvestitionen 

-1- 5 bis -1- 6 

+ 0,9 

Vorratsveränderung (Mrd. DM) 

(+11 bis +15)4) 

( + 17,1) 

Inlandsnachfrage 

+ 4 bis 4- 5 

+ 3,6 

Außenbeitrag (Mrd. DM) 

( + 54 bis +59)4) 

( + 72,3) 

(in V. H. des BSP) 

2‘/2 bis 3 

(3,9) 

Bruttosozialprodukt 

+ rd. 5 

+ 4.8 

In Preisen von 1980^) 

Privater Verbrauch 

+ lV 2 bis + 2 V 2 

+ 1,7 

Staatsverbrauch 

+ V 2 bis -1- IV 2 

+ 2,2 

Bruttoanlageinvestitionen 

-1- 3 V 2 bis -1- 4 V 2 

- 0,8 

Ausrüstungen 

- 1 - 8 V 2 bis - 1 - 9 V 2 

-h 8,8 

Bauten 

- 0 

- 6,7 

Inlandsnachfrage 

+ lV 2 bis + 2 V 2 

1,5 

Ausfuhren 

-1- 5 V 2 bis -1- 6 V 2 

+ 7,2 

Einfuhren 

J- 4 V 2 bis + 5 V 2 

+ 4,6 

Bruttosozialprodukt 

+ rd. 2 V 2 

+ 2,5 

Preisentwicklung 

Privater Verbrauch 

-hrd. 2 

+ 2,0 

Inlandsnachfrage 

-l-rd. 2 V 2 

-h 2,0 

Bruttosozialprodukt 

+ rd. 2 

+ 2,2 

Verteilung des Volkseinkommens 

Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 

-1- 4 bis -1- 4 V 2 

+ 4,0 

Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen 

-1- 6 bis -1- 7 

+ 8,5 

Volkseinkommen 

+ 4 V 2 bis -1- 5 V 2 

+ 5,3 

nachrichtlich: 

Bruttolöhne- und -gehälter 

je beschäftigten Arbeitnehmer 

+ rd. 3 V 2 

+ 3,0 

Beschäftigte Arbeitnehmer 

-1- rd. V 2 

+ 0,9 

Sparquote 

(11 bis IIV 2 ) 

(11,3) 


‘) 

-) 

•h 


Jahresprojektion 1985: Preisbasis 1976 

Bezogen auf die unselbständigen Erwerbspersonen 

Bezogen auf alle Erwerbspersonen 

Angepaßt an die inzwischen revidierten Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes für 1984 
Erstes vorläufiges Ergebnis des Statistischen Bundesamtes; Stand: Januar 1986 
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Einnahmen und Ausgaben des Staatssektors 
im Jahre 1985 

(in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung) 



Jahres- 
projektion 
der Bundes- 
regierung 

Tatsäch- 

liche 

Entwick- 

lung^) 


Veränderung gegenüber 
dem Vorjahr in v. H. 

Einnahmen 



Steuern 

+ 4V2bis -H 5V2 

-h 4,9 

Sozialbeiträge ^) 

-f 4V2 bis -f 5V2 

-H 4,9 

Sonstige Einnahmen . . . 

-f 3V2bis -f 4V2 

-f 5,1 

Einnahmen 

insgesamt 

-f 4V2bis -H 5V2 

+ 4,9 

Ausgaben 



Staatsverbrauch 

-h 4 bis -f 5 

-f 4,5 

Einkommens- und Ver- 
mögensübertragun- 
gen^) 

-f 2 bis -f 3 

-H 2,4 

+ 0,7 

Investitionen 

+ 4 bis + 5 

Ausgaben 

insgesamt 

-f 3 bis 4 

-f 3,2 

Finanzierungssaldo 
in Mrd. DM 

-20 bis -243) 

-20,5 

(in V. H, des BSP) .... 

(— 1 bis — l‘/ 2 )^) 

(- 1.1) 


') Einschließlich Beiträge an einen unterstellten Pensionsfonds 
-) Einschließlich Zinsen 

Angepaßt an die inzwischen revidierten Ergebnisse des Statisti- 
schen Bundesamtes für 1984 

Erstes vorläufiges Ergebnis des Statistischen Bundesamtes; 
Stand: Januar 1986 


Einnahmen- und leicht höheren Ausgabenerwar- 
tungen von einem Defizitabbau in dieser Größen- 
ordnung ausgegangen worden. Dabei fiel die Rück- 
führung des Finanzierungsdefizits der Gebietskör- 
perschaften etwas geringer als projektiert aus, wäh- 
rend im Sozialversicherungsbereich wegen eines et- 
was hinter den Erwartungen zurückgebliebenen 
Ausgabenzuwachses eine größere Verbesserung der 
Finanzierungssituation eingetreten ist. Insgesamt 
betrug der Anteil des staatlichen Finanzierungsde- 
fizits am Bruttosozialprodukt — in der Abgrenzung 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung — nur 
noch 1,1 V. H. (Jahresprojektion bei zum damaligen 
Zeitpunkt höherer Ausgangsbasis: 1 bis IV 2 v. H.). 

7. Neben dem erneut verringerten öffentlichen Fi- 
nanzbedarf wurde auch ein leichter Defizitabbau 
im Unternehmenssektor (einschließlich Wohnungs- 
wirtschaft) erreicht, da die Bauinvestitionen — wie 
dargelegt — deutlich schwächer stiegen als vor Jah- 
resfrist angenommen. Bei einem nur wenig höhe- 
ren Mittelaufkommen durch die laufende Ersparnis 


der privaten Haushalte als im vergangenen Jahr 
(die Sparquote war etwas zurückgegangen) hat der 
Forderungsaufbau gegenüber dem Ausland, wie er 
sich in einem Leistungsbilanzüberschuß ausdrückt, 
damit entsprechend kräftig zugenommen. 


B. Jahresprojektion 1986 

8 . Die Bundesregierung stimmt mit dem Sachver- 
ständigenrat in der Beurteilung überein, daß die 
Bedingungen für einen langen Aufschwung, der zu- 
nehmend auch den Arbeitsmarkt erfaßt, besser ge- 
worden sind (Ziffer 146 JG). Die derzeit verfügbaren 
Informationen deuten auf eine ungebrochene und 
robuste Aufwärtsentwicklung hin. Da die Wachs- 
tumskräfte inzwischen stärker die ganze Breite der 
Wirtschaft erfaßt haben, ist für den Jahresdurch- 
schnitt 1986 eher mit einem höheren Wachstum als 
in den letzten Jahren zu rechnen. Hierfür spricht 
auch, daß die konjunkturelle Aufwärtsentwicklung 
im Verlauf des Vorjahres nach dem überwiegend 
witterungsbedingten Einbruch zu Jahresbeginn 
sehr kräftig ausgefallen ist, der sog. Wachstums- 
überhang also bereits recht hoch ist. 

Die meisten Prognosen anderer Institutionen gehen 
für das Wirtschaftswachstum 1986 von einer 3%igen 
Zunahme der gesamtwirtschaftlichen Produktion 
aus. Sofern Abweichungen von dieser Marke beste- 
hen, gehen sie durchweg in die positive Richtung. 
Auch die Bundesregierung schließt ein höheres 
Wachstum nicht aus. 

Die Jahresprojektion entspricht wie immer einer 
bedingten Prognose der kurzfristig für realisierbar 
gehaltenen gesamtwirtschaftlichen Entwicklung. 
Die Bedingungen, Hypothesen und Annahmen — 
also der Rahmen jeder quantitativen gesamtwirt- 
schaftlichen Vorausschätzung — werden dabei 
nicht nach normativen Gesichtspunkten formuliert, 
sondern unter Wahrscheinlichkeitsaspekten gese- 
hen. Dies bedeutet gleichzeitig, sich des Unsicher- 
heitsspielraums und der Risiken des Nichteintref- 
fens bestimmter Annahmen und damit auch der 
Ergebnisse bewußt zu sein. 

Bei den außenwirtschaftlichen Rahmenbedingun- 
gen steht die Annahme im Vordergrund, daß das 
Wachstum der Weltwirtschaft das zuletzt verlang- 
samte Tempo bei deutlich reduzierten Inflationsra- 
ten mindestens beibehält und daß sich die Wachs- 
tumsdifferenzen zwischen den großen Regionen 
und Ländern noch stärker als zuletzt einebnen. 
Dazu gehört auch, daß der Welthandel möglichst 
frei von neuen wachstumsdämpfenden protektioni- 
stischen Eingriffen bleibt. Eine gesicherte Rohstoff- 
versorgung zu Preisen, die durch die Angebots- und 
Nachfrageverhältnisse auf den einzelnen Märkten 
bestimmt werden, muß ebenfalls als Bestandteil 
dieses möglichst ungehinderten Welthandelssystems 
angesehen werden. In der Jahresprojektion wird 
ferner unterstellt, daß sich nach der im Verlauf des 
Jahres 1985 zu verzeichnenden Entwicklung des 
Dollarkurses eine wieder besser kalkulierbare Ba- 
sis eingestellt hat. Es wird angenommen, daß 1986 
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nur noch geringfügige Fluktuationen des Wechsel- 
kurses der D-Mark gegenüber dem Dollar um ein 
real mehr oder weniger stabiles Niveau zu verzeich- 
nen sein werden. Zu den Bedingungen der Jahres- 
projektion gehört ferner, daß der Rückgang des in- 
ternationalen und damit auch des heimischen Zins- 
niveaus durch verstärkte Anstrengungen zum Ab- 
bau der Haushaltsdefizite in den Industriestaaten 
unterstützt wird, die hier noch einen großen Nach- 
holbedarf haben. 

Zu den wichtigsten binnenwirtschaftlichen Rah- 
menbedingungen der Jahresprojektion gehört die 
Annahme, daß die Ausgaben der öffentlichen Haus- 
halte sich wie geplant entwickeln. Insbesondere 
wird davon ausgegangen, daß diesmal die öffentli- 
chen Sachinvestitionen kräftig zunehmen werden. 
Ferner wird in der Jahresprojektion unterstellt, daß 
der etwas größer geplante Grad der Zentralbank- 
geldversorgung mit mehr Wachstum ausgefüllt 
wird. Zu den Bedingungen der Jahresprojektion ge- 
hört außerdem, daß in den Tarifverhandlungen 
dieses Jahres der größere Verteilungsspielraum 
überwiegend für Barlohnerhöhungen und nicht für 
Arbeitszeitverkürzungen verwendet wird. Dabei 
wird davon ausgegangen, daß die Wirtschaftstätig- 
keit und damit auch der Verteilungsspielraum nicht 
unter Störungen des Arbeitsfriedens leiden wer- 
den. 

Diese Hypothesen entsprechen im wesentlichen 
auch den Annahmen des Sachverständigenrates 
(Ziffer 150 ff. JG). 

9 . Während der Anstieg der Produktionstätigkeit 
in den beiden letzten Jahren von der Exportent- 
wicklung begünstigt worden war, dürften die von 
der Auslandsnachfrage ausgehenden Wachstums- 
impulse 1986 nachlassen. Insgesamt ist davon aus- 
zugehen, daß aufgrund deutlich steigender deut- 
scher Importnachfrage per Saldo der reale Außen- 
beitrag zurückgehen wird. 

Nachdem sich die wirtschaftliche Tätigkeit in den 
Vereinigten Staaten in der ersten Hälfte des ver- 
gangenen Jahres etwas verhalten entwickelt hatte, 
gewann sie danach wieder leicht an Dynamik. 
Wenn diese Tendenz anhält, dürfte das amerikani- 
sche Wirtschaftswachstum 1986 wieder etwas höher 
als im Vorjahr ausfallen. Hierbei ist allerdings zu 
beachten, daß eine Prognose für die USA zur Zeit 
besonders risikobehaftet ist, da aus heutiger Sicht 
noch nicht genau absehbar ist, welche gesamtwirt- 
schaftlichen Einflüsse von der notwendigen staatli- 
chen Konsolidierungspolitik ausgehen werden. Für 
Japan wird mit einer Verlangsamung des Expan- 
sionstempos, insbesondere wegen einer nachlassen- 
den Exportentwicklung, gerechnet, doch wird das 
Wachstum dort relativ günstig bleiben. In den wich- 
tigsten europäischen Industrieländern dürfte das 
bisher verhaltene Tempo des Wirtschaftswachs- 
tums bei Verschiebungen zwischen den Ländern 
insgesamt etwa beibehalten werden. Für die Indu- 
strieländer insgesamt rechnet die OECD 1986 mit 
einem Wachstum von ca. 2^/4 v. H., das damit etwa 
genauso stark wie im Vorjahr ausfallen würde. 

Die bislang bekannten Prognosen für die Entwick- 
lung des Welthandels im Jahre 1986 liegen sehr 


nahe beieinander. Die meisten Beobachter rechnen 
mit einer Zunahme des W’'elthandelsvolumens von 3 
bis 4 V. H., was vielleicht noch einen etwas stärke- 
ren Anstieg als im Vorjahr darstellen würde. Hier- 
bei wird wie immer unterstellt, daß weder zusätzli- 
che protektionistische Behinderungen noch drama- 
tische Veränderungen im Wechselkursgefüge auf- 
treten. Nach der erwarteten Regional- und Waren- 
struktur spricht vieles dafür, daß das Wachstum der 
deutschen Exportmärkte, also die mit deutschen 
Exportanteilen gewichtete Importentwicklung der 
Handelspartner, etwa dem der Weltimportnach- 
frage nach verarbeiteten Erzeugnissen entsprechen 
dürfte. 

Mit entscheidend für das Ausmaß des Exportan- 
stiegs ist aber auch die weitere Entwicklung der 
deutschen Marktanteile am Welthandel. Diese sind 
in den beiden letzten Jahren aufgrund der stark 
verbesserten Wettbewerbsposition der deutschen 
Exporteure erheblich gestiegen. Hierzu dürfte die 
Wechselkursentwicklung merklich beigetragen ha- 
ben. Seit dem Frühjahr 1985 hat die D-Mark im Ver- 
lauf des vergangenen Jahres insbesondere gegen- 
über dem US-$ beträchtlich an Wert gewonnen. 
Zwar war im Jahresdurchschnitt 1985 noch eine Ab- 
wertung der D-Mark gegenüber dem US-$ um rd. 
3 V. H. zu verzeichnen. Der derzeitige Wechselkurs 
bedeutet — wenn er sich stabilisiert — dagegen für 
1986 eine überaus kräftige jahresdurchschnittliche 
Aufwertung der D-Mark gegenüber dem US-$ von 
rd. 20 V. H. Selbst wenn man die unterschiedlichen 
Preisentwicklungen berücksichtigt, so dürfte die 
D-Mark beim derzeitigen Wechselkursgefüge ge- 
genüber den wichtigsten Handelspartnerwährun- 
gen insgesamt real um ca. 3 v. H. höherbewertet 
werden. Auf jeden Fall wird sich damit die preisli- 
che Wettbewerbsposition der deutschen Exporteure 
vom Wechselkurs her im Vergleich zum Vorjahr 
ungünstiger darstellen. Sicherlich sind auch andere 
Faktoren als die Preisgestaltung für die internatio- 
nale Konkurrenzfähigkeit der zu exportierenden 
Produktpalette von großer Bedeutung, und in vielen 
Fällen ist es wegen der z. Z. recht hohen Gewinn- 
spannen möglich, die Wechselkursentwicklung 
durch Preiszugeständnisse aufzufangen. Bei den 
gegebenen Annahmen über die Austauschrelatio- 
nen der D-Mark kann nicht mehr ohne weiteres 
erwartet werden, daß die in den letzten Jahren zu 
verzeichnende Zunahme des deutschen Marktan- 
teils am Welthandel sich weiter fortsetzt. 

Die Jahresprojektion geht von einer Stabilisierung 
des Marktanteils aus; trotz nachlassenden Expan- 
sionstempos würden die Exporte somit weiterhin 
eine wichtige Konjunkturstütze bleiben und einen 
merklichen Wachstums- und Beschäftigungsbeitrag 
liefern. Da wegen der zu erwartenden Wechselkurs- 
entwicklung ein erheblicher Preisdruck entsteht, 
dürfte die Ausfuhrpreissteigerung recht moderat 
ausfallen und vermutlich unter dem inländischen 
Preisanstieg liegen. Unter Berücksichtigung der 
Dienstleistungseinnahmen wird daher in der Jah- 
resprojektion eine 

nominale Zunahme der Ausfuhr von Waren 

und Dienstleistungen um 4 bis 5 v, H. 
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(nach 10,0 v. H. im Vorjahr) erwartet. Real würde 
dies eine Zunahme von 3 bis 4 v. H. (1985: 7,2 v. H.) 
bedeuten. 

10 . Insbesondere aufgrund der auch 1985 noch- 
mals verbesserten Gewinnentwicklung der Unter- 
nehmen, des zunehmenden Auslastungsgrades des 
Produktionspotentials, vor allem im Verarbeitenden 
Gewerbe, sowie der wegen der Steuersenkung im 
Jahre 1986 zu erwartenden Belebung des Privaten 
Verbrauchs ist die Investitionsneigung der gewerb- 
lichen Wirtschaft bis zuletzt erheblich gestiegen. 
Das Renditeverhältnis zwischen Sach- und Finanz- 
anlagen hat sich trotz des nach wie vor hohen Real- 
zinses für Finanzanlagen bei nachgebenden Kapi- 
talmarktzinsen und steigenden Erträgen weiter 
verbessert. Die Bundesregierung hat — ebenso wie 
der Sachverständigenrat — in der Vergangenheit 
verschiedentlich auf den positiven Zusammenhang 
zwischen Verbesserung der Gewinnmargen und ge- 
steigerter Investitionstätigkeit hingewiesen. Dies 
wurde inzwischen durch die tatsächliche Entwick- 
lung bestätigt Die Investitionspläne der Unterneh- 
men, so zeigen u. a. die Ergebnisse des durch das 
Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung durchgeführ- 
ten Investitionstests, sind kräftig aufgestockt wor- 
den. Besonders positiv zu werten ist dabei die Tat- 
sache, daß nicht zuletzt aufgrund der gestiegenen 
Auslastung der Sachanlagen, die in einigen Bran- 
chen bereits zu Kapazitätsengpässen geführt hat, 
wieder häufiger als in den letzten Jahren Erweite- 
rungsinvestitionen von den Unternehmen geplant 
sind. Rund 30 v. H. der Unternehmen des Verarbei- 
tenden Gewerbes gaben inzwischen als ihr Haupt- 
investitionsmotiv die Kapazitätsausweitung an; 
1984 betrug dieser Anteil erst reichlich ein Fünftel. 
Das Rationalisierungsziel, obgleich nach wie vor 
dominierendes Investitionsmotiv, verliert damit re- 
lativ an Bedeutung. Auch der Sachverständigenrat 
weist darauf hin, daß in Anpassung an die laufende 
und im Vorgriff auf die künftige Nachfrage wieder 
verstärkt Kapazitäten erweitert werden (Ziffer 157 
JG). 

Neben den Unternehmen des Verarbeitenden Ge- 
werbes dürfte auch der Bergbau seine Investitions- 
tätigkeit abermals fühlbar ausweiten. Selbst das un- 
ter Strukturanpassungen leidende Baugewerbe 
wird seine Investitionen voraussichtlich etwas stei- 
gern. Nicht zuletzt dürfte auch das Investitionsver- 
halten von Bundesbahn und Bundespost dynamisch 
bleiben. Aufgrund der erheblich verbesserten Per- 
spektive für die Verbrauchstätigkeit wird in der 
Jahresprojektion darüber hinaus davon ausgegan- 
gen, daß jetzt auch in den verbrauchsnäheren Be- 
reichen, die bisher eine im ganzen noch nicht sehr 
ausgeprägte Investitionsneigung aufwiesen, die 
Ausgaben für Ausrüstungs- und Bauinvestitionen 
verstärkt werden. 

Für die Anlageinvestitionen der Unternehmen geht 
die Jahresprojektion insgesamt von einem realen 
Anstieg um 7 bis 9 v. H. aus. Dabei dürfte die Zu- 
nahme der Ausrüstungsinvestitionen diese Ent- 
wicklung, in der auch die vermutlich nicht so kräf- 
tig steigenden Bauinvestitionen der gewerblichen 
Wirtschaft enthalten sind, noch übertreffen. Ebenso 


wie der Sachverständigenrat sieht die Bundesregie- 
rung derzeit keine Gefahren, die auf ein baldiges 
Abbrechen des Investitionsaufschwungs hindeuten 
(Ziffer 157 JG). 

Deutlich weniger optimistisch ist dagegen die Ent- 
wicklung der Bauinvestitionen insgesamt einzu- 
schätzen. Zwar wird man für den Fall, daß das Wet- 
ter die Außenarbeiten nicht so stark beeinträchtigt 
wie im Vorjahr, mit einem positiven Basiseffekt der 
Bauinvestitionen auf das Wirtschaftswachstum im 
ersten Quartal rechnen können, konjunkturell wer- 
den jedoch 1986 vom Baugewerbe allenfalls leicht 
expansive Effekte ausgehen. Immerhin fällt, wie 
auch der Sachverständigenrat feststellt, „ein ge- 
wichtiger Faktor, der bislang die Konjunktur bela- 
stet hat, . . . fort“ (Ziffer 160 JG). 

Die schwache Entwicklung der Bauinvestitionen ist 
vor allem durch die veränderte Lage im Wohnungs- 
bau bedingt. Der Rückgang im Wohnungsbau war 
1985 nicht nur durch das Wetter, sondern vor allem 
auch durch strukturelle Anpassungen geprägt. Ver- 
stärkt wurde diese Abwärtsbewegung durch den 
nach wie vor hohen Realzins bei insgesamt noch 
nicht stark verbesserten Einkommensperspektiven. 
Auch die Aussichten auf zukünftige Wertsteigerun- 
gen dürften bei nunmehr wieder stabilen und für 
Immobilien und Baugrundstücke sogar z. T. rück- 
läufigen Preisen zur Zeit bei den Investoren im 
Wohnungsbau zur Zurückhaltung beitragen. Dar- 
über hinaus ist zu berücksichtigen, daß auch die 
längerfristig wirkenden Determinanten für den 
Wohnungsbau, also die Entwicklung der Bevölke- 
rung und der Zahl der Haushalte einerseits und der 
auch bei stagnierenden Wohnungsbauinvestitionen 
weiterhin zunehmende Wohnungsbestand anderer- 
seits, ein vorsichtigeres Disponieren der Investoren 
nahelegen. Durch die auch bei schwacher oder 
rückläufiger Investitionstätigkeit sich ergebende 
Erhöhung des Wohnungsbestandes hat die Woh- 
nungsversorgung insgesamt ein verhältnismäßig 
hohes Niveau erreicht, wenn auch immer noch Eng- 
pässe auf regionalen Wohnungsteilmärkten und für 
bestimmte Bevölkerungsgruppen bestehen. Eine 
wachsende Bedeutung dürften andererseits mit zu- 
nehmendem Alter des Wohnungsbestandes Repara- 
turen und Modernisierungsinvestitionen erhalten. 
Außerdem könnten die sich 1986 verbessernde Ein- 
kommenssituation der privaten Haushalte und 
nachgebende Finanzierungskosten stabilisierend 
auf den Wohnungsbau wirken. Für 1986 ist — abge- 
sehen von dem erwähnten wahrscheinlich positiv 
auf das Gesamtergebnis wirkenden Basiseffekt der 
Witterung — konjunkturell wohl noch mit einem 
Rückgang der Wohnungsbauinvestitionen zu rech- 
nen. 

Die öffentlichen Bauten dürften 1986 wieder einen 
positiven Wachstumsbeitrag liefern. Nachdem in 
den vergangenen Jahren wegen der Konsolidie- 
rungsbemühungen insbesondere auch der Gemein- 
den die Nachfrage aus dem öffentlichen Bereich 
sehr zurückhaltend war, ist jetzt eine Basis für ei- 
nen Wiederanstieg der öffentlichen Investitionen 
geschaffen: Die Gemeinden, die zwei Drittel der öf- 
fentlichen Bauten tätigen, erzielen in der Summe 
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z. Z. wieder Haushaltsüberschüsse. Zwar gibt es 
sehr große Unterschiede in der Haushaltslage der 
einzelnen Gemeinden. Um so wichtiger ist es nach 
Ansicht der Bundesregierung, daß die finanziell 
besser gestellten Gemeinden ihre Zurückhaltung 
bei der Vergabe von Investitionsaufträgen aufge- 
ben. In der Zwischenzeit dürfte sich zudem — auch 
nach Ansicht der Gemeindeverbände — ein nicht 
unerheblicher Nachfragestau gebildet haben. An 
wirtschaftlich vernünftigen Vorhaben — etwa im 
Bereich des Umweltschutzes oder der Stadtsanie- 
rung — dürfte es nicht fehlen. Begünstigt wird die 
mögliche Steigerung der öffentlichen Investitionen 
durch die Aufstockung der Städtebauförderungs- 
mittel. Die insgesamt erhöhten öffentlichen Auf- 
träge für Hoch- und Tiefbauten sprechen für eine 
fühlbare Ausweitung der staatlichen Investitionstä- 
tigkeit. In der Jahresprojektion wird für 1986 ein 
realer Zuwachs der öffentlichen Investitionen von 3 
bis 4 V. H. unterstellt. 

Unter Berücksichtigung dieser Annahmen für die 
reale Entwicklung der Anlageinvestitionen der Un- 
ternehmen, des Wohnungsbaus und des Staates und 
unter Einrechnung eines weiterhin nur mäßigen 
Preisanstiegs für Ausrüstungen und Bauten wird in 
der Jahresprojektion ein 

nominaler Anstieg der Anlageinvestitionen 

von 7 bis 8 v. H, 

(nach 0,9 v. H. im Vorjahr) unterstellt. Real entsprä- 
che dies einem Anstieg von insgesamt 5 bis 6 v. H. 
(1985: -0,8 V. H.). 

Angesichts der derzeit relativ niedrigen Lagerquote 
wird bei einer Verstärkung der gesamtwirtschaft- 
lichen Produktion auch mit einer etwas höheren 
Aufstockung der Vorräte an Rohstoffen und Vor- 
materialien sowie an Fertigprodukten gerechnet. 

11 . Die wichtigsten Quellen für das verfügbare 
Einkommen der privaten Haushalte werden in die- 
sem Jahr z. T. erheblich verstärkt zunehmen. Im 
einzelnen wurde für die Bruttolohn- und -gehalts- 
summe ein Anstieg von rd. 5 v. H. angenommen, der 
wegen einer stärkeren Ausweitung der Beschäfti- 
gung und einer leicht beschleunigten Entwicklung 
der Effektivlöhne je Beschäftigten deutlich höher 
ausfällt als im abgelaufenen Jahr. Trotz weiterhin 
überproportional steigender Sozialbeiträge auf- 
grund z. T. angehobener Krankenversicherungs- 
beitragssätze wird die Nettolohn- und -gehaltssum- 
me, die mit Abstand gewichtigste Bestimmungs- 
größe des verfügbaren Einkommens der privaten 
Haushalte, infolge der ab 1. Januar 1986 in Kraft 
getretenen merklichen Steuerentlastung mit ca. 
-h 5V2 V. H. sogar stärker als die entsprechende Brut- 
togröße zunehmen können. Damit zeichnet sich be- 
reits heute ab, daß die Summe der Nettolöhne und 
-gehälter preisbereinigt fühlbar wachsen wird. 

Auch die vom Staat geleisteten Übertragungsein- 
kommen dürften mit 3V2 bis 4 v. H. deutlich stärker 
steigen als im vergangenen Jahr ( -h 2,5 v. H.), weil 
1986 u. a. die Rentensteigerung netto höher als im 
Vorjahr ausfällt und Verbesserungen für ältere län- 


gerfristig Arbeitslose, Anhebungen bei den Sozial- 
hilfesätzen, eine fühlbare Aufstockung des Wohn- 
geldes sowie die Einführung eines Kindergeld- 
zuschlags für Geringerverdienende und nicht zu- 
letzt eines Erziehungsgeldes für alle Mütter bzw. 
Väter von neugeborenen Kindern wirksam werden. 
Weitere Ertragsverbesserungen im Unternehmens- 
bereich und die Einkommensteuersenkung lassen 
vermutlich auch 1986 eine leicht überproportionale 
Zunahme der entnommenen Gewinne und Vermö- 
genseinkommen zu. Danach könnte das gesamte 
verfügbare Einkommen der privaten Haushalte um 
5 bis 5V2 V. H. steigen und damit deutlich die Zu- 
nahme des Vorjahres (-h3,4v. H.) übertreffen. Im 
Einklang mit früheren Erfahrungen bei der Einfüh- 
rung von steuerlichen Entlastungen wurde für die 
private Ersparnisbildung eine im Vergleich hierzu 
überdurchschnittliche Zunahme, d. h. ein leichter 
Anstieg der Sparquote, angenommen, da die Sparfä- 
higkeit der privaten Haushalte 1986 deutlich 
wächst. Auch der Sachverständigenrat weist darauf 
hin, daß bei wachsenden Realeinkommen die Spar- 
quote zunächst leicht steigt (Ziffer 166 JG). Unter 
diesen Voraussetzungen könnte 

der Private Verbrauch nominal um rd. 5 v. H, 

(nach 3,7 V. H. im Vorjahr) zunehmen. Real würde 
dies einen kräftigen Anstieg von rd. 3V2 v. H. (1985; 
1,7 V. H.) bedeuten. 

12 . Nach den bislang bekannten Planungen der 
Gebietskörperschaften und der absehbaren Ten- 
denzen dürfte die Ausweitung der Personalausga- 
ben des Staates nicht viel anders als im Vorjahr 
verlaufen. Auch für den Sachaufwand, insbesondere 
der Sachleistungen im Sozialversicherungsbereich, 
ist in der Entwicklung kaum mit einer gravierenden 
Änderung gegenüber dem letzten Jahr zu rechnen. 
In der Jahresprojektion wird unter diesen Bedin- 
gungen für 

den Staatsverbrauch eine nominale Zunahme 

von 4 bis 5 v. H. 

(nach 4,5 v.H. im Vorjahr) angenommen. Real ent- 
spräche dies einer Ausweitung von rd. 2 v. H. (1985: 
2,2 V. H.). 

13 . Die Annahmen für die Entwicklung von Aus- 
fuhren und Inlandsnachfrage ergeben für die ge- 
samte Güterverwendung einen nominalen Anstieg 
von 5 bis 5V2 v. H. (real ca. 3V2 bis 4 v. H.), der damit 
real stärker als im Vorjahr (3,0 v. H.) ausfallen wür- 
de. Dies dürfte auch zu einer deutlichen Expansion 
der Importe führen. Da die Preise für Importwaren 
voraussichtlich das Vorjahresniveau merklich un- 
terschreiten werden, könnten hiervon zusätzliche 
spürbare Impulse auf die reale Importnachfrage 
ausgehen, so daß der Anstieg des Einfuhrvolumens 
unter Einschluß der Dienstleistungsausgaben mit 
5V2 bis 6V2V. H. vermutlich spürbar höher ausfal- 
len dürfte als vor Jahresfrist ( -h 4,6 v. H.), Er wird 
damit voraussichtlich die Ausweitung der Gesamt- 
nachfrage erheblich übertreffen. In nominaler Be- 
trachtung dürften dagegen die Einfuhren von Wa- 
ren und Dienstleistungen aufgrund der wahrschein- 
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lieh rückläufigen Importpreise mit ca. 4 V 2 bis 5 v. H. 
einen etwas geringeren Zuwachs verzeichnen als 
1985. 

Daraus ergibt sich ein 

nominaler Außenbeitrag in der Größenordnung 

von -h 72 bis + 76 Mrd. DM 

(nach +72,3 Mrd. DM im Vorjahr), also voraussicht- 
lich nur noch eine leichte Ausweitung gegenüber 
1985. In konstanten Preisen gerechnet bedeutet dies 
sogar einen deutlichen Rückgang des Saldos im 
Waren- und Dienstleistungsverkehr mit dem Aus- 
land. Damit werden 1986 von der Entwicklung des 
Außenbeitrags in der Bundesrepublik Deutschland 
Produktions- und Beschäftigungsimpulse für die 
Handelspartner ausgehen. Die leichte nominale 
Ausweitung des Außenbeitrags hängt damit zusam- 
men, daß bei moderat steigenden Exportpreisen die 
Importpreise im Jahresdurchschnitt voraussichtlich 
zurückgehen dürften, so daß mit einer recht kräfti- 
gen Verbesserung der terms of trade zu rechnen ist. 
Diese Entwicklung zeichnet sich im wesentlichen 
schon deswegen ab, weil die Einfuhrpreise bis Ende 
letzten Jahres vor allem bedingt durch die Höherbe- 
wertung der D-Mark spürbar nachgaben. 

Im Jahresdurchschnitt 1986 ergäbe sich insgesamt 
ein 

Anstieg des nominalen Sozialprodukts von rd. 

5^/2 V. H. 

(nach 4,8 v. H. im Vorjahr). 

14 . Ähnlich wie im vergangenen Jahr wird die 
Preisentwicklung auch 1986 in ruhigen Bahnen ver- 
laufen. Der in- und ausländische Wettbewerb wird 
intensiv bleiben. Von den Agrarpreisen her sind 
keine fühlbaren Preissteigerungen zu erwarten. Die 
Lohnstückkosten dürften sich allenfalls leicht be- 
schleunigen. Die Entwicklung der Einfuhrpreise 
dürfte dämpfend auf das inländische Preisniveau 
wirken. 

Die deutliche Verbesserung des D-Mark-Wechsel- 
kurses bis zum Jahresanfang 1986 spiegelt sich seit 
dem Frühjahr 1985 in sinkenden Einfuhrpreisen wi- 
der, so daß die Verbraucherpreise seit dieser Zeit 
saisonbereinigt nur noch geringfügig gestiegen 
sind. Das drückt sich auch in einem Überhang am 
Jahresende 1985 — also dem Unterschied von Jah- 
resendstand zu Jahresdurchschnitt — von saisonbe- 
reinigt nur noch rd. V 2 v. H. aus; dies ist der niedrig- 
ste Überhang seit dem Jahr 1967. Aufgrund dieser 
geringen Vorbelastung und der auch künftig günsti- 
gen Aussichten für eine gedämpfte Preisentwick- 
lung könnte der 

Anstieg der Verbraucherpreise 1986 auf ca. 

1^/2 bis 2v.H. 

begrenzt werden und damit eher nochmals geringer 
ausf allen als im Vorjahr, in dem mit einem jahres- 
durchschnittlichen Anstieg von rd. 2 v. H. das beste 
Ergebnis nach 1969 erzielt worden war. Die Preise 
für die übrigen Komponenten der Inlandsnachfrage 
könnten geringfügig stärker nach oben zeigen als 


die Verbraucherpreise. Insgesamt kann aber für 
den Anstieg des Preisniveaus der gesamten inlän- 
dischen Giiterverwendung eine Begrenzung auf rd. 

2 V. H. angenommen werden. Die rückläufigen Ein- 
fuhrpreise haben — wenn sie voll in die Preise der 
Endnachfrage eingehen — auf den Deflator des 
Bruttosozialprodukts keine Auswirkung. Dieser ist 
ökonomisch vielmehr ein Maßstab für die Verteue- 
rung der inländischen Wertschöpfung; in ihm 
kommt im wesentlichen die tatsächliche Entwick- 
lung von Lohnkosten und Gewinnmargen als Er- 
gebnis der Marktprozesse zum Ausdruck. Für die- 
sen Preisindex wird in der Jahresprojektion von 
einer Zunahme um rd. 2 V 2 v. H. ausgegangen. 

15 . Den Annahmen der Jahresprojektion für das 
nominale Bruttosozialprodukt und seine Preisver- 
änderung würde im Jahresdurchschnitt 1986 

ein reales Wachstum des Bruttosozialprodukts 

von rd. 3 v. H. 

entsprechen. 

Die Arbeitsproduktivität, gemessen am Bruttosozi- 
alprodukt je Erwerbstätigen, könnte — ähnlich wie 
1985 — um knapp 2 v. H. steigen, so daß sich die 
Erwerbstätigkeit in einer Größenordnung von 
reichlich 1 v. H. ausweiten dürfte. Die Zunahme der 
Produktivität je Erwerbstätigen hat sich gegenüber 
früheren Erfahrungen auch deshalb stark abge- 
flacht, weil von der stärkeren Flexibilisierung der 
Arbeitsverhältnisse in Form von Teilzeitarbeit ver- 
mehrt Gebrauch gemacht wird. Insbesondere im 
Dienstleistungsbereich, wo die Zunahme der Be- 
schäftigung bis zuletzt sehr stark ausfiel, war die 
Ausweitung der Teilzeitbeschäftigung überdurch- 
schnittlich stark. Auch im Handel, im öffentlichen 
Bereich und bei den privaten Organisationen ohne 
Erwerbszweck nimmt die Teilzeitbeschäftigung 
verstärkt zu. In der Jahresprojektion wird davon 
ausgegangen, daß diese Tendenzen im tertiären Be- 
reich anhalten und die Beschäftigungszunahme im 
Verarbeitenden Gewerbe sich fortsetzt. Sie würde 
sich damit auf mehr Bereiche als im vergangenen 
Jahr ausweiten. Auch könnte sich das Beschäfti- 
gungsniveau im Baugewerbe, wo es im vorigen Jahr 
zu einer beträchtlichen Personalreduzierung ge- 
kommen ist, mehr und mehr stabilisieren. 

Die Schwierigkeit einer realistischen Einschätzung 
der weiteren Entwicklung der Arbeitslosigkeit ist 
einmal vor dem Hintergrund der statistischen Unsi- 
cherheit über die derzeitige Zunahme des demo- 
graphisch bedingten Erwerbspersonenangebots zu 
sehen. Abhilfe kann hier nur die neue Volkszählung 
1987 schaffen. Hinzu kommt wie immer die Unsi- 
cherheit über die weitere Entwicklung der ausländi- 
schen Erwerbsbevölkerung. Das tatsächliche Er- 
werbspersonenangebot hängt außerdem stark von 
der sich ändernden Erwerbsneigung der Bevölke- 
rung ab. Bei günstigerer Arbeitskräftenachfrage 
und somit verbesserten Beschäftigungschancen 
nimmt die Erwerbsquote oft zu; diese Tendenz war 
jedenfalls im vergangenen Jahr zu beobachten. 

Insgesamt wird in der Jahresprojektion davon aus- 
gegangen, daß das Erwerbspersonenangebot 1986 
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schwächer als zuletzt expandiert. Hierzu dürfte 
auch die allmählich steigende Inanspruchnahme 
der Vorruhestandsregelung beitragen. Auch der 
Wegfall der Registrierungspflicht für einen Teil der 
älteren Arbeitslosen, die das 58. Lebensjahr er- 
reicht oder überschritten haben, spielt bei der wahr- 
scheinlich abgeschwächten Zunahme des auf dem 
Arbeitsmarkt in Erscheinung tretenden Erwerbs- 
personenangebots eine Rolle. 

Insgesamt wird danach davon ausgegangen, daß 

die Arbeitslosenzahl im Jahresdurchschnitt auf 

rd. 8^/2 V. H. der unselbständigen Erwerbsperso- 
nen bzw. rd. 1^/2 V. H. aller Erwerbspersonen 

zurückgehen wird. Dies entspräche einer Arbeitslo- 
senzahl von rd. 2,15 Mio. im Jahresdurchschnitt 
nach rd. 2,3 Mio. im Vorjahr. Erstmals nach 1979 
wäre dann auch im Jahresdurchschnitt 1986 ein 
fühlbarer Rückgang der Arbeitslosenzahlen zu er- 
warten. 

16 . Mit einer Zunahme um 5 bis 6 v. H. dürfte sich 
das Volkseinkommen nach den Annahmen der Jah- 
resprojektion etwa parallel zum nominalen Brutto- 
sozialprodukt entwickeln. Bei der Abschätzung der 
Verteilung des Volkseinkommens auf die Primär- 
einkommen wurde für den Anstieg der Bruttolöhne 
und -gehälter je beschäftigten Arbeitnehmer in der 
Jahresprojektion eine gegenüber dem Vorjahreser- 
gebnis leicht höhere Rate von 3V2 bis 4 v. H. veran- 
schlagt. Wegen der erwarteten deutlichen Auswei- 
tung der Beschäftigung und erneut überproportio- 
naler Zunahme der Arbeitgeberbeiträge zur sozia- 
len Sicherung infolge weiterhin steigender durch- 
schnittlicher Beitragssätze zur gesetzlichen Kran- 
kenversicherung dürfte 

das Bruttoeinkommen aus unselbständiger Ar- 
beit um rd. 4^/2 bis 5^/2 v. H. 

(nach 4,0 v. H. im Vorjahr) wachsen. 

Danach ergäbe sich für das in der Volkswirtschaftli- 
chen Gesamtrechnung als Differenz zwischen 
Volkseinkommen und Bruttoeinkommen aus un- 
selbständiger Arbeit ermittelte 

Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit 

und Vermögen eine Zunahme von 6 bis 1 v. H. 

(nach 8,5 v. H. im Vorjahr). 

Damit würde sich eine Bruttoeinkommensvertei- 
lung mit erneuter, allerdings gegenüber den ver- 
gangenen Jahren deutlich abgeschwächter überpro- 
portionaler Ausweitung der Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen ergeben. Die um Änderun- 
gen in der Beschäftigungsstruktur bereinigte Lohn- 
quote würde nochmals um rd. V2 Prozentpunkt zu- 
rückgehen. 

17 . Die vorliegenden Haushaltsplanungen für die 
Gebietskörperschaften und die Ausgabenansätze 
im Sozialversicherungsbereich lassen eine Zu- 
nahme der Ausgaben um insgesamt 3 bis 4 v. H. 
erwarten. Diese entspricht wenig mehr als der Aus- 
gabensteigerung im Vorjahr und liegt erneut deut- 


lich unter dem erwarteten Zuwachs des nominalen 
Sozialprodukts. Die verhaltene Ausgabensteigerung 
unterstreicht damit weiterhin die Bemühungen um 
eine fortgesetzte Konsolidierungspolitik. Auch bei 
den beiden großen volkswirtschaftlichen Ausgaben- 
kategorien, dem Staatsverbrauch sowie den Ein- 
kommens- und Vermögensübertragungen (einschl. 
Zinsen), dürfte es zu keinen wesentlichen Änderun- 
gen des Anstiegstempos im Vergleich zum Vorjahr 
kommen. Der Staatsverbrauch wird nach den An- 
nahmen der Jahresprojektion um 4 bis 5 v. H. zu- 
nehmen und die Übertragungen dürften um 2V2 bis 
3V2V. H. ansteigen. Allerdings wird es innerhalb 
der Übertragungen zu merklichen Verschiebungen 
kommen. Insbesondere aufgrund der ab 1. Januar 
1986 wirksam werdenden Neuregelungen im Zu- 
sammenhang mit den Zahlungen von Arbeitslosen-, 
Erziehungs- und Wohngeld werden die sozialen Lei- 
stungen des Staates an die privaten Haushalte 
deutlich stärker expandieren als 1985. Demgegen- 
über dürften die Subventionen — in der Abgren- 
zung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung — 
wie 1985 gleichbleiben. Auch bei den Zinsen ist mit 
einer weiteren Verlangsamung des Ausgabenan- 
stiegs zu rechnen. Aufgrund der inzwischen erreich- 
ten Konsolidierungserfolge bei den Gebietskörper- 
schaften ist zu erwarten, daß die öffentlichen Inve- 
stitionen nach einer jahrelangen Schwächephase 
wieder überproportional zunehmen. In der Jahres- 
projektion wird von einem nominalen Anstieg um 4 
bis 6 V. H. ausgegangen. 

Der Anstieg der Gesamteinnahmen wird mit vor- 
aussichtlich 3V2 bis 4V2 V. H. erneut über dem Aus- 
gabenzuwachs liegen, obwohl wegen des Inkrafttre- 
tens des ersten Teils der Einkommensteuersenkun- 
gen die Steuereinnahmen mit 3 bis 4 v. H, deutlich 
schwächer zunehmen werden als im Vorjahr. Die 
Sozialbeiträge dürften dagegen als Folge der stär- 
keren Ausweitung der Bruttolohn- und -gehalts- 
summe und der Beitragssatzanhebungen in der ge- 
setzlichen Krankenversicherung mit 5 bis 6 v. H. et- 
was kräftiger expandieren als 1985. Für die übrigen 
Einnahmen wurde mit 1 bis 2 v. H. ein unterpropor- 
tionaler Anstieg angenommen, wobei u. a. für den 
Bundesbankgewinn mit 12,5 Mrd. DM entsprechend 
dem Haushaltsansatz des Bundes eine leicht niedri- 
gere Abführung als im Vorjahr zugrundeliegt. 

Aus diesen Annahmen über die Ausgaben- und Ein- 
nahmenentwicklung leitet sich ein erneuter — al- 
lerdings nur noch kleiner — Abbau des gesamten 
staatlichen Finanzierungsdefizits (in der Abgren- 
zung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung) 
auf 15 bis 20 Mrd. DM nach 20,5 Mrd. DM im Vor- 
jahr ab. Für die Gebietskörperschaften allein wird 
jedoch wegen der relativ schwachen Steuereinnah- 
menentwicklung aufgrund der ersten Stufe der Ein- 
kommensteuersenkung das Finanzierungsdefizit 
etwa stabil bleiben. Das in der Jahresprojektion un- 
terstellte Gesamtdefizit des Staates würde mit 
knapp 1 V. H. des Bruttosozialprodukts eher etwas 
niedriger als 1985 (1,1 v. H.) ausf allen. 

18 . Diesem abermals geringeren öffentlichen Net- 
to-Finanzierungsbedarf steht in der Finanzierungs- 


39 



Drucksache 10/4981 


Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode 


rechnung der Volkswirtschaft eine steigende Inan- 
spruchnahme von Kapitalmarktmitteln durch den 
Unternehmenssektor (einschließlich Wohnungs- 
wirtschaft) gegenüber. In der Jahresprojektion wird 
angenommen, daß sich die Bruttoinvestitionen dy- 
namischer als die eigenen Finanzierungsmittel der 
Unternehmen erhöhen werden. Dies wird ohne An- 
spannung der Kapitalmärkte möglich sein, da die 


Geldkapitalbildung der privaten Haushalte wegen 
des deutlichen Anstiegs des verfügbaren Einkom- 
mens und des unterstellten leichten Anstiegs der 
Sparquote kräftiger als zuletzt zunehmen dürfte. 
Der Forderungsaufbau gegenüber der übrigen Welt 
in Höhe des Leistungsbilanzüberschusses wird sich 
nach den Annahmen der Jahresprojektion nur noch 
wenig erhöhen. 
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Gesamtwirtschaftliche Entwicklung in den Jahren 1982 bis 1985 
und Eckwerte der Jahresprojektion 1986 



1982 

1983 3) 

1984 3) 

1985 *) 

1986 3) 



Veränderung gegenüber dem Vorjahr in v. H. 

Entstehung des Sozialprodukts 

Bruttoinlandsprodukt 
in Preisen von 1980 (BIP) 

- 0,6 

+ 1,2 

-H 2,6 

+ 2,6 

-brd. 3 

Erwerbstätige 

- IJ 

- 1,5 

-b 0,1 

-b 0,8 

-brd. 1 

Arbeitszeit je Erwerbstätigen 

- 0,3 

- 0,2 

- 0,3 

- 0,8 

- rd. V 2 

BIP je Erwerbstätigen 

+ 1,1 

-b 2,7 

-b 2,5 

-b 1,8 

-brd. 2 

BIP je Erwerbstätigenstunde 

+ 1,4 

-b 2,9 

-b 2,8 

-b 2,6 

-b rd. 2 V 2 

nachrichtlich: 

Arbeitslosenquote in v. H. A 

(7.5) 

(9,1) 

(9.1) 

(9,3) 

(rd. 8‘/2) 

B 2) 

(6,7) 

(8,1) 

(81) 

(82) 

(rd. 7‘/2) 

Verwendung des Sozialprodukts 
in jeweiligen Preisen 

Privater Verbrauch 

-H 3,4 

+ 4,3 

-b 3,1 

-b 3,7 

-b 4 V 2 bis -b 5 V 2 

Staatsverbrauch 

-H 2,5 

-H 3,2 

+ 4,1 

-b 4,5 

-b 4 bis -b 5 

Bruttoanlageinvestitionen 

- 2,5 

-l- 5,3 

-b 3,0 

-b 0,9 

-b 7 bis -b 8 

Vorratsveränderung (Mrd. DM) 

(-11,5) 

{- 1,5) 

( + 11,3) 

( + 17,1) 

(+18 bis +22) 

Inlandsnachfrage 

-H 1,9 

-H 4,9 

+ 4,1 

-b 3,6 

-b 5 bis -b 6 

Außenbeitrag (Mrd. DM) 

( + 37,5) 

( + 39,1) 

( + 50,1) 

(+72,3) 

(-b72 bis -b76) 

(in V. H. des BSP) 

(2,3) 

(2,3) 

(2,9) 

(3,9) 

(rd. 4) 

Bruttosozialprodukt 

-H 3,4 

-f 4,9 

-b 4,6 

-b 4,8 

-b rd. 5 V 2 

In Preisen von 1980 

Privater Verbrauch 

- 1,3 

+ 1,1 

-b 0,6 

+ 1.7 

+ rd. 3 V 2 

Staatsverbrauch 

- 0,8 

-b 0,3 

+ 2,4 

-b 2,2 

-brd. 2 

Bruttoanlageinvestitionen 

- 5,3 

-H 3,2 

-b 0,8 

- 0,8 

-b 5 bis + 6 

Ausrüstungen 

- 6,7 

-H 5,6 

- 0,5 

-b 8,8 

-b 8 bis -b 9 

Bauten 

- 4,3 

+ 1,7 

-b 1,6 

- 6,7 

-b 3 bis -b 4 

Inlandsnachfrage 

- 2,0 

-H 1,9 

-b 1,8 

-b 1,5 

-b 3 V 2 bis -b 4 

Ausfuhren 

-b 3,2 

- 0,2 

-b 8,0 

-b 7,2 

-b 3 bis -b 4 

Einfuhren 

- 0,1 

-b 0,8 

+ 5,5 

-b 4,6 

-b 5 V 2 bis + 6 V 2 

Bruttosozialprodukt 

- 1,0 

+ 1,5 

-b 2,7 

-b 2,5 

■brd. 3 

Preisentwicklung 

Privater Verbrauch 

-H 4,8 

-H 3,2 

-b 2,5 

-b 2,0 

-brd. IV 2 

Inlandsnachfrage 

+ 4,1 

-H 3,0 

-b 2,2 

+ 2,0 

-b rd. 2 

Bruttosozialprodukt 

-b 4,4 

-b 3,3 

-b 1,9 

-b 2,2 

-brd. 2 V 2 

Verteilung des Volkseinkommens 

Bruttoeinkommen 

aus unselbständiger Arbeit 

-b 2,2 

+ 2,1 

-b 3,2 

-b 4,0 

-b 4V2bis -b 5 V 2 

Bruttoeinkommen 

aus Unternehmertätigkeit und Vermögen 

-H 5,5 

-H12,5 

-b 8,6 

-b 8,5 

-b 6 bis -b 7 

Volkseinkommen 

+ 3,1 

-H 4,8 

+ 4,7 

-b 5,3 

-b 5 bis -b 6 

nachrichtlich: 

Bruttolöhne- und -gehälter 
je beschäftigten Arbeitnehmer 

+ 4,1 

-H 3,2 

-b 3,0 

-b 3,0 

-b 3V2bis + 4 

Beschäftigte Arbeitnehmer 

- 1,9 

- 1,7 

+ 0,0 

-b 0,9 

-brd. 1 

Sparquote 

(12,8) 

(11,2) 

(11,6) 

(11,3) 

(rd. 11^/2) 


‘ ) Bezogen auf die unselbständigen Erwerbspersonen 
-) Bezogen auf alle Erwerbspersonen 

Vorläufige Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes 

Erstes vorläufiges Ergebnis des Statistischen Bundesamtes; Stand: Januar 1986 
Jahresprojektion 
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Einnahmen und Ausgaben des Staatssektors 

(in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung) 



1982 

19831) 

19841) 

19852) 

19863) 


Veränderung gegenüber dem Vorjahr in v. H. 

Einnahmen 






Steuern 

4- 2,2 

4- 5,0 

4- 5,9 

4- 4,9 

4-3 bis 4- 4 

Sozialbeiträge 

4- 5,8 

4- 2,5 

4- 4,8 

4- 4,9 

4-5 bis 4- 6 

Sonstige Einnahmen 

4-17,9 

4- 7,7 

4- 2,8 

4- 5,1 

4- 1 bis 4- 2 

Einnahmen insgesamt 

4- 4,8 

4- 4,3 

4- 5,2 

+ 4,9 

4- 3V2bis 4- 4 V 2 

Ausgaben 






Staatsverbrauch 

4- 2,5 

4- 3,2 

+ 4,1 

4- 4,5 

4- 4 bis 4- 5 

Einkommens- und Vermögens- 






Übertragungen^) 

4- 6,7 

4- 3,2 

4- 4,3 

+ 2,4 

+ 21/2 bis + 31/2 

Investitionen 

- 9,5 

- 7,7 

4- 0,7 

4- 0,7 

+ 4 bis + 6 

Ausgaben insgesamt 

4- 3,9 

4- 2,6 

4- 4,0 

4- 3,2 

4-3 bis 4- 4 

Finanzierungssaldo in Mrd. DM 

-52,5 

-41,2 

-33,8 

-20,5 

-15 bis -20 

(in V. H. des BSP) 

(- 3,3) 

(- 2,5) 

r- 1,9) 

(- U) 

(- rd. l) 


') Vorläufige Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes 

2) Erstes vorläufiges Ergebnis des Statistischen Bundesamtes; Stand: Januar 1986 
Jahresprojektion 

Einschließlich Beiträge an einen unterstellten Pensionsfonds 
5) Einschließlich Zinsen 
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